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Einleitung. 



Die Einverleibung des Elsass' durch Frankreich ist schon 
mehrfach Gegoistand historischer Betrachtung gewesen, und 
nicht allein nach ihrer eigentlich politischen, sondern auch nach 
ihrer staatsiech tlichen Seite gewürdigt worden. Noch in jüngster 
Zeit hat Legrelle in seinem «Louis XIV et Strasbourg»! den 
Gewaltakt des grossen Königs aus dem staatsrechtlichen Ver- 
hältnis des Elsass', wie es durch den Westfälischen Frieden 
geschaffen wurde, zu erklären und zu begründen versucht und 
damit der deutschen Kritik Anlass zu nochmaliger Beleuchtung 
dieses traurigen Kapitels unserer Geschichte gegeben. 2 Der 
UeJ)erfall Strassburgs bleibt ein Gewaltakt, ein Bruch alles 
Völkerrechts ; aber ebenso bleibt auch die Unnatur der Bestim- 
mungen des Münsterer Friedens bestehen, die mit ihrer Un- 
klarheit und Zweideutigkeit der französischen Vergrösser ungssucht 
selbst in die Hände arbeiteten. «Das heilige Reichsrecht trieb 
hier eine seiner unmöglichsten Blüten, und das Schwergewicht 
der eben geschaffenen Verhältnisse drängte dahin, aus dem 
thatsächlich halben und vorläufigen Zustande einen abschliessen- 
den zu machen. » 

Mit einer ähnlichen Folgerichtigkeit hat sich in dem nächsten 
.Jahrhundert das Schicksal des Herzogtums Lothringen erfüllt. 
Dass es ein Opfer der bourbonischen Reunionspolitik wurde, 
ist neben seiner gefährlichen Grenzlage auch in seiner staats- 
rechtlichen Stellung zu Deutschland mitbegründet. 

d'Haussonville, der einzige neuere Historiker, welcher dem 
jahrhundertelangen Kampfe um das westHche Bollwerk des 
deutschen Reiches eine Spezialuntersuchung gewidmet hat, 3 
lässt das zweite, das staatsrechtliche Moment, so gut wie ganz 
zurücktreten. Zwar giebt er uns in seinem umfangreichen 
Werk ein anschauliches Bild von dem rastlosen und zielbe- 



1 Legrelle. «Louis XIV et Strasbourg.» 4« edition 1884. 
'-2 Marcks, E «Göttinger Gelehrte Anzeigen.» 1885, Nr. 3. 
3 d'Haussonville. «Histoire de la reunion de la Lorraine ä la 
France.» Paris 1860. 4 Bände. 
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wussteii Vordrängen der Franzosen gegen Lothringen, der merk- 
würdigen Vermischung von List und Gewalt, welche alle ihre 
Schritte kennzeichnete, und dem fast dramatischen Ausgang der 
letzten Katastrophe. Er hat sich dabei auch trotz seines fran- 
zösischen Standpunktes eine anerkennenswerte Unparteilichkeit 
zu wahren gewusst. Aber wie er im wesentlichen aus franzö- 
sischen Quellen schöpft, so zieht er einen weitläufigen Apparat 
von Pariser Hof- und Intriguengeschichten heran und vergisst 
darüber, die Beziehungen des Herzogtums zu Deutschland ein- 
gehender zu behandeln. — Das staatsrechtliche Verhältnis Loth- 
ringens zum Reich wird von ihm mit einigen Worten abgethan. 



Wollen wir den einschlägigen Fragen näher treten, so 
müssen wir zurückgreifen auf ältere Veröffentlichungen und 
zwar vorzugsweise auf das grosse vor 150 Jahren erschienene 
Werk des Dom Galmet, i das, wie mangelhaft auch die Be- 
nutzung seiner Quellen, wie eintoimig und fast ungeniessbar 
auch die kompilatorische Manier des gelehrten Benediktiners 
sein mag, doch dem Forscher eine unerschöpfliche Fülle des 
Stoffes bietet und seine jüngeren Nachfolger, die Arbeiten 
Chevrier's* und Digot's,^ weit in den Schatten stellt. Einen 
willkommenen Beitrag zur lothringischen Geschichte liefert ferner 
eine fortlaufende Reihe von genealogischen und staatsrechtlichen 
Werken, die im 16. und 17. Jahrhundert entstanden und einen 
vorwiegend tendenziösen Charakter an sich trugen. Von diesen 
verdanken die Schriften der ersten, der genealogischen Gattung, 
ihren Ursprung zunächst einem genealogischen Irrtum, der sich 
aus der falschen Auffassung des Begriffs «Lothringen» imd der 
Verwechselung der nieder- und oberlothringischen Stammes- 
dynastie erklärt. Sodann treten sie ein für die Souveränitäls- 
und Thronsaspirationen des herzoglichen Hauses und kommen 
daher in den Zeiten der Ligue, als die Lothringer der Erhebung 
der Bourbons auf den französischen Thron entgegenarbeiteten, 
zu ihrer höchsten Blute. Auf die harmloseren genealogischen 
Spielereien eines Boulay,* Champier^ und Wassebourg,« die. 



1 Dom Calmet. «Histoire eccl^siastique et civile de Lorraine > 
Nancy 1728. 2« Mit. 1747/55. 

^ Chevrier. «Histoire generale de Lorraine et de Bar.» 1758. 

3 Digot. «Histoire de Lorraine. > Nancy 1856. Zu nennen ist noch 
Huhn, «Geschichte Lothringens», 1877 ; deren wissenschaftliche Wert- 
losigkeit jedoch Sauerland, «Kritische Bemerkungen zu Dr. E. Th. 
Huhn's Geschichte Lothringens», überzeugend nachgewiesen hat. 

^ Boulay. «Les genealogies des ducs de Lorraine.» Metz 1547. 

^ Champier. «Genealogia Lotharingiae principum » 1547. 

^ Wassebourg. «Antiquites de la Gaule, Belgique, Austrasie et 
Lorraine.» Paris 1549. 
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von ihrem lebhaften lothringischen Nationalgefühl verblendet, 
einen Zusammenhang ihres angebeteten Herrscherhauses nicht 
nur mit den Karolingern und Merovingern, sondern sogar mit 
den Trojanern zu erweisen suchten, folgte damals unier dem 
Eindruck der wachsenden Grösse der lothringischen Guises 
Rosieres « stemmatum Lotharingiae ac Barri ducum ab Ante- 
nore ad haec Caroli III «tempora (1580). Es war ein an sich 
ebenso wertloses und an offenkundigen Fälschungen reiches 
Machwerk und gewann nur dadurch eine besondere praktische 
Bedeutung, dass es zum Parteiprogramm der Lothringer gegen 
die französischen Erbansprüche Heinrichs IV. wurde. Mit dem 
glänzenden Siege des Bourbonenkönigs trat der naturgemässe 
Rückschlag in dieser genealogischen Tendenzliteratur ein. Nach- 
einander erschienen jetzt eine Reihe von Gegenschriften, um 
die Fälschungen und Irrtümer, welche sich in den lothringischen 
Stammbaum eingeschlichen hatten, zu berichtigen, i Wenn diese 
Werke, unter denen sich die von Vignier und Baleicourt vor 
allem durch das ihnen beigefügte Urkundenmaterial auszeichnen, 
staatsrechtliche Fragen über Lothringen nur hie und da be- 
rührten, so wurde denselben seit den französischen Invasionen 
und der gew^tsamen Unterjochung des Herzogtums (1634) ein 
erhöhtes Interesse entgegengebracht. Aus dem Schosse des 
Parisei* Kabinetts selbst giengen Staatsschriften und Memoires 
hervor, die zur Rechtfertigung seiner lothringischen Politik 
dienen sollten. 2 

Ohne diesen offiziellen Charakter zu tragen, sind doch auch 
die derselben Periode zugehörenden Arbeiten von Chiflet und 
Blondell 3 nicht frei von Einseitigkeit. Beide Autoren lassen 
sich in ihrer literarischen Fehde um die staatsrechtliche 
Stellung des Herzogtums Bar unverkennbar von ihrem habs- 
burgisch- lothringischen, beziehungsweise französischen Stand- 
punkt beeinflussen. 

Unter den deutschen Publizisten hat sich mit der lothrin- 
gischen Frage zunächst Couring beschäftigt, der in dem 27. Ka- 



^ Godefroy. «Genealogie des ducs de Lonaine.» Paris 1624. — 
Chantereau le Febvre «Considerations historiques sur la 
genealogie de la Maison de Lorraine > Paris 1H42. — Vignier. 
«La veritable origine des tres illustres Maisons d'Alsace, de Lor- 
raine, d'Autriche.» 1649. — Baleicourt (Hugo). «Trait6 historique 
et critique sur la maison de Lorraine.» 1711. 

2 Avenel. «Lettres, instructions diplomatiques et papiers d'etat 
du Cardinal de Richelieu.» VIII, 713. 

3 Chiflet. «Commentarius LothariensiS; quo praesertim Bar- 
rensis ducatus Imperio asseritur.» Antwerpen 1649. — Blondell. 
«Barrum — Campano— Francicum adversus commentarium Lothar. 
J. J. Chifletii.» Amsterdam 1652. 
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pitel seines beruhinten Werkes «de tinibus bnperii Gennanici» i 
den Ghiflel-Blondellschen Streit einer eingebenden Kritik 
untei*zo<^ und smsserdem eine Einzelschritt über die herzogliche 
Familie 2 vertasste. — In der Blütezeit der französischen 
Eroberungspolitik schrieb dann der Strassburger Böckler «de 
iure GaUiae in Lotharingiain», und auf dem llyswicker Kon- 
gress stellte der nachmalige Kanzler Ludewig die stets bereite 
Feder in den Dienst der Alliierten, um in seiner «Lotharingia 
contra Gallorum postulationes vindicata» die hochgeschraubten 
Forderungen Ludwigs XIV. zurückzuweisen und den Kongress 
zur Verteidigung der herzoglichen Rechte anzuspornen. Beach-. 
tenswert ist auch die aus der Mascovschen Schule zu Leipzig 
(1748) hervorgegangene Dissertation «de nexu Lotharingiae cum 
Imperio Romano-Germanico. 

Von den grossen staatsrechtlichen Kompendien des 17. und 
18. Jahrhunderts, die an vereinzelten Stellen das staatsrechtliche 
Verhältnis Lothringens berühren, sind insbesondere Limnaeus, » 
Pfeffinger in seinem Kommentar des Vitriarius* und Moser zu 
nennen. Doch vermögen auch sie kein anschauliches und in 
den Rahmen der geschichtlichen Ereignisse leicht sich ein- 
fügendes Bild davon zu gewähren. * 

In den folgenden Blättern soll der Versuch gemacht werden, 
die staatsrechtliche Stellung des Hei*zogtums Lothringen zum 
deutschen Reich seit 1542 klarzulegen. Die Begrenzung des 
Themas durch das Jahr 1542 wird dui'ch die weiteren Aus- 
führungen sich rechtfertigen. 



Die Entstehung des Herzogtums Lothringen und 
seine Entfremdung vom Deutschen Reich. 

Durch den Vertrag von Verduu war die Erbschaft Karls 
des Grossen nach altfränkischer Sitte unter die drei Söhne ' 
Ludwigs des Frommen geteilt worden. Wie die Frankenkönige 
ihr Königtum stets als persönlichen Besitz aufgefasst hatten, so 



1 Opera. Tom. I, 428. Das Kapitel trägt die üeberschrift : Quae 
iii Lotharingico regne daces Lotharingiae tenent, illa pene omnia 
hodie iuris esse imperialis Germanici. 

2 «De familia ducum Lotharingiae.» Tom. V, 87L 

''' Limnaeus. «Iuris publici Imperii Romano-Germanici.» Tom. I, 
lib. V. cap. 11 «De Lotharingiae duce». Tom. IV, 855. Tom. V, 409. 
* Pfeffinger. «Vitriarius Illustratus.» II, 79 ff. 
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wurde auch bei der Grüuduiij» der neuen Heiciie vveuijf Rück- 
sicht Jiut* Stamniesunlerschiede j5^enoinmen ; die rein dynas- 
tisclien Interessen überwogen. Dennoch erhiehen die beiden 
jün<»eren Söhne Ludwij^s durch den Vertrag wirkliclie, in sich 
abgeschlossene und auf Jiatürhcher Grundlage beruhende 
Reiche, i die den Keim zur Entstehung der deutschen und 
französischen Nation in sich trugen, während das Reich des 
älteren Lothar aus den mannigfaltigsten, pohtisch und geo- 
graphisch verschiedenartigsten Bestandteilen zusammengesetzt 
war und von Anfang an nur geringe Lebensdauer versprach. 

Schon der Tod des Gründers löste durch eine neue Teilung 
den Zusammenhang der willkürlich vereinigten Ländermasse; 
dem jüngeren Lothar fielen die nördhchen Gebiete der väter- 
lichen Heri'schaft zu, ein schmales, von der Nordsee bis zum 
Schweizer Jura langhin gestrecktes Grenzland, das nach ilim 
— bezeichnend genug für die Unnatur dieses karoHngischen 
Staatengebildes Lotharingien, Lothringen, genannt wurde. Wie 
ein Keil eingeschoben zwischen das west- und ostfränkische 
Reich, war es den Einflüssen beider in gleichem Masse zu- 
gänglich und den Eroberungsgelüsten ihrer Herrscher, die 
nach den alten StamWessitztin ihres Hauses, nach Aachen und 
den Maas- und Mosellanden strebten, gleich sr.hutzlos preis- 
gegeben. 

Lothars H. T(mI führte nach kurzetn Walfengang zwischen 
Karl dem Kahlen und Ludwig dem Deutschen zu dem Mersener 
Vertrag, der dem ostfränkischen Reich den Flauptteil der 
lothringischen Beute zubrachte, die es nachmals durch den 
Vertrag von Rifiemont « (Februar 88()) in vollem Umfang für 
sich gewann. Der Versuch König Arnulphs, seinem Bastard- 
sohne Zwentibold in Lothringen eine selbständige flerrschaft 
zu gründen, missglückte ; Ludwig das Kind fand auch dort 
Anerkennung. Nach seinem frühen 'i'ode kam das Land vor- 
übergehend in die Gewalt der westfränkis<ihen Karolinger und 
wurde erst unter den kraftvollen sächsis^:hen Kais<»rn wieder 
dauernd dem Ostreich eingefügt. 

Im Jahre 1048 wurde die Teilung des dlUin Jx^tfiaringiens 
in zwei Herzogtümer, Ol>er- und Niederlothringen, welche 
schon seit i^ji) bestanden hatte, endgültig festgesetzt. Olier- 
lothringen, das südliche, im Quellgebiet der Maas und Mos^il 
gelegene und darum im Mittelalter auch Mos<illanien genannte 
Herzogtum, erhielt Graf Gerhard von Elsass, bei desw*n Nach- 
kommen es bis 17'n verblieb. Nur sie galU*n im eigentlichen 



1 Wittich. *])ie Ent^tehuDg doH llarzoy^inmH Lothringen.» H. 7. 

'^ Durnmler. <Q<>8chicht« den onifriknkiHcMiiH lUi'K'MuH * 2. Auil. 

III, 1.34. 
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Sinne als Herzoge von Lothringen, obwohl aucli die Herrscher 
von Niederlothringen, die Herzoge von Brabant, offiziell diesen 
Titel führten. 

Als der am äussersten nach Westen vorgeschobene Posten 
des deutschen Reiches war Lothringen den wechselvollen Schick- 
salen eines Grenzlandes preisgegeben und reizte von jeher die 
Eix)berungslust des französischen Nachbarn. Aber der Schrecken 
des deutschen Namens und die Ohnmacht der Kapetinger, die 
im eignen Lande kaum sich ihrei* Vasallen erwehren konnten, 
liess Jahrhunderte hindurch keine ernstliche Gefahr auf- 
kommen. Philipp der Schöne erst, der Begründer der modernen 
französischen Monarchie, streckte mit Erfolg seine räuberische 
Hand über die lothringische Grenze aus. Zwischen ihm und 
den Grafen von Bar, die nächst den Herzogen und den In- 
habern der drei Bistümer die bedeutendste Territorialmacht im 
alten Oberlothringen befasssen, entspann sich ein Grenzstreit 
um die Verdunsche Abtei Beaulieu en Argonne (1^286), der sich 
durch eine Reihe von Jahren hinzog und in verhängnisvoller 
Weise mit den grossen europäischen Konflikten der damaligen 
Zeit, dem Kampfe zwischen England und Frankreich, zwischen 
Adolf von Nassau und Albrecht von Oesterreich, vermischte. 
Die Bemühungen der deutschen Könige, insbesondere Rudolfs 
von Habsburg und seines Nachfolgers, die Reichsgrenzen gegen 
Frankreichs Uebergriffe zu schützen, waren vergeblich, da 
Rudolf sich auf die Einsetzung von Untersuchungskommissionen 
beschränkte, Adolfs und Eduards Verbündeter aber, Graf 
Heinrich von Bar, in die Gefangenschaft Phihpps des Schönen 
fiel. Erst 1301 erhielt er seine Freiheit zurück, musste jedoch 
als Preis dafüi* den westlich der Maas gelegenen Teil seiner 
Herrschaft von dem französischen König zu Lehen nehmen ; i 
vela ja une entree et commencement de s'agrandir du costo 
de France sur ses voisins, asspavoir sur Lorraine et conse- 
quemment sur FEmpire, wie es in einem lothringischen Dis- 
kurs über die Souveränität des Herzogtums aus dem Jahre 
1564 heisst. 2 Auf diese Weise wurde der grössere Teil dei- 
Grafschaft Bar, der auch die Hauptstadt gleichen Namens 
mit einbegrifT, dem deutschen Reiche entfremdet, die Grafen 
wurden immer mehr in die Interessen des französischen Hofes 
hineingezogen und leisteten den Valois in den englischen 
Kriegen Heeresdienste. 



J Dom Calmet. I" edition II, 343 (auch im folgenden ist Dom 
Calmet gewöhnlich nach der ersten Ausgabe zitiert, nach der zweiten 
nur bei besonderem Vermerk). 

2 «Recuoil de documents sur Thistoire de Lorraine.» Nancy 1855. 
I, 185. 
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Fast zu derselben Zeit (1300) waren infolge der Vermähl un^^ 
Philipps des Schönen mit der Erbtochter von Champajjne auch 
die Herzoge von Lothringen für einige kleinere Lehen, wie 
Neufchateau, Chastenoy, Montfort und Grant, die sie früher 
von den Grafen von Champagne empfangen hatten, Lehnsträger 
Frankreichs geworden. ^ Sie traten alsbald in die engsten Be- 
ziehungen zu den französischen Königen, während ihr Verhältnis 
zum Reiche sich lockerte. 

Ein festeres Band schien sich zwischen den Grafen von 
Bar und dem Reiche wieder anzuknüpfen, als Karl IV. '1354 
den Grafen Robert zum Reichsfürsten und Markgrafen von 
Pont-ä-Mousson ernannte. » Da indess die neue Markgrafscliaft 
den Kern des rechts der Maas gelegenen Barer Gebietes bildete, 
der Graf aber, wie es in dem ihm ausgestellten Diplom hiess, 
nui* «tamquam marchio Pontensis, sacri Imperii vasallus et 
princeps » war, so darf man daraus schliessen, dass Kaiser und 
Reich sich ihrer Rechte auf den anderen Teil der Grafschaft 
begeben hatten. 

In diesen Zusammenhang gehört die viel umstrittene Frage, 
ob der herzogliche Titel, den die Herrscher von Bar nachweislich 
zuerst im Anfang des Jahres 1355 führten, deutschen oder 
französischen Ursprunges ist. Da die Ernennungsurkunde sich 
nirgends vorgefunden hat, so wurde der Phantasie oder der 
Parteileidenschaft der Forscher von jeher ein weiter Spielraum 
geboten. Die französischen Autoren entscheiden sich fast sämt- 
lich für eine Erhöhung des Grafen durch König Johann, die 
ältesten historischen Zeugnisse schreiben dieselbe Karl IV. zu. 
Doch ist es nicht unwahrscheinlich, dass die beiden vielfach 
angeführten Nachrichten einer Metzer Reimchronik und der 
Chronik des Doyen von St. Theobai d in Metz, » die für das Jahr 
1353 die Ernennung des Grafen durch Karl IV. und als Ort 
Metz angeben, auf einer Verwechselung mit der gleichzeitigen 
Errichtung der Markgrafschaft Pont-i-Monsson beruhen. In der 
zweiten Chronik wird nämlich berichtet «vint en Metz Charles, le 
roi des Romains, et fist ou adonc duc du comte Wansellin de 
Lucemburg et duc du comte de Bar» ; Wenzels Herzogsdiplom 
aber ist vom 13. März 1354,* von demselben Tage wie das 
markgräfliche des Grafen Robert von Bar datiert. Ausserdem 
erscheint Robert noch in einer Urkunde Karls IV. vom Dezember 
1356 nur als comes et marchio, während er sich selbst 
schon Anfang 1355 dux nennt. — Wenn nun die Zeug- 
nisse für den deutschen König als Urheber der Barischen 
Herzogswürde schwach genug sind, so liegen solche für König 



1 Dom Calmet. II, 427. 

2 Das Diplom ist abgedruckt bei Dom Calmet. Preuves II, 619. 
^ Beide sind abgedruckt bei Dom Calmet. Preuves II, 121, 183. 
* Böhmer. «Regesta Imperii.» VÜI, 142. 
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Pont-ä-Moussori und alles, was «Üe Heczoge diesseits iler Miias 

inoegeliabl, dem Grafen Adolf von Beif als erleiügtes ReicIiM- 

lehen fibertragen wui-de. ' Der Graf vermochte sich jedocli nichl 

gegen den Erben von Französisch- ttar zu Iwhauptea und erhielt 

erst nach mehreren Jahi-en als Ei'salz für den schaden, umi i^'' 

cum unsere und des Reiches Lehen, die Markgrafsclmfl Poijt- 

ä-Mousson, einzufordern,»» erlitten lialle, von öigjsmund "le 

Bewilligung, sechs Toumosen Zoll auf dem Rhein t» erheben. 

Ein zweiter ungleicli bedeulungsvollerei' PrQfstem '»'' "J^" 

Stärke dei- kaiserlichen Autorität in diesen westlichen '^''^y' 

landen wurde der lothringische Erbsireit zwischen ""5". ^„j 

Anton von Vaudemont und dein Hei-z^ Renatu« von Anjou ^^^^ 

Bar. Zur gailichen Beilegung des Zwistes wurde, nacmtein • 

Waffenglück sich bereits gegen Renatus ausgesproclien, i^> 

Schiedsgericht herufen, das jedoch seine Inkompetenz tur mes ^i 

Fall erklärte und auf den Kaiser als den Olierlehnsherrn u" 

Lothringen, als natürhchen Richter, hinwies. » Sigismuno ^ 

darauf beide Parteien vor sich; da aber die I^»''*'^" u verlauf 

kurze Zeit geeinigt hatten, kam die Sache erst ''"'^" . ,,^,™„. 

von zwei Jahren 1434 auf dem Baseler Konzil ^"^^J^^t eni 

Dort wurde Renatus als rechtmässiger Herzog *"^'j„f Kaiser 

Urteil, dem weder der Gegner sich fü^*®'. "i*^*^ 1er Streit, in 

Nachdruck verleihen konnte. Noch .lahre ^^„ ..^ Philipp von 

den sich von Anfang an der übermütige "?"°^hiedsnch1er- 

Burgund eingemischt hatte, fort, und nur ^'".„L,ii<rte endlich 

lieber Spruch Karls VH. von Frankreich l»e«*^'V'^'^Cnt'' Fs war 

(1441) den Widerstand des Gmfen von ^audemon ^^^^^ ^.^ 

bezeichnend genug für die Ohnmacht des ^^^^g, 

französischer König sein Urteil vollstrecken "'^^^^ Ansehen 'le« 

Man erkennt daraus deutlich, wie '**'"'^h«ächt war. Von 

Reiches m den lothringischen Landen 15^ ""„ijen und bedrängt. 

Burgund und Frankreicl) gleichmässiti "'"'^ waren die Hei-zoge 

von Kaiser und Reich im Stiche gelassen,^ .^^^^ ihr Selbßt- 

im wesentlichen auf ihre eigene Kraft »"^^^^ndern Herm über 

hewusstsein höh sich, sie mochten kein^" . jjg prunkenden 

sieh erkennen. Dazu die stolzen An«pr"';;^^:^VerkÖnigs Renatus 

Titel, die ihnen aus der Erbschaft des^°';-,„ige von Sichen 

von Anjou zufielen. Sie nannten =*'f„,...n sorgte" ''ff»"'' '»»"^^ 

Ar.g,,nien, Jerusalem, und geralHge Auto' -» ,,„,e „.ythenhaften 

die Herkunft ihres Geschlechtes m'^ ''^ 

AltOTgteuschmficken 
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Johann von Frankreich nur aus viel späterer Zeit, die ältesten 
aus dem sechszehnten Jahrhundert, vor. Nicht ganz unbegründet 
wird daher Dom Galmets Vermutung i sein, dass Graf Robert 
sich selbst den Herzogstilel beigelegt hätte und erst nachträglich 
die Bestätigung seiner beiden Lehnsherren erhielt. Denn dass 
heilte das Recht hatten, ihm diesen Titel zu verleihen, erkennt 
Dom Galmet sehr wohl ; gerade hierin besteht die grosse poli- 
tische und staatsrechtliche Bedeutung dieser Streitfrage. 

Sie bildet bereits den Mittelpunkt der Ghiflet-Blondellschen 
Kt)ntroverse. Ghiflets Triumphe über diese Bekräftigung der 
deutschen Oberhoheit über ganz Bar, auch nach 1301, nach 
der französischen Lehnshuldigung, tritt Blondells Ansicht ent- 
gegen, «es sei absurd, dass Karl IV. jenseits der Maas ein solches 
Recht ausgeübt hätte». Der eine betrachtet Bar also auch nach 
dem Vorgange von 1301 in vollem Umfange als deutsches Lehen, 
der andere berücksichtigt, allerdings von seinem französischen 
Standpunkte aus, die Maasgrenze. Dom Galmet leugnet König 
Johanns Berechtigung, die Grafen zu Herzogen zu ernennen, 
keineswegs, nimmt aber offenbar das grössere Recht für Karl IV. 
in Anspruch ; es habe indess eine Verständigung darüber zwischen 
beiden stattgefunden. Es ist derselbe Gedanke, der sich schon in 
dem obenerwähnten Diskurs über die Souveränität Lothringens 
von 1564 findet, dessen an ti französische Tendenz freilich unver- 
kennbar ist. «Der Herzog sei in Metz durch Karl IV. ä la re- 
queste du roi de France erhoben worden. » 

Wie dem aber auch sein mag, ob die herzogliche Würde 
der Barer Grafen von Frankreich 2 oder vom deutschen Kaiser 
stammt, ob sie endlich, was ziemlich einleuchtend erscheint, 
aus der eignen Initiative derselben hervorgegangen ist, an der 
lehnsrechtlichen Stellung des Landes wurde darum nichts ge- 
ändert. Die Scheidung in Deutsch- und Französisch -Bar, die 
1301 begründet worden war, in Barrois non mouvant und 
Barrois mouvant, wie es später bei den Franzosen hiess, blieb 
nach wie vor bestehen. Sie findet ihren prägnantesten Ausdruck 
in einer Urkunde König Sigismunds vom Jahre 1417, worin 
nach dem Tode des Herzogs Eduard III die «Markgrafschaft 



* Dom Calmet. II, 540. 

'^ Der neueste Autor über diese Frage, L6on Germain, will in 
seiner kleinen Schrift, «L'erection du duche de Bar (M^langes his- 
toriques sur la Lorraine. Nancy 1888/89), mit nicht sehr überzeugenden 
Gründen König Johann als Urheber der barischen Herzogswürde be- 
trachtet wissen. Den Verlust des so wichtigen Diploms legt er den 
Herzogen von Lothringen, speziell Karl III. und seinen Nachfolgern 
zur Last, die ein Interesse daran gehabt hätten, diese Urkunde ver- 
schwinden zu lassen, qui t^moignait n^cessairement de la Suprematie 
et des droits du roi de France. 
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Pont-ä-Moussoii uikI alles, was die Herzoge diesseits der Maas 
innegehabt, dem Graten Adolf von l:ter^ als erle<ligtes Reichs- 
lehen übertragen wui*de. ' Der Graf vermochte sich jedoch nicht 
gegen den Erben von Französisch- liar zu l)ehaupteu und erhielt 
erst nach mehreren Jahren als Ersatz für den Schaden, den ei* 
«um unsere und des Reiches Lehen^ die Markgrafschaft Pont- 
ä-Mousson, einzufordern, »8 erlitten hatte, von Sigismund die 
Bewilligung, sechs Tournosen Zoll auf dem Rhein zu erheben. 

Ein zweiter ungleich bedeutungsvollerer Prüfstein für dt»* 
Starke der kaiserlichen Autorität in diesen westlichen Grenz- 
landen wurde der lothringische Erbstreit zwischen dem Grafen 
Anton von Vaudemont und dem Herzog Renatus von Anjou und 
Bar. Zur gütlichen Beilegung des Zwistes wurde, nachdem das 
Waffenglück sich bereits gegen Renatus ausgesprochen, (?in 
Schiedsgericht l)erufen, das jedoch seine Inkompetenz für diesen 
Fall erklärte und auf den Kaiser als den Oljerlehnsherrn über 
Lothringen, als natürlichen Richter, hinwies. » Sigismund zitierte 
darauf beide Parteien vor sich ; da aber die Rivalen sich für 
kurze Zeit geeinigt hatten, kam die Sache erst nach Verlauf 
von zwei Jaliren 1434 auf dem Baseler Konzil zum Austrag. 
Dort wurde Renatus als rechtmässiger Herzog anerkannt, ein 
Urteil, dem weder der Gegner sich fügte, noch der Kaiser 
Nachdruck verleihen konnte. Noch Jahre währte der Streit, in 
den sich von Anfang an der übermütige Herzog Philipp von 
Burgund eingemischt hatte, fort, und nur ein schiedsrichter- 
licher Spruch Karls VII. von Frankreich beschwichtigte endlich 
(1441) den Widerstand des Grafen von Vaudemont. Es war 
bezeichnend genug für die Ohnmacht des Kaisers, dass ein 
französischer König sein Urteil vollstrecken nmsste. 

Man erkennt daraus deutlich, wie sehr das Ansehen des 
Reiches in den lothringischen Landen geschwächt war. Von 
Burgund und Frankreich gleichmässig umworben und bedrängt, 
von Kaiser und Reich im Stiche gelassen, waren die Herzoge 
im wesentlichen auf ihre eigene Kraft angewiesen. Ihr Selbst - 
bewufistsein hob sich, sie mochten keinen andern Herrn über 
sich erkennen. Dazu die stolzen Ansprüche, die prunkenden 
Titel, die ihnen aus der Erbschaft des Schäferkönigs Renatus 
von Anjou zußelen. Sie nannten sich Könige von Sicilien, 
Aragonien, Jerusalem, und gefällige Autoron sorgten dafür, auch 
die Herkunft ihres Geschlechtes mit dem Glänze mvthenhaften 
Alters auszuschmücken. 



J Lacomblet. «Niederrheinisches Urkundeiibuch.» IV^ 115. 

2 Ibid IV. 191. 

3 Dom Calmet. II, 77o. 

* Die betreffenden Urkunden bei Dmnont, «Corps universel di- 
plomatique du droit des gens > II, 2. 278. 
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Wie einst Böhmen seine Sonderstellung im Reiche auf 
seinen Königstitel gegründet hatte, so sträubte sich ihr Unah- 
hängigkeitsgefühl gegen die Fessel des Reichsverbandes, und 
als dieser Verband sie wieder enger zu umschliessen drohte, 
suchten sie mit aller Kraft sich von ihm loszureissen. 



Der Ursprung des Nürnberger Vertrages. 

Die Reformen, welche das 15. Jahrhundert der morsch 
gewordenen Lehnsverfassung des römischen Reiches widmete, 
waren bestimmt, wieder einen festen Zusammenhang mit den 
einzelnen Gliedern herzustellen. Das centralistische Prinzip, von 
dem sie ausgegangen, wurde zwar am Schluss von den zer- 
setzenden Kräften des Partikularismus überwuchert. Dennoch 
waren in dem Kammergericht und in der Landfriedensordnung 
Organe geschaffen, die die allgemeine Idee des Reiches aufrecht 
erhalten konnten und ihr den Mittelpunkt gaben, welchen die 
persönliche Spitze des Kaisertums vom Hause Habsburg ihr 
nicht zu bieten vermochte. 

Die Reichsreformen mussten mit ihrem Bestreben, alle 
Glieder und Mittel des Reiches zur Einheit zusammenzufassen, 
am meisten da verletzend und abstossend wirken, wo eine Ent- 
fremdung vom Reiche schon eingetreten war. So verweigerten 
die Schweizer dem Kammergericht den Gehorsam, erklärte der 
König von Polen Danzig und Thorn für polnische Städte und 
wies alle Zumutungen des Reiches zurück.* 

Einen ähnlichen Standpunkt nahmen auch die Herzoge 
von Lothringen zu den Maximilianischen Reformen ein. Das 
ständische Gericht war ihnen, die höchstens vor Kaisern und 
Königen sich zu verantworten gewohnt waren, unerträglich, 
die Kontributionen, die über sie selbst mit exekutorischer Gewalt 
verhängt wurden, schädigten sie in ihren Hoheitsrechten. Auf 
diese Weise entspann sich zwischen ihnen und dem Reiche ein 
fast fünfzigjähriger Kampf, dem erst der Nürnberger Vertrag 
von 1542 ein Ende machte. 

Wie auf der einen Seite das Verhältnis zum Reich, so 
bildet auf der anderen das Verhältnis der Herzoge zu Frankreich 
den Ausgangspunkt des Nürnberger Vertrages; ja dadurch wurde 
ihm geradezu der äussere Anstoss gegeben. 



' Ranke. «Deutsche Geschichte im Zeitalter der Reforma- 
tion.» I^ 80. 
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Die Beziehungen der französischen Könige zu ihren lothrin- 
gischen Vasallen waren lange Zeit hindurch sehr freundlich 
gewesen. Sie bedurften ihrer in den schweren Verwickelungen 
der engUschen Kriege und suchten sie durch Anknüpfung per- 
sonlicher Verbindungen an sich zu fesseln. Seitdem aber der 
heimatliche Boden von den äusseren Feinden gesäubert war, 
und Ludwig XL, der Vorgänger Richelieus, die nicht minder 
gefahrvolle Aufgabe durchgeführt hatte, sich dei* inneren Feinde 
seiner Selbstherrschaft, der grossen Vasallen, zu entledigen, 
erwachten am Pariser Hofe wieder die alten nie ganz erloschenen 
Bestrebungen nach Erweiterung der östlichen Grenzen mit voller 
Lebendigkeit. Schon unter Karl VIL war die Idee der Rhein - 
grenze aufgetaucht, sein Sohn und Nachfolger Ludwig XL 
richtete dagegen mit grosserer Bestimmtheit sein Augenmerk 
auf die Herzogtümer Lothringen und Bar. Ein Memorial, das 
er am Ende seiner Regierung (1483) dem venetianischen Bot- 
schafter überreichte, giebt uns darüber Aufschluss. i Scheinbar 
eine Anklageschrift gegen den unruhigen und stets unzufriedenen 
Herzog Renatus H. von Lothringen, ist es in Wahrheit ein 
Programm der französischen Arrondierungspolitik. 

Der alte König Renatus L von Sicilien, der die beiden 
benachbarten Herzogtümer zuerst in seiner Hand vereinigt hatte, 
war 1480 gestorben, und Ludwig XL hielt seinem Enkel, Re- 
natus n., welcher schon seit 1473 in Lothringen herrschte, 
nicht nur die Anjouschen Besitzungen des Grossvaters, sondern 
auch das Land Bar vor. Er selbst erhob Erbansprüche darauf 
und verlangte ebenso auch die eine Hälfte des Herzogtums 
Lothringen für sich, weil Mai^arethe von England, Renatus L 
Tochter, ihm alle ihre Erbrechte übertragen hätte. Ei- beklagt 
sich über die Unbotmässigkeit des Heizogs, über seine schwan- 
kende Haltung dem aufrührerischen Karl dem Kühnen gegen- 
über, über sein Einverständnis mit dem Ei-zherzog Maximilian, 
dessen Truppen er den Durchzug gestattet habe ; und doch sei 
er, da er den grössten Teil seiner Herrschaften von Frankreich 
zu Lehen empfange, ein Unterthan des Königs. 2 Lothringen 
selbst wird freilich von diesen Herrschaften ausgeschlossen, und 
weiter unten sogar, wenn auch mit zweifelndem Ausdruck, auf 
seine Zugehörigkeit zum deutschen Reiche angespielt. ^ 



1 «M6moires de Comiues.» IV (Preuves) 157. 

2 Ibid. IV, 157. «Qu'il tienne la plus grande part de ses terres 
et seigneuries du roi et du royaume de France, lesquels valent beau- 
coup mieux que la duche de Lorraine ne tout ce qu'il contient hors 
le royaume et parce seit subjet au roi.» 

3 Ibid. IV, 160. «Et si Ton voulait dire, que la duche de Lor- 
raine est fief de l'Empire » 
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Das verheissungsvolle Programm Ludwigs XI. kam nicht 
zur Ausführung; sein Sohn Karl VIII. gab Bar an Renatus II. 
zurück, das seit dieser Zeit (1484) dauernd mit Lothringen ver- 
einigt bheb. Auch erstreckte sich Frankreichs lehensrechtliche 
Hoheit nur noch auf den westhchen Teil von Bar, da die 
champagneschen Lehen, welche die Herzoge von Lothringen 
über 150 Jahre von den Königen genommen hatten, i 1465 ihnen 
zu freiem Eigentum überlassen waren. 2 

Karl VIII. und sein nächster Nachfolger Ludwig XII. waren 
bemüht, wieder ein freundschaftliches Verhältnis mit den Her- 
zogen anzuknüpfen und zu erhalfen. Ihre weitverzweigte Po- 
litik und ihre weltumfassenden Pläne nahmen sie vollauf in 
Anspruch, und in den kriegstüchtigen Grenznächbaren fanden 
sie dabei wertvolle Bundesgenossen. Schon Renatus IL hatte 
sich ihnen am Ende seiner Regierung mit grossem Eifer an- 
geschlossen ; sein Sohn, Herzog Anton (1508-^1544), war 
Ludwig XII. in den Krieg der Ligue von Gambray gefolgt und 
hatte bei Agnadello sich rühmlich hervorgethan, auch in der 
Schlacht von Marignano unter den französischen Fahnen ge- 
fochten. Erst nach der Katastrophe von Pavia vollzog sich ein 
Umschwung in seiner politischen Haltung. Er näherte sich dem 
siegreichen Karl V. und zog sich allmählich von Frankreich 
zurück. Weder an der Ligue von Kognac nahm er teil, noch in 
die späteren Kämpfe der Habsburger und Valois mischte er 
sich ein. Zwischen beiden Gegensätzen zu vermitteln, nicht 
selbst sich von ihnen fortreissen zu lassen, war sein Gedanke. 
Durch eine Vergrösserung seiner Hausmacht — er hoffte lange 
Zeit hindurch auf die Erwerbung Gelderns - wollte er wohl 
dieser unabhängigen Stellung, die seinem Selbstgefühl und 
seiner Friedensliebe entsprach, noch ein stärkeres Gewicht 
verleihen. 

Der französische Hof geriet darüber in lebhafte Bewegung. 
Sein alter Einfluss in Lothringen, der sich trotz zeitweiliger 
Entfremdung seit Jahrhunderten behauptet hatte, schien ge- 
fährdet und das wichtige Grenzland, das Ausfallsthor nach 
Deutschland, wieder in festeren Zusammenhang mit Kaiser und 
Reich zu kommen. Franz I. besass jedoch ein treffliches Mittel, 
den Uebermut seines Barer Vasallen zu zügeln, indem er von 
seiner Oberlehnshoheit, die bisher sehr milde ausgeübt worden 



1 Vergl. S. 9. 

'^ «Recueil de documents sur Thistoire de Lorraine.» III, 17. 
cLettres du roi Louis XI, par lesquelles il cede et delaisse ä Jean, 
duc de Lorraine, et ses successeurs, le droit d'horamage, Service, 
ressort et souverainete es villes et chatellenies de Neufchatel en 
Lorraine, Chastenoy, Montfort et Frouart. 
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war, plötzlich einen schärferen Gebrauch machte. Streitigkeiten 
zwischen den königlichen und herzogflichen Gerichtsbehörden in 
den terres de la nnouvance wurden erst jetzt mit jiTösserei* 
Strenge gehandhabt, ^ die oberste Jurisdiktion der Krone mit 
Eifer verfochten. Die Verlobung des lothringischen Thronerben 
mit Christine von Dänemark, Karls V. Nichte, (1540) verbitterte 
die Stimmung in Paris noch mehr. Denn die Politik des 
16. Jahrhunderts stand noch stark unter dem Einfluss von 
Familien- und Heiratsverbindungen, und gerade zwischen 
Lothringen und Frankreich waren vormals auf diesem Wege 
vertraute Beziehungen unterhalten worden. 

Der Entrüstung Franz I. entsprach die eigentümliche Uache, 
die er an Herzog Anton und seinem Sohne übte. Er 
nötigte beide im April 1541 zu einem Vertrage, in welchem sie 
unter möglichst demütigender Form ihre Lehnsabhängigkeit von 
Frankreich anerkennen und ihm das Versprechen leisten 
mussten, ihm zu dienen und zu gehorchen envers et contre tou:< 
und im Kriegsfalle seinen Truppen auch freien Durchzug durch 
ihr ganzes Land zu gestatten. Allerdings wurde die ein- 
schränkende Klausel beigefügt «sans pr^judice des droits du 
Saint empire», wie auch die Pllicht des Gehorsams gegen den 
König sich nur auf ihr vasallitisches Verhältnis erstrecken 
sollte. 2 Trotzdem war das den Lothringern entwundene Zuge- 
ständnis wichtig genug für die Franzosen, da ein neuer Krieg 
mit Karl V. drohte, auf dessen Gang die Haltung der Herzoge 
von Einfluss sein konnte. Um jede Regung ihrer Selbständig- 
keit noch mehr zu unterdrücken, zwang Franz L sie im No- 
vember desselben Jahres zu einem neuen Vertrage, ^ duich 
welchen ihnen gegen die Abtretung der Festung Stenay der 
Genuss der vielumstrittenen Regalien und Souveränitätsrechte 
über Bar auf Lebenszeit überlassen wurde. Es war ein Schlag, 
der sich zugleich auch gegen die Habsburger richtete. Denn 
Stenay lag auf der Verbindungsstrasse zwischen Lothringen und 
Luxemburg und öffnete den Franzosen eine der Hauptpforten 
nach den spanischen Niederlanden. So knüpfte die gemeinsame 
Gefahr ein neues Band zwischen Karl V. und Herzog Anton. 
Da das Herzogtum durch natürliche Grenzen im Westen 
nicht geschützt wurde und seine militärischen Kräfte für einen 
bewaflneten Widerstand gegen Frankreich nicht im entferntesten 



J Dom Calmet. II, 1189. 

2 De le servir, hönorer et obeir de leurs personnes envers et 
contre tous, en tant qu'il y sont et peuvent etres tenus pour raison 
des choses. Die Urkunde ist abgedruckt bei Dom Calmet, «Preuves», 
in, 391. 

3 Dom Calmet. «Preuves.» III, 392. 



— 16 — 

ausreichten, so war die Politik der freien Hand und Neutralität, 
deren sich Anton seit etwa 20 Jahren befleissigl hatte, nur 
dann «resichert, wenn sich ihm eine starke Ruckendeckung bot. 
Karl V., der im Westen und Osten, gegen die Franzosen und 
gegen die Türken zugleich engagiert war, konnte sie ihm mit 
den Mitteln seiner Hausmacht selbst nicht gewähren. Aber 
wai* nicht das römische Reich der natürliche Bundesgenosse 
I^)thringens gegen Frankreichs Erol)erungsgelüste? 

Wohl durch diese Erwägungen wurde der Herzog bestimmt, 
die Vorteile seiner engen persönlichen Verbindung mit dem 
Kaiser zu benutzen, um sich mit seiner Hilfe ein dauerndes 
Schutz Verhältnis zum Reich zu verschaffen. Die Furcht vor 
Frankreich, vor dem Schicksal des Herzogtums Savoyen, das 
Franz I. 1535 durch plötzlichen UeberfalT unterdrückt bntte, 
gab so den unmittelbarsten Anlass zum Nürnberger Vertrag 
vom 26. August 1542. 

Schon der chronologische Zusammenhang der Ereignisse — 
im April und November 1541 wurden jene demütigenden Ver- 
träge mit Franz I. und im August des nächsten Jahres der 
Niirnberger Vertrag geschlossen, — legt die Vermutung nahe, 
dass das Schutzbündnis der Lothringer mit Kaiser und Reich 
seinem wahren Wesen nach nichts geringeres als einen Schach- 
zug, eine Verleidigungsmassregel gegen Frankreich bedeuten 
sollte. Dazu tritt dieser Gedanke in gelegentlichen Aeusserungen 
der dabei interessierten Persönlichkeiten klar genug hervor. 

]m April 1545 führt Granvella in einem ausführlichen Be- 
richt übei- den Stand der lothringischen Angelegenheiten aus, 
dass die Herzoge einst nur durch Drohungen zu den schmäh- 
lichen Erklärungen des November Vertrages gezwungen seien und 
aus diesem Grunde (parce) sich die Komprehension ihrer Staaten 
mit dem Reiche verschafft hätten. ^ Noch deutlicher sagt das 
Karl V. selbst in einem vom 22. August 1551 datierten Briefe 
an seine Nichte, die Herzogin Christine : 2 Es sei zu besorgen, 
dass die Franzosen die Auflösung der Freundschaftsallianz be- 
treiben würden, in der Lothringen mit dem Reiche stände und 
die mit so grosser Mühe und zum guten Teil, um die Knecht- 
schaft Frankreichs abzuwehren, geschlossen sei. Ueberhaupt 
zeigt sich gerade in den nächsten auf den Nürnberger Vertrag 
folgenden Jahren die kaiserliche und die lothringische Politik 
in einer so engen Verbindung, kehrt die Furcht Karls V. vor 
den französiscluen Prälensionen auf das Herzogtum in seiner 
und seiner ersten Ratgeber Korrespondenz so häufig wieder, 
dass die Gemeinsamkeil der habsburgischen und lothringischen 



^ «Papiera d^Etat du cardinal de Graiivelle.» III, 117. 
* BrnfEel. «Beiträge zur Reichsgeschichte.» I, 716. 
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Hausinteressen beim Zustandekommen des Nürnberger Vertrages 
und ihre Richtung gegen Frankreich schon daraus gefolgert 
werden könnte. 

Eine andere Frage ist es, ob in diesem Verti-age auch das 
Interesse des Reiches seine Rechnung fand, und damit kommen 
wir, nachdem wir das Verhähnis des Herzogs zu Franz I. in 
seiner allmähUchen Erkaltung geschildert und darin gewisser- 
massen den äussern Anstoss erkannt haben, wieder zu der Dar- 
stellung der lothringischen Beziehungen zum Reich zurück, zu 
dem, was man vielleicht die inneren Gründe des Nürnberger 
Vertrages nennen könnte. 

Der Verfall der deutschen Keichsverfassung und die völlige 
Entfremdung einzelner Glieder, die sich allmählich vollzogen 
hatte, tiat erst dann in ihrer ganzen Schärfe hervor, als ein 
Versuch gemacht wurde, den alten Organismus neu zu beleben. 
Es geschah durch den W^ormser Reichstag von 1495 und die 
sich anschliessenden Reformen. Neue Pflichten und Lasten 
wurden den Reichsständen auferlegt und verursachten vielfach 
Uftzufriedenheit und Unwillen. Insbesondere das Kammergericht 
war der Gegenstand unaufhörlicher Beschwerden, nicht zum 
wenigsten wohl deshalb, weil die ihm zustellende Exekutivgewalt 
die aufstrebenden Territorial mächte in ihrer Entwickelung zu 
hemmen schien. 

Unter der grossen Zahl derer, die über das Kammergericht 
Klage führten, nahmen die Herzoge von Lothringen eine der 
ersten Stellen ein. Schon im Jahre 1496 sprachen sie gegen 
dessen Eingriffe in ihre oberste Gerichtsbarkeit ihre entschiedenste 
Verwahrung ausi und behaupteten, dass sie nach altem Her- 
kommen und Brauch ihrer Vorfahren nicht vor ein fremdes 
Gericht geladen werden dürften ; höchstens vor Kaisern oder 
Königen hätten sie früher ihre Sache geführt ; das ständische 
Kammergericht wollten sie nicht anerkennen. 

Noch dringlicher waren die Vorstellungen, welche sie 1524 
an den Nürnberger Reichstag richteten, als wegen der Türken- 
hilfe und der Reichsanlagen vom kaiserlichen Fiscal «ohnge- 
bührliche Monitorien » gegen sie ergangen waren, 2 obwohl, wie 
sie in der Einleitung ihres Memorials darlegten, das Herzogtum 
keineswegs dem Reiche unmittelbar unterworfen sei. Sie be- 
trachten sich demnach als sell>stständige und unabhängige 
Fürsten und lehnten sich gegen die Anforderungen auf, die 
das Reich zum Zwecke des allgemeinen Wohles an seine 
einzelnen Glieder stellte. — Der Nürnberger Reichstag Hess 



' Harpprecht. cStaatsarchiv des kaiserlichen und des heiligen 
römischen Reiches Kammergerichts.» II, 97. 
2 Ibid. V, 55. 
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indess die lolhringisclie Supplikutiou auf sich beruhen, wahr- 
scheinlich weil andere und bedeutsamere Fragen, so vor allem 
die Reform des allseitig»' anjjfeg^riffenen Reichsregiments, seine 
ganze Thätigkeit in Anspruch nahmen. 

Wenige Jahre darauf entbrannte ein neuer Streit zwischen 
Lothringen und dem Kammergericht, der sich' zu einem Kom^ 
petenzkonflikt über die Oberhoheit des Reiches im Herzogtum 
erweiterte und eine fortlaufende Kette von Verhandlungen nach 
sich zog. 

Zwei Lehnsleute des Hensogs Anton, Johann Beier von 
Boppart und Georg von Ratzenhau-sen führten vor dem Hitter- 
gericht zu Nancy um zwei Schlösser einen Prozess und hatten 
sich nacheinander deswegen artch an das Reichskammergericht 
gewandt. J Dieses nahm Beiers Appellation an, während die 
Ritterschaft sie nicht für rechtskräftig erkennen wollte. Sie 
schickte Deputierte nach Speyer, dem damaligen Sitz des Reichs- 
gerichts, und forderte wegen der Freiheiten des Herzogtums 
Lothringen die Sache vor ihr Tribunal zurück. Dort ab- 
gewiesen riefen die lothringischen Gesandten die Vermittelung 
des gerade in Speyer (1529) tagenden Reichstages an itnd 
reichten bei ihm eine längere Denkschrift ein, 2 welche ihre 
Weigerung, den Vorladungen der Kammerrichter Folge zu 
leisten, begründen und rechtfertigen sollte : Die Ritterschaft 
sei dem heiligen lieiche nicht unterworfen und könnte darum 
auch nicht vor das kaiserliche Kammergericht gefordert werden ; 
dazu lägen die strittigen Herrschaften im Fürstentum Lothringen, 
und wäre Beicr dessen Lehnsmann ; das Fürstentum aber sei 
« ,ein frey^ Fürstentum und habe der Herzog solches von Niemand, 
denn von Gott dem Herrn». Darum wäre von dem Ritterschaft- 
lichen Gericht keine Appellation möglich, und keiner andern 
Jurisdiktion würden sie sich fügen. Diesen Erklärungen gegen- 
über führte Beier, der seine Angelegenheit gleichfalls dem 
Reichstage unterbieitet hatte, selbst die Oberhoheit von Kaiser 
und Reich für sich an und verlheidigle die Appellationsinstanz 
des Kammergerichts über Lothringen; 3 «wider des Heiligen 
Reiches Recht, Kaiserlichen Landfrieden, auch alt Herkommen 
und Gebrauch des Fürstentums Lothringen, zur Verachtung 
Kaiserlicher Majestät höchster Jurisdiktion », sei er in seinen 
Ansprüchen geschädigt worden. 

Der Reichstag trat in diesem Prinzipienkampfe, in welchem 
das allgemeine Recht des^ Reiches sich dem Partikularinteresse 
der Lothringer* gegenüberstellte, zwar in gewissem Sinne auf 



1 Harpprecht. V, 71 ff. 

« Ibid. V, 222. Urkunde XXII. 

3 Ibid. V. 2'M. Urkunde XXIIL 
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die Seite der Kaininerrichter, indem er ihnen den Klarer Beier 
von Boppart empfahl, gah es aber der Rillerschaft anheim, 
«ihre angemasste Exceplion und Freiheil » nachzuweisen, i — - 
Auch konnlen unzweifelhaft nur auf diesem We^re die langen 
Zwistigkeiten geregelt werden. 

Karl V. selbst gieng von «lern gleichen Gesichtspunkte aus. 
Denn als ihn Herzog Anton persönlich um seine InterveritioA 
ersucht und dabei ausgeführt halte, dass er und sein Herzogtum 
«mit solchen und gleichmässigen Sachen» weder dem Kaiser 
noch dem Reich oder dem Kammergericht unterworfen und 
auch seine Vorfahren niemals in ähnlicher Weise behelligt 
worden wären, gab er dem Kammergericht sogleich Befehl, 
den Prozess zu suspendieren, bis ihm ein Gutachten über die 
Gerechtigkeit des Reiches in Lothringen und über die von den 
Lothringern angezogenen Freiheiten zugestellt worden sei.^ — 
Die Kammerrichter Ijeeilten sich nicht gerade damit. Während 
das Schreiben des Kaisers vom 30. Juni 1529 datiert war, gieng 
ihr Bericht erst am 23. Februar des nächsten Jahres nach 
Barcelona ab. Sie hielten darin mit voller Entschiedenheit an 
der obersten Jurisdiktion über das Herzogtum fest : 3 «Da das- 
selbe neben den anderen Heichsfürstentümern in den alten 
und neuen Registern des Reiches begriffen, die Herzoge, wie 
andere Reichsfürsten, zu allen Tagen des I^eiches vorgefordert 
würden, dort Session hätlen und mit Kammergerichtsbeiträgen 
und sonstigen Reichsgebühren gleich den übrigen Ständen 
belegt wären», hätten sie keinen Grund gehabt, Beiers Appel- 
lation zurückzuweisen. Sie wollten sogar binnen eines Monats 
ihr Urteil sprechen, wenn die Ritlerschaft auch dann noch 
darauf beharre, ihnen die Gerichlsakten vorzuenthalten und ihr 
Erscheinen vor dem Reichstribunal zu verweigern. 

Der Kaiser war mit diesem Beschlüsse sehr unzufrieden, 
verlangte nochmalige Suspension, und als das Kammergericht 
nichtsdestoweniger Mandate und Exekutivbefehle gegen die 
Lothringer ausstellte, forderte er in einem zweiten Respripte* 
vom 23. August beide Teile vor sich nach Augsburg» Darauf 
wurde einem Schiedsgericht, welches aus dem Bischof von 
Strassburg und dem Kurfürsten von Trier bestand, die gütliche 
Beilegung des Zwistes übertragen; doch erfolgte der Urteils- 
spruch erst im Juni 1531.5 

Er brachte nur die Beseitigung eines einzelnen Streitfalles, 



) 



Harpprecht. V, 233. Urkunde XXIV. 

2 Harpprecht. V, 234 ff. Urkunde XXV. 

3 Ibid. Y, 236. Urkunde XXVI. 

4 Harpprecht. V. 240. Urkunde XXMlI. 
ä Ibid. V, 241. Urkunde XXIX. 
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keine dauernde Lösung des ganzen Konfliktes. Johann Beier 
sollte unter der Bedingung, dass er die Appelation an das 
Kammergericht fallen liess^ in den Besitz der beiden so lang 
umstrittenen Schlösser geseszt werden, ihm jedoch, wenn er 
nach geschehener Renunciation daran gehindert würde, 
das Recht vorbehalten bleiben, seinen Prozess am Kammer- 
gericht wieder aufzunehmen. Auf der einen Seite also 
der förmliche Verzicht auf die Appellation und damit 
eine stillschweigende Anerkennung der lothringischen Präten- 
sionen, auf der anderen die ausdrückliche Reservierung der 
Jurisdiktionellen Kompetenzen des Kammergerichtes ! Im Wider- 
spruch scheint es freilich damit zu stehen, dass der Kur-Trierer 
in seinem Vei^leich darlegt, wie er dem Kläger Johann Beier 
zu Gemüte geführt habe : <j:er würde, wenn er seine Appellation 
aufrecht erhalte, dem Herzogtum Lothringen eine beschwer- 
liche Neuerung einbringen.» Es war durchaus der herzogliche 
Standpunkt selbst, der sich in diesen Worten kundgab. Sie 
kennzeichnen zugleich in sehr treffender Wei$e die Schwäche 
des Schiedsspruches, der den Gegensatz zwischen Lothringen 
und dem Kammergericht nur für eine bestimmte Sache 
beschwichtigte, die allgemeine Streitfrage aber offen liess. 

Diese Streitfrage hatte jedoch — und das wenigstens war 
der Verdienst des in seinen Anfangen so geringfügigen Kon- 
fliktes zwischen Johann Beier und Georg von Ratzenhausen 
allmählich eine feste Gestalt gewönnen und das Ziel, auf 
welches die Herzoge hinstrebten, klar gelegt. Nicht allein um 
die Superforitiit des Kammergerichts handelte es sich für sie ; 
die Hoheit des Reiches schlechthin wiesen sie zurück. Mit 
bündigen Worten hatten sie die Behauptung aufgestellt, dass 
ihr Herzogtum dem Reiche nicht unmittelbar unterworfeu sei, * 
und fortan waren ihre Bemühungen darauf gerichtet, das Reich 
zur Anerkennung dieser von ihnen begehrten Ausnahmestellung 
zu bewegen, und die Fesseln, die die Reichsverfassung mit 
dem Kammergericht und den Reichsbeiträgen ihnen anlegte, 
von sich abzustreifen. 

In diesem Sinne unterhandelten die Gesandten Herzog 
Antons im Juni 1531 mit dem kaiserlichen Hofe zu Brüssel. 
Sie wollten beweisen, dass das Herzogtum ausserhalb des 



J Schon auf dem Reichstag zu Worms von 1495 (s. weiter unten) 
behauptete Renatus II. «le duche ne relevant point de Tempire» 
(Dom Calmet II, 1106); desgleichen Herzog Anton in seineui Schreiben 
an den Reichstag zu Nürnberg von 1524 (siehe S. \1: Aehnlich sind 
auch die Ausführungen des Ritterschaftsgerichts zu Nancy in der 
Beierschen Streitsache (S. 18). 
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heiligen Reiches stunde, ilun weder eingeschlossen nix'.h unter- 
worfen sei. 1 

Der Herzog .sah sich damals in seiner landesherrlicht'n 
(jewalt und seiner persönlichen Würde auf das schwerste 
bedroht. Ein Teil seiner Stande, darunter das selhsthewussle 
Kapitel von St-Di^, hatte ihm im Jahr 153() den Gehorsam 
verweigert und wagte es sogar, sich auf das kaiserliche 
Kammergericht und seine Appellationsinstanz ül>er Lothringen 
zu berufen. Denn sie wollten lieher als freie Herren unter dem 
unmittelbaren Schutz des Reiches stehen als von den Herzo;5eii 
abhängig sein.^ Es war daher für Anton von der grössten 
"Wichtigkeit, eine engere Verbindung seiner unlwtmassijion 
Stände mit dem Reich zu hintertreil>en und insbesondere dem 
Kammergericht den Vorwand zu nehmen, sich in innere 
lothringische Angelegenheiten einzumischen. Dies konnte allein 
durch die offizielle Anerkennung der von ihm seit lange bean- 
spruchten Freiheit und Unabhängigkeit seines Herzogtums oder 
wenigstens durch die Bewilligung des privelegiums de non 
appellando geschehen. 

Seine liemühungen bei Karl V. hatten keinen unmittel- 
baren Erfolg. Die Antwort des Kaisers auf die Vorstellungen 
seiner Gesandten war zögernd und zurückhaltend : «Bei dt?r 
Wichtigkeit der Sache wolle er nichts ohne den Beirat der 
Reichsstände unternehmen »; der Herzog wnxl deshalb auf die 
demnächst stattfindende Reichsversammlung verwiesen, dort 
solle er sich genaueren Bescheid holen (plus ample et certaine 
response sür ce rjue pretend ledit duc). 

Der projektierte Reiclist^ig wurde im folgenden Jahre (1532) 
zu Regensburg abgehallen. Doch kam die lothringische Frage 
hier noch nicht zur Erledigung, wenn es auch nicht unwahr- 
scheinlich ist, (lass irgend ein Kompromiss zwischen dem Herzog 
und dem Reich oder dem KamnuMgericht geschlossen wuide. 
Denn nur so lässt sich wohl die Bereitwilligkeit erklären, mit 
welcher er, der sich früher gegen die über seine Staaten ver- 
hängten Umlagen zum Türkenkriege gesträubt hatte, jetzt nicht 
nur die Einforderung der vom Reich beschlossenen Türkenhilfe 
darin zuliess, sondern auch ein Truppenkontingent zum Schutze 



* «Papiers d'Etat du cardinal de Granvelle.» I, 5()2 «apres avoir 
Olli et au long enteiidu cc qu'a ete dit et conformement baille par 
escript par les ambassadeurs de Monsieur le duc de Lorraine afin 
de dfimonstrer, que ladite duche de Lorraine soit hors du saint 
empire et non comprinse ny subjete soubz icelluy.» 

* Gravier, «llistoire de la ville episcopale et de l'arrondissement 
de Saint-Die.> S. 22:^. 
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fU'i t,hU:tr*i'u:hi<(:hen Krblande entsandte.' Den Gegendienst 
WittifMu Kaiser und Reich vielleicht dui-ch das Versprechen, 
*:i*:U 'y^\cA- Kinmischung in den Konflikt des Heraogs mit seinen 
H^itu'itiu 7M enthalten. 

Nach dem Reichstage von 153^2 vei-strichen neun Jahre, 
"Ufi »tm neuer I\eichslag nacli Regensbupg l)erufen wurde. 
\uUtu «frn«?uerte hier seine Klagen ubt*r die Beeinträch- 
ti;;uff;; M;iner Hoheitsrechte, und die letzten entscüieidenden 
WrharidlMn((en vor dem Nürnberger Vertrage nahmen von 
tUatütut MeicJistage ihren Ausgang. Denn aus einem P;is- 
►»j»i d<*K «advertissement et Instruction pour la souverainit^ 
du ducii/> de F>4irraine», das Lepage in den lothringischen 
An:hiv«;ii vorgefunden hat,* darf man schliessen, dass damals 
lM;i<le 'IVfiJe, der Herzog sowohl wie «las Reich, angewiesen 
wurden, ihre Rechte auf die Oljerhoheit fdjer Lothringen dar- 
zu U*geii, Zwar heisst es in dem advertissement nur ccToutefois 
jMiur i'M (yutf par le rec^;s de Regenspurg, TEmpire de sa part 
et \/n'rH\utt de la sienne doihvent monstrer et fournir» u. s. vv. ; 
ein*' JahrenangaFM; fehlt also und es könnte diese Bestimmung 
au<:h dem Rej^ennhurger Reichstag von 1532 zugewiesen werden, 
waK irn Hinblick auf die kurz vorhergegangenen Unterhand- 
lungen Karl« V. mit dem Herzoge sogar sehr verlockend ist<. 
Der Herz*>g würdet dann aber wohl kaum unterlassen haben, 
«ich vor dem Abw.hluss des Nürnberger Vertrages auf jenen 
Reichstag von 1532 speziell zu berufen, da er auf diese Weise 
erbeblicli zur I/mung der* Streitfrage lieigetragen hätte. Statt 
dessf»n nennt ftr in iUir Vertragsurkunde nur die Reichstage 
von Reg<*nsburg und Sp<»ier (1541 und 1542) besonders als die- 
jenigen, an die er seine Beschwerde gerichtet habe (in quibus- 
dam praetitritis (^omitiis ac nominatim in postremis Ratisponae 
et Spirae cx'hjbratis). J)er Ausdruck des advertissements «par le 
reces de Regenspurg» wird daher wohl durch die Jahreszahl 
1541 zu ergänzen sein, die auch schon Lepage — freilich ohne 
jede Motivierung — am Itande beigefügt hat. 

Das advertissement charakterisiert sich als eine Unter- 
suchung über das staatsrechtliche Verhältnis Lothringens im 
Sinne der herzoglichen Ansprüche, als eine Replik auf die 
Auffassung des Heiches.'^ Wir entnehmen daraus so viel, dass 



1 Dom Calmet. II, 1179. 

2 Abgedruckt im «Recueil de documents sur Thistoire de Lor- 
raine.» I, 195 ff. 

3 Dies geht aus den einleitenden Worten klar hervor <le duche 
de Lorraine est une monarchie et principaulte libre de la Chrestiente, 
■on snbjecte au Saint Empire. Cela est assez süffisant pour rejettev 
ä l^Empire la Charge de prouver que le duc luy soit subject ou res- 
Mtianble, demenrant cependant Monseigneur jouissant et posses- 
«■^ 4* tdle sienne souverainete. 
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die Reichsstände von dem Gedanken ausgegangen sind, da.ss 
es keinen selbständigen Mittelstaat zwischen Frankreieli und 
Deutschland gäbe und für die Behauptung ihrer Rechte auf das 
Herzogtum insbesondere den Vertrag zwischen König Lothar 
und Otto II. angeführt haben, i in welchem Frankreich zu 
Gunsten des Reiches für immer auf Lothringen verzichtet hatte. 
Dem gegenüber stellt der Verfasser des advertissements in wenig 
übersichtlicher Weise Lothringen als uralte Monarchie dar, indem 
er die Begriffe Lothringen und Austrasien willkürlich durch- 
einander mischt und zwischen dem alten Lotharingien und dem 
Herzogtum Oberlothiingen keinen Unterschied kennt. — Dass 
der Gedanke an das altkarolingische Mittelreich in der That auf 
das Zustandekommen des Nürnberger Vertrages nicht ohne 
Einfluss gewesen ist, deutet Karl V. in einer Deklaration an 
die Reichsstände vor dem Abschluss des Burgundischen Ver- 
trages von 1548 an. 2 Auch entsprach dies Zurückgreifen auf 
die Ursprünge des lothringischen Namens durchaus den Prä- 
tensionen der Herzoge, die sich als Nachkommen Karls des 
Grossen betrachteten. 

Obwohl das Reich sich, wie es in der Nürnberger Urkunde 
heisst, ex facta inquisitione seine Meinung über die staatsrecht- 
liche Stellung Lothringens gebildet hatte, scheint es doch, von 
Anfang an offenbar den lothringischen Anträgen günstig gesinnt, 
zuletzt hur wenig Gewicht auf die Ausführung der vermeint- 
lichen Exemptionsprivilegien der Herzoge gelegt zu haben. Das 
geht aus einigen Worten in jener obenerwähnten Deklaration 
Karls V. unzweideutig hervor. ^ 



^ Car qnant au titre TEmpire est fände de droit commung 
comme il dict en tout ce qni est hors des limites du royaume de 
France, et maintien qu'il n'y a rien qui seit moyen entre la mo- 
narchie imperiale germanique et la royale, ... et pour conforter ce 
iiltte amene TEmpire plusieurs histoires chartes usages, . . . mes- 
ment que par les grands partaiges faicz entre Tempereur Otto le 
tiers (!) et Lothaire, roy de France, environ 979 et .que celuy Lo- 
thaire renuncea et forjura ä Tempereur le pays de Lörraine. 

2 «Papiers d'Etat du cardinal de Granvelle.» III, 824 : Döclaration 
de Charles-Quint, comme souverain des Pays-Bas et du comte de 
Bourgogne, remise aux princes et etats de TEmpire «et est notoire, 
que les ducs de la haülte Lorraine, ä raison d'une partie dudict 
royaume de Lothier, ont toujours maintenu et soubstenu les libertez 
et franchises de leurs pays et sujectz, et sur Celles nagueres ont 
obtenu declaration et confirmation ...» 

3 Ibid. III, 321. «Sa majeste ne tien point convenable ni neces- 
saire que Ton doive entrer en ces disputes par exhibition de tiltres 
QU Privileges ... et confie que les dits estats . . . ne s'arresteront a 
tels scrupules d'exhibition de Privileges non plus qu'ilz n'on faict 
ä Vendroit du duc de Lorraine.» 
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. 'Doch kommen wir zu dem Nürnberger Vertrage selbst, i 
Die darüber aufgestellte Urkunde wird in folgender Weise etwa 
eingeleitet : «Der Herzog habe schon auf früheren, namentlich 
auf den letzten Reichsversammlungen zu Regensburg und Speyer 
darüber Klage geführt, dass er, obwohl sein Herzogtum ein 
freier und niemandem unterworfener Staat und nur er selbst 
inbezug auf einige besondere Gebietsteile Lehnsträger des Reiches 
wäre, doch samt seinen ünterthanen häufig mit Steuerein- 
forderungen und Kammergerichtsprozessen vom Reiche belästigt 
würde, was vordem nierhals geschehen sei.» Er nennt sein 
Herzogtum demnach einen «Status über el nemini subiectus» 
und erklärt es als solches losgelöst aus dem Zusammenhang 
des Reiches. Demgegenüber spricht sich in der Urkunde selbst 
auch die offizielle Auffassung des Reiches aus, nach welcher 
das Herzogtum keineswegs ein «Status über et nemini sub- 
iectus» sondern vielmehr de iure dem Reiche subditus sei, 
und zwar «in Betrachtung dessen, dass die Herzoge, wie schon 
von Alters her, so auch jetzt noch in den Steuerlisten des 
Reiches mit einbegriffen wären». — Das liess sich freilich nicht 
bestreiten. Schon in der Sigismundischen Reformperiode hatten 
sie in den Anschlägen figuriert und waren seitdem ununter- 
brochen darin fortgeführt worden. Da aber der Widerstand der 
Herzoge gegen die Oberhoheit des Reiches nicht zum wenigsten 
von ihrer Hinzuziehung zu diesen taxationes Imperii ausgieng, 
so war es durchaus unangebracht, sich auf dieselben einfach zu 
berufen. Das Reich hätte vielmehr auch seine Berechtigung, 
Lothringen mit Reichsbei trägen zu belasten, erweisen und das 
staatsrechtliche Moment in den Vordergrund stellen müssen. 
Dass ein Anstoss dazu genommen worden ist, haben wir aus 
dem advertissemenl ersehen. Dagegen berichtet die Vertrags- 
urkunde davon nichts und höchstens aus den Worten «praeter 
alia in hanc rem haud minimi momenti argumenta» könnte eine 
leise Anspielung herausgelesen werden. 

Staatsrechtlicher oder besser lehnsrechtlicher Art war der 
hauptsächlichste und den Ausschlag gebende Gegensatz in der 
Auffassung des Herzogs und in der Ansicht des Reiches. Dieser 
Gegensatz spitzt sich zu der Frage zu : Hingen vor 1542 nur 
gewisse Teile, wie der Herzog behauptete, oder hing das Herzog- 
tum an sich vom Reiche ab? Eine Frage, auf welche uns die 
früheren lothringischen Lehnsbriefe Antwort geben. 

Im Jahre 1259 wurde dem Herzoii Friedrich HL in Toledo 



^ Die Urkunde ist abgedruckt bei : Chiflet Hl ; Conving «Do 
finibas etc.» 712—719; Lünig «Teutsches Reichsarchiv» vol. VI, 299; 
Limnaeus V, 444; Dom Calmet III Preuves 89H; Schmauss «Corpus 
iuris publici Academicum». 




— 25 — 

von dem König Alfons ein Lehnsbrief ausgestellt, > in welchem 
als erstes von fünf Fahnenlehen das Herzogtum selbst erscheint. 
Dessen lehnsrechtliche Abhängigkeit vom Reich ist damit für 
jene Zeit anerkannt, und eine reichsrechtliche Doppelstellung der 
Heraoge, wie sie 1542 von ihnen beansprucht wurde, noch aus- 
jceschlossen. 

£inen anderen Charakter trägt dagegen die von 1361 datierte 
Lehnsurkunde, 3 durch welche Herzog Johann von Kaiser Karl IV. 
seine Reichslehen empfmg. Es handelt sich darin nur um einige 
Partikularlehen, während das Herzogtum selbst nicht als Lohns- 
stück verzeichnet ist. Leider sind wir über die Entstellung 
dieser Urkunde nicht unterrichtet ; und wenn es darin auch 
heisst : «schon die Vorfahren des Herzogs hätten jene Rechte 
vom Reiche besessen »,-3 so lässt sich daraus keineswegs be- 
stimmen, ob der Lehnsbrief Johanns die Bestätigung eines schon 
vorhandenen früheren Zustandes oder eine völlige Neuerunj? 
bedeutet hat. Fest steht allein, dass das Herzogtum nach dieser 
Urkunde von 1361 nicht mehr als Reichslehen angesehen werden 
darf, was es 1259 noch unzweifelhaft war. Zwischen beiden 
Daten liegt ein volles Jahrhundert, in welchem die Herzoge sich 
vom Reiche mehr und mehr entfremdet und den Interessen 
Frankreichs zugewendet hatten. Auch die Konsolidierung des 
Kurfürstenkollegiums, die sich in jenem Zeitraum vollzog und 
die Bedeutung der anderen Reichsfür.sten zurückdrängte, mag 
ihr Streben, das Hei^ogtum aus der Organisation des Reiches 
zu lösen, befördert haben. 

Allerdings darf man die praktischen Folgen des Lehns- 
briefes von 1361 nicht allzuhoch anschlagen. Wie das Reich 
Lothringen nach wie vor als zu sich gehörig behandelte und 
später in allen Matrikniarlisien mit aufTührfe, so war auch im 
Herzogtum der Gedanke an die alte Oberhoheit des Kaisers 
nicht erloschen. Denn bei dem Erbstreit zwischen dem Herzog 
Renatus von Bar und dem Grafen Anton von Vaudemont, welcher 
1431 ausbrach*, appellierte das eingesetzte Schiedsgericht an 
den Kaiser als den Oberlehnsherrn über das Herzoj?tum.» Ebenso 



1 Lünig. «Teutsches Reichsarchiv.» Vol. VI, 297. (Böhmer. «Re- 
gesta Imperii.» V, 2 ; 1081. 

'-2 Glafey. «Anecdotarnm S. R. J. Historiam, ac ius publicum 
illustrantium collectio edita.» S. 638 Nr. .ol2. 

3 Jobannes, dux Lotharingiae, . . . nobis exposnit, quod sibi et 
antecessoribus suis, ducibus Lotharingiae, iura infra scripta semper 
competiverunt et . . . sui antecessores tenuerunt ad antiquo. 

■i Cfr. S. 11 . 

^ Dom Calmet II, 775. «Que la question, qui leur avait eto pro- 
posee, n'etait pas de leur competence et que la Lorraine etant re- 
levant de l'empire c'etait a TErapereur comme juge naturel de regier 
les droits successifs de cet etat.» 
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Wie merkwürdig auch das Ansinnen, fast merkwürdiger 
noch ist es, dass das Reich darauf eingieng. Zwei Momente 
wirkten vielleicht dabei gleichzeitig. Nie stand der Kaiser mit 
den Fürsten, selbst den protestantischen — deren streitbarer 
Anführer, Landgraf PhiHpp von Hessen, hatte sich ihm ja mit 
Leib und Seele ergeben — auf besserem Fusse als in dem 
Zeitraum von 1542---i545. Der Nürnberger Vertrag war aber 
ohne Zweifel eine Konzession an den Kaiser, den Freund und 
Verwandten der Lothringer. Ausserdem herrschte gerade da- 
mals eine lebhafte, antifranzösische Bewegung, genährt durch 
die Erbitterung über Franz L Bündnis mit den Ungläubigen, 
im Reich. Auch die Reichsstande betrachteten wohl den Nürn- 
berger Vertrag und ihre Protektion über Lothringen als einen 
Schachzug gegen Frankreich. Dass dieselbe auf kaiserlich- 
lothringischer Seite so aufgefasst wurde, haben wir bereits ge- 
sehen. ^ 

Alle Forderungen des Herzogs wurden daher bewilligt; 
das Herzogtum Lothringen samt seinen Dependenzien, Pont-ä- 
Mousson und Blankenberg, d. h. alle in den oberrheinischen 
Kreis eingeschlossenen Gebiete des Herzogs, in den offiziellen 
Schutz des Reiches aufgenommen; sein Beitrag in den Matri- 
kularlisten ward erheblich moderiert, nur zwei Drittel eines 
Kurfurstenanschlages brauchte ^er ferner für die allgemeinen- 
Zwecke des Reiches zu leisten. Es war eine im Vergleich zu 
der Kleinheit der lothringischen Lehen immerhin noch bedeu- 
tende Belastung, deren Höhe sich am einfachsten aus der dafür 
zugesicherten Protektion erklärt. Auch der Herzog sah darin 
weniger eine reichsgemäs.se Kontribution für seine Lehen als 
einen Preis für den seinem ganzen Herzogtum versprochenen 
Schutz des Reiches. 2 

Dass er für die Zahlung dieser Kontributionen und für die. 
Aufrechterhaltung des Landfriedens dem Reiche und seiner 
Jurisdiktionellen Oberhoheit unterworfen blieb, schien imbedingt 
j^eboten, wenn man nicht von vornherein auf die lothringischen 
Beiträge verzichten und einen die allgemeine Sicherheit ge- 
fährdenden Zustand herstellen wollte. Im übrigen wurde in 
den lothringischen Landen der Herrschaft des Kammergerichts 
und seiner Appelationsinstanz für immer ein Ziel gesetzt; die 
oberste Gerichtsbarkeit des Herzogs blieb unangetastet. 



' Vergl. S. 16. 

- In der Vertragsurkunde heisst es : «cum ea tarnen conditione 
quod ipse volebat illud onus supra se suscipere, non tantum ratione 
feudorura particularium, sed et proptera, quod illa incorporata erant 
in SUD ducatu, ut etiam ipse et totus Lotharingiae ducatus prote- 
gerentur. 
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Herzogen begehrten Sonderstellung zum lleich. Durch den 
Nürnberger Vertrag wurde <lieser Sonderstellung die staats- 
rechtliche Garantie gegeben. 



•Der Nürnberger Vertrag. 

Das Reich schloss sich der Ansicht den Herzogs über das 
staatsrechtliche Verhältnis seiner Lande im weitesten Masse an. 
Die Erklärung des Herzogtums zu einem freien Herzogtum 
wurde durch den Ausdruck « non incorporabilis ducatus », d. h. 
kein Lehen, welches wieder ans Reich fallen kann, noch 
schärfer bestimmt nnd so in möglichst deutlichen Gegensatz ge- 
bracht zu der persönlichen Lehnsabhängigkeit des Herzogs in- 
hezug auf die schon von seinen Vorfahren innegehabten Lehen ; 
« quicquid autem duces maiores et ipse dux Antonius hacteiius 
ab Imperio in feudum habuerunt, receperunt ac tulerunt, ideni 
dux eiusque successores in futurum eodem modo in feudum 
recipient et ferent, in hoc tarnen excepto Lotharingiae ducatu, 
qui liber et non incorporabilis ducatus erit et manebit semper ». 

Nachdem das Reich so die staatsrechtliche Doppelstellung 
der Herzoge anerkannt hatte, war eine Neubei^echnung der 
lothrin<iischen Reichsbeiträge nicht zu umgehen. In den früheren 
Matrikeln war das Herzogtum mit einem Kurfürstenanschlag 
von 60 Mann zu Ross und 277 Mann zu Fuss für die Römer- 
monate bedacht worden; eine im Verhältnis zu der Grösse des 
ganzen Territoriums nicht zu hohe Belastung, die jedoch der 
Geringfügigkeit der lothringischen Reichslehen keineswegs ent- 
sprach und darum von dem Herzoge zurückgewiesen wurde. 
Er weigerte sich keineswegs, für die Unterhaltung des Kammer- 
gericlits eine bestimmte und nach dem Umfange seiner Reichs- 
lehen normierte Summe zu zahlen und ebenso die andern 
Reichslaslen wie die Stände des Reiches zu tragen, verlangte 
dafür aber aucli für sein ganzes Herzogtum die gleichen Rechte 
wie diese, Schutz und Verteidigung vom Reiche. — Eine eigen- 
artige Forderung, die auf den Endzweck des Nürnberger Ver- 
trages, wie ihn die kaiserliche und lothringische Politik im 
Auge hatte, ein helles Licht wirft und die Unabhängigkeits- 
gelüste der Herzoge in ihrer entschiedensten Ausbildung zeigt : 
<i Sie wollten etwas für sich sein, die Einwirkungen des Reiches 
möglichst wenig empfinden und doch den Schutz desselben 
geniesseni>. 



1 Diese prägnante Charakteristik, die Ranke «Deutsche Geschichte 
im Zeitalter der Reformation.» V, \S ) von der Politik der nieder- 
ländischen Regierung vor dem burgundischen Vertrage (1548; giebt, 
trifft auch auf die Herzoge zu. 
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Herzoj^tiirii I.olliririjjeri d;is weslliche BolKveik des Reiches zu 
Schulzen hatten ; .sie empfanden die von ihnen rd)ernominene 
Prolektion als eine unbequeme I.ast und j^da übten der Wünle 
des lieiclies Genüge zu leisten, wenn sie im Falle tler Getalir 
allein die lothrinjpschen Reicbslehen zu erhalten suchten. Diese 
leilten jedoch notwendigerweise' das Schicksal des Heiv.ogtuins 
und wurden zugleich mil ihm eine Beule der siegreichen fran- 
zösischen Heere. 

So löste die Erklärung J.othringens zu einem freien und 
unabhängigen Fiirslentum seinen Zusammenhang mit dem Reiche 
vollends. Und nicht der Schutz des lieiches hat es Irotz aller 
Invasionen und Okkupationen noch zwei Jahrhunderte hindurch 
vor dem völligen Anheimfall an Frankreich bewahrt, sondern 
allein die Fürspraclic der europäischen (rrossmächte. deren 
Koalitionen Ludwigs XIV. l'ebergewichl zuletzl mil Erfolg 
entgegentraten . 



Die staatsrechtliche Stellung der Herzoge nach 

dem Nürnberger Vertrage. ' 

Für die staatsrechtliche Stellung Lothringens wie sie sich 
nach und infolge des Nürnberger Vertrages ausbildete, kommen 
zunächst die den Herzogen seit 1542 ausgestellten Lehnsbriefe 
in Betracht. 

Am 14. November 1547 emj)f Ingen die Vormündei' des 
jungen Herzogs Karls HL, seine Mutter Christine und sein 
Oheim Nicolaus von Vaudemont, die kaiserliche Investitur für 
die lothringischen Reichslehen. Der Lehnsbrief selbst ist uns 
nicht erhalten ; doch ist die F'orm des dabei geleisteten 
Huldigungseides 1 bemerkenswert, da sie in entschiedenem 
Gegensatz nicht nur zum früheren Eid Kenatus H. von 1495,2 
sondern auch zu dem Geiste, in dem wenige Jahre vorher der 
Nürnberger Vertrag geschlossen war, steht. Allerdings hatten 
sich Kaiser und Reich 1542 ihre Lehnshoheit über die Reichs- 
lehen der Herzoge vorbehalten, und es liess sich darum, zumal 
da das Lehen Pont-a-Mousson in der Thal Reichsfürstentum 
"War, der Schlusssatz dieser Lehnshuldigung sehr wohl recht- 
fertigen, in welchem die Stellvertreter des Herzogs geloben 
mussten, alles zu thun, «ad quae fideles principes et vasalli 
Imperii domino suo Romanorum Imperatori et Sacro j Romano 
Imperio, de iure vel consueludine tenentur». Dazu muss 



1 Abgedruckt »bei Cliiflet, 43. 
* ITergl. S. 26. 
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berücksichtigt werden, dass die Bezieliungen der lothringischen 
Regierung zunn Reiche oder vieinnehr zu dessen 01>erhaupt 
damals einen nocli weit innigeren Charakter angenommen 
hatten als unter Herzog Anton. Der Einfluss Karls V. auf seine 
Nichte, die Regentin Ghrisline, erstreckte sich auf fast alle 
Geschäfte des Kabinetts von Nancy. — 

Die Grundlage aller späteren lothringischen Lehnsbriefe 
bildet der Lehnsbrief Karls IIL von 1507. Wir besitzen von 
demselben zwar nur einen Auszug, den Dom Calmet in seinen 
Preuves abgedruckt hat. ^ Doch hat er, wie aus den Worten 
der Urkunde hervorgeht, dem von Chiflet mitgeteilten Lehns- 
brief von 1609 2 als Vorlage gedient. » Herzog Heinrich empfing 
1609 von Kaiser Rudolf H. dieselben Lehnstücke wie 'ir)()7 sein 
Vorgängei" Kail HL von Maximilian H. 

Diese Lehnstücke erscheinen in folgender Ordnung : tlie 
Markgrafschaft Pont-ä-Mousson, die Grafschaft ßlankenberg, 
BelHsthein und Clermont, die Markgrafschaft Hatlonchätel, die 
Reichs vogtei der Stadt Toul und des Klosters Hemiremont, das 
Geleitsrecht auf den Land- und Wasserstrassen seines Gebietes, 
die Stadt Yve mit dem Recht, dort Münzen prägen zu lassen, 
das Recht, dass die Zweikämpfe zwischen Rhein und Maas in 
seiner Gegenwart stattfinden, und duss die Söhne der Priester, 
die in seinen Landen geboren werden, ihm zugehören sollen, 
ßetrachfen wir zunächst diejenigen Lehen, die uns schon 
aus früheren Diplomen bekannt sind. 

Die Reichsvogtei der Stadt Toul wurde 1310 dem Herzoj4 
Theobald von Heinrich VH. übertragen.^ Doch bewogen die 
Bürger im Jahre 1406 Karl H. gegen eine Abfindungssumme 
zum Verzicht darauf. ^ Dieselbe wurde auch an seine Nach- 
folger noch Jahrhunderte hindurch alljährlich entrichtet, bis 
nach dem Einspruch des französischen Königs 1645 der alte 
Brauch aufhörte. Dessen ungeachtet ist in allen Lehnsbriefen 
der Herzoge nach dem von 1361 die Reichsvogtei der Stadt 
Toul als deutsches Lehen aufgeführt. 

Die Vogtei des Nonnenklostei*s Remiremont war seit den 
ältesten Zeiten im Besitz der lothringischen Herrscher, und ihr 
Bestreben von jeher darauf ausgegangen, dies Vogteirecht zur 



1 Dom Calmet. (1^ edit.) «Preuves.» VIL 216. 
'^ Cbifiet 4Ö. 

3 In dem Lehnsbrief von 1609 sagt Kaiser Hudolf, dass ihm von 
jenem früheren Lehnsbrief «exemplum in anthentica et fide digna 
forma fuit exhibitum, und er dem Herzog Heinrich danach die Lehen 
seines Vaters verliehen habe. 

4 Winckelmann. «Acta Imperii inedita secuH XUI et XIV.» II, 241. 
'"" Dom Calmet. «Notice de la Lorraine.» II 6.S8. 
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wirklichen Landeshoheit zu erweitern. ^ Der veriweifelte Wider- 
stand der in ihrer Unabhän(^i<^eit bedrohten Klosterfrauen 
fand bei fast allen deutsehen Königen seit Heinrich IV. Unter- 
stützung; Rudolf erkannte im Jahre 1290 die damalige Aeb- 
tissin sogar als Reichsfurslin an. Dagegen wurde schon 1310 
^em Herzog Theobald das Recht zugestanden, der Aebtissin 
von Remiremont die Regalien ihres Fürstentums zu vergebenes 
und in allen späteren Lehnsbriefen der Herzoge werden neben 
der Reichsvogtei des Klosters auch noch alia certa iura in dicto 
Monasterio ei competentia genannt. — Die Kämpfe der Nonnen 
um ihre Selbständigkeit dauerten bis zu der Regierung Karls IIL 
fort. Seinem Versuch, ihre Besitzungen mit Landessteuern zu 
belasten, begegneten sie mit einer Appellation an den Kaiser, 
von dem sie sich Schutzbriefe zu verschaffen wussten. * Der 
Herzog achtete jedoch weder auf die Mahnungen Maximilians H., 
noch scheute er davor zurück, die kaiserlichen Adler mit 
Gewalt von den Pforten des Klosters zu entfernen. Und das 
Ende dieses «guerre des panoceaus» war, dass die Nonnen sich 
ihm am 8. Juni 1566 unterwerfen und ihn als ihren Herrn 
anerkennen mussten. Obwohl damit aus der ehemaligen Vogtei 
des Klosters Souveränität geworden war, nahmen die Herzoge 
in ihi'en Lehnsbriefen doch die «advocatia monasterii Rymels- 
berg* nach wie vor von den Kaisern zu Lehen. 

Der conductus in terris et aquis partium suarum erscheint 
in allen lothringischen Lehnsbriefen, auch in dem ältesten der- 
selben von 1259 (dort allerdings in der Form : custodias publi- 
carum stratarum in dicto ducatu per aquam et terram). Während 
aber für jenen Lehnsbrief die Verleihung dieses altlandeshoheit- 
lichen Rechtes durch den Kaiser sich sehr wohl aus dem 
sümtsrechtlichen Charakter des Herzogtums erklärt, das damals 
noch in vollem Umfang als Reichslehen angesehen werden 
muss, entspricht sie für die spätere Zeit, insbesondere nach 
dem Nürnberger Vertrag sehr wenig dem Verhältnis zwischen 
Lothringen und dem Reich. Denn es handelte sich hierbei 
um eine Kompetenz, die für das ganze Herzogtum gelten sollte, 
und eine solche konnte seit 1542 dem Kaiser in dem ducatus 
über et non incorporabilis streng genommen nicht mehr zu- 
stehen und von ihm nicht lehnsweise an die Herzoge vergeben 
werden. Doch wurden, wie so vielfach im ehemaligen römischen 
Reiche, auch hier die alten Formen unverändert in Ihatsächlich 
völlig umgebildete Zustände herübergenommen. 



s Guinat. «Etüde historique sur Tabbaye de Remiremont. > S. 108 ff. 
^ Böhmer. «Acta Imperii selecta » S. 438. 

2 «Recueil de documents sur rhistoire de Lorraine » III, 226 ff. ; 
Dom Calmet. (II* edit.) V, 741 ff. 
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Die Stadt Yve, mit dem Ueclit, dort Münzen schlafen zu 
lassen, nahm zuerst Herzog Friedrich im Jahre 1298 von Kaiser 
Albrecht zu Lehen.* Doch J)esassen die lothringischen Herrscher 
das Münzrecht schon lange vorher und sind in Yve geprägte 
Münzen nirgends nachzuweisen ; die Lage dieser Stadt ist über- 
haupt unbekannt. 2 

Das Recht, dass die Zweikämpfe zwischen Rhein und 
Maas vor dem Herzog stattfmdeii sollen, tindct sich bereits in 
dem Lehensbrief von 1259 (quod debes reaccipere a nobis duella 
Nobihum commorantium inter Rhenum et Mosam). Aber schon 
vorher haben die Herzoge darauf Anspruch erhoben ; im Jahre 
1245 wissen sie dies Recht den Grafen von Rar gegenüber zu 
behaupten. 

Die nächste Bestimmung der Lehnsurkunde bezieht sich 
auf die in den herzoglichen Landen geborenen Priesterkinder 
und führt in die Zeiten der Cölibatsgesetze und der Mönchs- 
reformen zurück. So besassen die Herzoge seit dem Anfang 
des 12. Jahrhunderts die Verfügung über die Bastarde der 
lothringischen Klöster als ihr Eigentum, und im Lehnsbrief 
von 1361 wird dies landesherrliche Recht auch unter ihren 
Lehnsstücken aufgeführt. Allerdings hatte inzwischen Herzog 
Matthias 1249 dem Kapitel von St-Die gegenüber darauf ver- 
zichtet,3 und erst Anton stellte 1529 die alte Prärogative seiner 
Krone wieder her.* 

Unter den in dem Lehnsbriefe von 1567 zuerst genannten 
lothringischen Lehen steht voran die Markgrafschaft Pont-ä- 
Mousson, welche das deutsche Reich seit ihrer Gründung (1354) 
stets für sich in. Anspruch genommen hatte. Als Teil des Her- 
zogtums Bar konnte sie für den Lehnsbrief von 1434, der sich 
nur auf Lothringen bezog, noch nicht in betracht kommen. 
Wenn sie aber auch in der nach der endgiltigen Vereinigung 
beider Herzogtümer (1484) ausgestellten Lehnsurkunde von 
1495 fehlt, so erklärt sich das daraus, dass diese Urkunde 
lediglich eine Nachbildung der Diplome von 1361 und 1434 ist. 

Die Grafschaft Blankenberg oder Blamont war 1503 durch 
eine Schenkung des letzten Eigentümers, des Bischofs Ulrich von 
Toul, an Renatus H. gekommen. ^ In der Rieichsmatrikel von 
1521 wird Lothringen als «Inhaber von Planckenberg in Weste- 
rich» aufgeführt, und in dem Nürnberger Vertrage Albu-Mons 



1 Baleicourt. «Preuves.» 288. 

^ Saalcy. «Recherches snr les monnaies des ducs hSreditaires 
de Lorraine. . S. 35-37; Dom Calmet (IP edit.) HL S. 103 flF. «Dis- 
sertation sur les monnayes.» 

3 Gravier. «Histoire de St-Die.» S. 129 ff. 

4 Ibid. S. 213. 

ö Dom Calmet. «Preuves.» III, 337 ff. 

3 
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und Mussipons ausdrücklicli als Dependenzeii des Herzogtums 
genannt. Die Reichsunmittelbarkeit dieser Herrschaft wurde den 
Herzogen jedoch von den Metzer Bischöfen bestritten ; sie 
inussten denselben mehrfach die Lehnshuldigung leisten, und 
erst 1561 entäusserte sich das Kapitel von Metz durch einen 
besonderen Vertrag! aller seiner Hoheitsrechte über ßlamont 
zu Gunsten Karls HI. 

Als nächstes Lehnsstück figuriert in unserer Urkunde 
Bellisthein, das aber in einem Auszug des Lehnsbriefes von 
1567, den Dom Calmet in seinen Preuves abgedruckt hat,*2 fehlt 
und auch an einer anderen Stelle bei der Aufzählung <ler 
lothringischen Reichslehen 3 von ihm nicht genannt wird. — 
Die Bedeutung und Geschichte des herzoglichen Lehns Bellistheiii 
ist unklar. Wahrscheinlich bezeichnet es dasselbe wie Bilstein, 
Bildestein, Billestein, Bilestin, unter welchen Namen zwei nicht 
weit von einander im. Niederelsass im Weilerthal gelegene 
Schlösser angeführt werden. Von beiden, die häufig, so auch 
bei Dom Galmet -^ mit einander verwechselt worden sind, 
gehörte das eine zur Württembergischen Grafschaft Horburg, 
das andere, in der Bannmeile von Uibeis gelegene Schloss, war 
im Anfang des 13. Jahrhunderts von den Grafen von Dagsburg 
(iurcli Heirat an Lothringen gekommen. ^ Es wurde später von 
dem Herzog Karl H. (gest 1434") einem seiner natürlichen 
Söhne, dem Stammvater des lothringischen Adelsgeschlechtes 
derer von Bildestein oder Bilestin testamentarisch vermacht. « 

Die Herrschaft Clermont en Argonne hatten schon die 
Grafen von Bar seit alters von dem Bistum Verdun zu Lehen 
getragen. Im Jahre 1564 wurden dem Herzog Karl III. alle 
Hoheitsrechte über Clermont überlassen, zum grossen Verdruss 
des französischen Königs, der gegen diese Gebietsverkleinerung 
des unter seiner Protektion stehenden Bistums zuerst Einspruch 
erhob. 7 Dass dagegen der Kaiser als Oberlehnsherr die Ver- 
wandlung des früher nur mittelbaren in ein unmittelbares loth- 
ringisches Reichslehen genehmigt hat, ist aus unserer Urkunde 
ersichtlich, in der Clermont als solches aufgeführt wird. 



! Inventaire des titres et enseignements des duchez de Lorraine 
et des eveschez de Metz, Toul et Verdun, qui se sont trouves dans 
plasienrs coffres a la Mothe. Abgedruckt im «Recueil de documents 
sur rhistoire de Lorraine.» III, 118. 

2 Dom Calmet. (IP edit.) VII, 216. 

3 Dom Calmet. III. S. 200. Im Jahre 1627 bei der Belehnung 
Karls IV. 

* Dom Calmet. «Notice de la Lorraine. > I, 572. 
5 Ensfelder. «Die zwei Schlösser Bilstein» (Jahrbuch f. Geschichte, 
Sprache und Litteratur Elsass-Lothringens. 1889. S. 107). 
ß Dom Calmet. «Preuves.» III, 188. 
7 Dom Calmet. (IP 6dit.) VIL 119. 
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Audi Hatton-Chatel war ein ehemaliger Besitz des ßistums 
Verdun und 1546 durch einen Tauschverlrag an die Herzoge 
gekommen. Karl V. hatte denselben ein Jahr später zu Augs- 
burg bestätigt 1 und 1549 dem Vormund des jungen Herzogs 
für das neu gewonnene Reichslehen die Investitur erteilt, wo- 
bei dem Reiche alle seine Oberhoheitsrechte ausdrücklich vor- 
behalten wurden (en se reservant ä lui et ä TEmpire le droit 
de seigneurie directe et de ressort et untres droits de TKmpire 
et aussi ä la charge, que le dit duc Charles et ses successeurs 
recognoistront ä toujours ä foy et hommage la dite seigneurie 
des empereurs d'Allemagne).^ Dementsprechend heisst es auch 
in der Urkunde von 1507 cc reseivato quoque nobis et Iinperio 
sacro ratione feudi Hattonis castri iure proprietatis directi do- 
minii ac ressortus, et similiter quoad reliqua supra dicta bona 
et iura, aliis etiam quibuscumque nostris ac jmperii ac quorum- 
libet iuribus semper salvis». 

In unserem Diplom erscheint Hatton-Chatel als Markgraf- 
schaft. Gleichzeitig (1567) wurde auch die früher Metzische 
Herrschaft Nomeny, welche der Oheim des Herzogs, der Graf 
von Vaudemont und Ghaligny, erworben hatte, zur Markgraf- 
schaft des Reiches erhoben. 3 Nomeny blieb bis 1612 im Besitz 
dieser Seitenlinie des lothringischen Hauses und gelangte erst 
dann durch Kauf an die Herzoge selbst. Trotzdem Kaiser 
Matthias den Kaufvertrag genehmigt hatte, wird die Markgraf- 
schaft in den späteren Lehnsbriefen von 1613 und 1627, welche 
noch bei Chiflet abgedruckt sind,* nicht aufgeführt. Dieselben 
stimmen in allen Punkten mit dem Lehnsbriefe von 1609 resp. 
1567 überein. 

Ausser den in unseren Lehnsurkunden genannten hatten 
die Herzoge von Lothringen auch andere unmittelbare Reichs- 
lehen und dem Reiche zugehörige Gebiete an sich gebracht. 
Zunächst die Grafschaft Falkenstein am Donnersberg, welche 
ihnen 1458 von Kaiser Friedrich 111. verliehen war, jedoch unter 
der Bedingung, sie wieder als Afterlehen an die Grafen zu ver- 
geben.^ Obwohl diese damit zu nur mittelbaren Gliedern des 
Reiches gemacht wurden, sind sie später im Wetterauischen 
Grafenkollegium und in der Reichsmatrikel vertreten, ^ und erst, 
nachdem der letzte Graf von Falkenstein 1667 seine Herrschaft 
an seinen Lehnsherrn überlassen hatte, ^ wurde dieselbe von 
Lothringen sine onere extrahiert. 

1 «Recueil de documents sur Thistoire de Lorraine. > III, 52. 

2 cRecueil de documents, etc.» III, 53. 

3 Dom Calmet. IL S. 1355. 
* Chiflet. 48—50. 

ö Das Diplom steht Lünig cTeatsches Reichsarchiv.» Vol. \1, 299. 

6 Limnaeus. Ad lib. IV, Cap. VII, Tom. V, 291. 

7 Loudorp. «Acta publica.» IX 489. 
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Schon vorher hatte das Reich auf die Kontributionen der 
Grafschaft Bitsch verzichten müssen, in deren Besitz sich Henso^ 
Karl III. 1572 mit Gewalt gesetzt hatte. Er behauptete freihch, 
dass Bitsch ein apertes Lehen seines Hauses sei und ihm darum 
nach dem Aussterben des gräflichen Mannesstammes rechtmässig 
die Einziehung zustehe, i 

Eine andere deutsche Reichsgrafschaft Salm war 1600 durch 
Heirat zun Hälfte an die Lothringer gekommen. Den andern 
Teil hatten die nachmaligen Fürsten von Salm inne, und den 
infolge dessen sehr ungeordneten Grenzverhältnissen wurde erst 
1751 unter der Regierung des Königs Stanislaus ein Ende 
gemacht. 2 

Kaufweise hatte Karl III. im Jahre 1583 von dem Pfalz- 
grafen von Veldenz die Stadt Pfalzburg erworben, ^ die Kaiser 
Rudolf 1609 seinem Nachfolger als AUodialgut zuerkannte. Nach 
einer Notiz bei Limnaeus scheint das Reich deswegen an Loth- 
ringen Kontributionsforderungen gestellt zu haben.* 

In nächster Nachbarschaft von Pfalzburg lag die kleine 
Stadt Lixheim, die gleichfalls durch Kauf 1623 von dem Winter- 
könig Friedrich von der Pfalz in lothringischen Besitz überge- 
gangen war. 5 Beide Herrschaften wurden bald darauf ver- 
einigt und dem Günstling des Herzogs, Louis von Guise, und 
seiner Gremahlin, der herzoglichen Nichte, als ein vom Kaiser 
neu eingerichtetes Reichsfürstentum überwiesen. — Solche 
Standeserhöhungen waren gerade in den zwanziger Jahren des 
17. Jahrhunderts nichts ungewöhnliches. Die Erhebung der 
Fürsten von Salm, Eggenberg, Hohenzollern, Lobkowitz und 
Dietrichstein fällt in diese Zeit ; aber während sie alle, obwohl 
nach manchen Schwierigkeiten, auch zur Reichsstandschaft ge- 
langten, blieb Pfalzburg-Lixheim ein Titular- Reichsfürstentum. 
Pfalzburg ging 1661 an Frankreich verloren ; Lixheim wurde 
später wieder mit dem Besitz der herzoglichen Hauptlinie ver- 
einigt. 

Ausser der Erwerbung der Reichsgrafschaften Bitsch und 
Salm, sowie der Stadt Pfalzburg wurde die Territorial macht 
der Herzoge auf dem Boden des Reiches unter der langen Re- 
gierung Karls III. (1545 — ^1608) auch durch Tausch- und Ab- 
tretungsverträge mit den Inhabern der drei lothringischen Bis- 
tümer wesentlich verstärkt. — Die auf diese Weise gewonnenen 
Reichslehen Hatton-Ghätel, Glermont und Nomeny sind bereits 



1 Limnaeus. Tom. IV, 541. 

2 Dom Calmet. «Notice de la Lorraine.» II, 378. 

8 D. Fischer. «Die Stadt Pfalzburg.» (Mühlhausen 1865). S. 9 ff. 
* Limnaeus. Tom. IV, 302. «Das Ampi Pfaltzburg ist Lothringen 
verkauft worden, der deswegen contribuieren sollte.» 
5 Dom Calmet. «Notice de la Lorraine.» I, 674. 
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genannt worden. Im Jahre 1561 wuixlen dazu die Gebiete von 
Saaralben und Saarburg, i 1593 die Stadt Marsal von dem Bis- 
tum Metz erworben. Für den ersten der beiden darauf bezug- 
lichen Verträge liegt auch die Bestätigung des Oberlehnsherrn, 
des Kaisers Rudolf II, vor. 

Nur mittelbare Reichslehen waren die Heri*schat1en von 
St. Avold und Homburg, die Karl III. 1581 von dem Heimzog 
Heinrich von Guise gekauft iiatte 2, nachdem derselbe erst wenige 
Jahre vorher von dem Metzer Bischof damit belehnt worden war. 

Ein sehr langwieriger Kampf entspann sich um die zum 
Bistum gehörigen Lehnsstücke der Grafschaft Saarwerden, für 
die Herzog Anton 1527 von dem Kardinal Johann die Investitur 
empfangen hatte. 3 Die Grafen von Nassau-Saarbrücken, die 
Haupterben des ausgestorbenen Saarwerdischen Hauses, machten 
ihm und seinen Nachfolgern diesen Besitz streitig. Die Sache 
kam au das oberste Reichsgericht, das jedoch erst nach hundert 
Jahren (1629) und zwar zu Gunsten Lothringens sein -Urteil 
fällte. Die Kammerrichter standen dabei höchst wahrscheinlich 
unter dem Eindruck der katholisch-habsburgischen Reaktion, 
welche um jene Zeit ihren Höhepunkt erreicht hatte, und ent- 
schieden sich für den eifrig katholischen Herzog Karl IV. gegen 
den protestantischen Nassauer. Karl IV. begnügte sich indess 
nicht mit dem ihm zugesprochenen Anteil, sondern bemächtigte 
sich gewaltsam der ganzen Grafschaft. Erst der Osnabrücker 
Friede verhalf den Grafen zu ihrem Rechte ; nach § 30 des 
IV. Artikels sollte die Saarwerdensche Erbschaft ihnen in vollem 
Umfang restituiert werden, jedoch unter Vorbehalt des früheren 
kammergerichtlichen Urteils oder eines gütlichen Vergleiches 
zwischen beiden Parteien. Ein solcher kam nach langen schwie- 
rigen Verwickelungen 1669 zustande und bestätigte den Herzog, 
in dem Besitz von Burg und Stadt Saarwerden, Bouquenom 
(Buckenheim) und Weibersweiler, während er die übrigen von 
ihm behaupteten Plätze der Grafschaft herausgeben mussle.* 



Für die staatsrechtliche Stellung Lothringens zum Reiche 
sind die Stimm- und Sessionsverhältnisse der Herzoge auf den 
deutschen Reichstagen sehr bezeichnend. Was ältere Werke, 
vor allem Limnaeus^ und Moser ^ darüber bieten, ist unklar 



1 Recueil de documents sur Thistoire de Lorraine. > III 118. 

2 Ibid. III, 190. 

3 Dom Calmet. II, 1178. 

* Der Exekutionsrezess ist abgedruckt Lünig Vol. VI, 334. 

o Limnaeus. Tom. IV 886; Tom. V 416. 

« Moser «Teutsches Staatsrecht.» XXXIV, 297; XXXV, 198. 
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und verworroii, wenn auch Moser den Kern der Sache richtijj 
erkannt hat. Domke'si im ganzen zutreffende Ausführungen 
sind zu aphoristisch gehalten, um uns einen völHg klaren Ein- 
blick in die Entwickelung der lothringisclien Reiclisstandschat't 
zu verschaffen. 

Noch im 13. und in der ersten Hälfte des J 4. Jahrhunderts 
nehmen die Lothringei' eifrigen Anteil an den allgemeinen 
Angelegenheiten des Reiches. Seitdem ihre Interessen aber mehr 
und mehr nach Frankreich gravitierten, insbesondere seil dem 
Beginn des 15. Jahrhunderts, ziehen sie sich von den deutschen 
Reichslagen zurück, obwohl sie noch inuner als zugehörig 
zum Reiche betrachtet werden und in den Reichsmatrikeln 
neben den anderen Reichsfürsten figurieren. Erst seit dem 
Nürnberger Vertrage hörte das Herzogtum auch officiell auf, 
ein Reichsfürstentum zu sein 2. Dabei l)lieben die Herzoge jedoch 
auf Grund der Markgrafschaft Pont-a-Mousson Reichsfürsten^, 
so dass ihnen deswegen am Reichslage das Sessionsrecht zuge- 
standen hätte. Sie machten davon aber keinen Gebrancli, wahr- 
scheinlich weil es ihrem Unabhängigkeitsgefühl widerstrebte, 
sich den übrigen fieichsständen, den Vasallen des Kaisers, 
zuzugesellen. 

Da erfolgte im Jahre 4567 die Errichtung dei' neuen Mark- 
grafschaften Hatton-Ghätel und Nomeny, und damit verbunden 
wohl auch ihre Erhebung zu Reichsfürstentümern. Denn nur 
ein Reichsfürsi durfte sich um Stimme und Session auf dem 
Jleichstage bewerben, wie es der Markgraf von Nomeny, der 
Oheim des Herzogs Karl HL, drei Jahre später zu Speyer (1570) 
that. * Die Unterschrift des Reichsabschiedes lautet daher auf 
den Namen von «Niclausen von Lothringen, Herzogen zu Vaude- 
mont, Prinzen von Mercceur und Marggrafen von Nummeny». 
Der Herzog selbst hielt sich wie bisher von der Reichsver- 
samnilung fern, obgleich die Markgrafschaften Pont-ä-Mousson 
und Hatton-Ghdtel, die sich in seinem Besitz befanden, auch 
ihm Anrecht auf che Reiclisslandschaft verliehen hätten. Da der 
Markgraf von Nomeny indess erster Vasall des Herzogtums war 
und keine wirkhch selbständige Regierung inne hatte, so ver- 
trat er mit seinem kleinen Fürstentum auch zugleich die 
lothringischen Interessen überhaupt auf den Reichslagen ; No- 
meny war gewissermassen nur die Maske, unter der die Herzoge 



1 Domke. «Die Virilstimmen im Reichsfürstenrat.» 80 ff. 

* Domke, dem der Nürnberger Vertrag wohl unbekannt war, 
ftiw raie lit ^Utt8 Moment ganz und betrachtet Lothringen offenbar 
nach wie vor als Reichsfürstentnm. 
• 8 Vergl. S. 9. 

^ Senckenberg. «Sammlung angedruckter Schriften : Diarium des 
Grafen Wittgenstein.» S. 57. 
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ihre alle litng vergessene unil vernachlässigte Reichsstand schalt 
wieder erneuerlen, ohne ilaeiiirch das exceptionelle ataalsrecht- 
liche Verhältnis des Heizogtums zu beeinträchtigen. 

Bis zum Regensburger Iteichslaft von HHiS führten dem- 
nach die Markgrafen von Nomeny die lothringische Stimme, 
und erst 1613 ging sie nach dem Verkauf der Markgrafschall 
an die Herzoge selbst über. Es wurde damit der Gefahr vor- 
gebeugt, dass Nomeny und das mit ihm verbundene Sessions- 
recht dem herzoglichen Hause entfremdet würden, da die einzige 
Tochter und Erbin des l(i02 gestorbenen Markgrafen Philipp 
Emanuel ' sich mit einem französischen Prinzen vermählt hatte. 
Darum bi-achte Herzog Heinrich im Jahre 1612 Nomeny durch 
Kauf an sich und trat auch als Nachfolger in die ßeicüssfand- 
schaft der Markgi-afen ein, so dass die lothringische Stimme in 
aller Weise unier dem Aufruf «Nomenv» geführt wurde,' ob- 
gleich das Lehen, an dem sie haftete, nunmehr den Inhabern 
des Herzogtums gehörle. * 

Was aber hewc^ damals die lothringischen Herrscher, 
nachdem sie Jahrhunderte lang sich nicht um die deutschen 
Reichstage bekümmert, sich wieder auf denselben vertreten zu 
lassen, was hatte schon 1570 des Markgrafen von Nomeny 
Bewerbung um Session herbeigeführt"? — Die Erhöhung ihrer 
persönlichen Würde, die wohl andere Fürsten sich mit der 
Reichsstand Schaft verbunden dachten, konnte für die stolzen 
und selbslbewussten Lothringer nicht in betracht kommen. Es 
war wohl einzig und allein Her Wunsch, durch eine feste und 
dauernde Teilnahme an den Beratungen und Beschlössen des 
Reichstages grössere Garantien für die Erfüllung der Protek- 
tionspflichl des Reiches zu gewinnen, die ihre eiste Probe 



' Die Unterschrift des KeicfaBabschieiles von 1603 lantet : lUa- 
rieo gebolireneD von Lützenbarg, neyland PliiUpp Emannels von 
Lothringen, Hertzogen zn Hercceur und Markgrafen za Nomeny, sei. 
nachgelassener Wittib in tragender Vormondscbaft ihrer einzigen 
Tochter, Prinzessin Franc! sc ae za Lotbringen. Hertzogin zn Ijer- 
ccenr nnd Markgrätin zn Xomeny, Johann Gless von Igny, lotli- 
riugigcher Rat.> 

> iDass Lotbringen nicht qua Herzog von Lothringen Sitz und 

Stimme anf den Beicbstagen fährt,* erkennt ancb Moser. XSXV, 156. 

^ Ganz nnverständlicb ist was Ficker «Vom ReichsfüiBtenst&ndo 

I.'H8 über die lothringische Rejchsstandschaft sagt. Ob Hatton- 

Cbittel iiiiil N<)m-^iiy lü>iiT ^iiii;li za Reich8färst«ntüjnem erhoben 

zwi.'ifi-lliaft. <Dass Nomeny später im Heicbs- 

r ^ein<;Ti Grand nur darin haben, da« nnter 

I 1736 — 'Ipii, Jabr der Abtretung des Herzogtanw 

dif herzoglich lothringische Stimme fort- 
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beim üeberfall König Heinrichs IL im .laJire 1552 so schlecht 
bestanden hatte. 

Auf dem Regensburger Reichstag von 1613 führte zuei-st 
der Herzog selbst die lothringische Stimme wegen Nomeny, die 
aber auf der dann nach 27jähriger Pause folgenden Reichs- 
versammlung von 1640)41 nicht ausgeübt wurde. Zu welch 
lebhaften Verhandlungen im Jahre 1654 Zu Regensburg das 
Sessionsrecht der Herzoge Anlass gab, werden wir in einem 
späteren Abschnitt zu erzählen haben. Jedenfalls hat Nomeny 
seit dieser Zeit seinen bestimmten Platz im Reichsfürsten rat 
bis zur Auflösung der alten Reichsverfassun^ unverändert bei*- 
behalten. Einige ältere Staalsrechtslehrer können sich nicht 
erklären, warum Nomeny auf der weltlichen Bank der Reichs- 
fürsten fast zu Unterst sass, und verfallen, um dies zu begründen, 
auf die merkwürdigsten Kombinationen, i Limnaeus trifft noch 
das richtigste, wenn er betont, das die Reichsstandschaft der 
Herzoge nicht von ihrem .sehr mächtigen Herzogtume — denn 
das schien sie auf einen der eisten Plätze zu weisen — , sondern 
nur von einem Teile desselben herrühre ; darum sässen sie 
soweit nach unten (non procul ab ultimo) im Fürstenrat. Die 
einfachste und allein zutreffende Erklärung ist j(*doch unzweifel- 
haft die, dass Nomeny, dessen Reichsstandschaft erst sehr 
jungen Datums (seit 1570) wnr, dementsprechend auch unter 
den Reichsfürsten als zuletzt rangierte. Erst nach der Auf- 
nahme neuer Fürsten, besonders nach dem grossen Fürsten- 
schuh von 1654 rückte es weiter vor. An Nomeny, Mömpelgart 
und Aremberg schlössen sich seitdem unmittelbar die Hohen- 
zollern, Eggenberg und Lobkowitz an, die ihre vielumkämpfte 
Reichsstandschaft den persönlichen Bemühungen des Kaisers 
verdankt hatten. 



Aus dem Titel marchio, welchen die Herzoge von Lothringen 
seit alters neben dem herzoglichen führten, darf man nicht 
schliessen, dass sie ausser den Markgrafschaften Pont-ä-Mousson, 
Hatton-Chätel und Nomeny noch eine vierte besondere un<i 
vom Herzogtum getrennte Markgrafschaft innegehabt hätten. 
Die Titel dux und marchio bilden gleichsam einen Begriff; 
Kaiser Sigismund spricht in seinen Erlassen über den lothringi- 
schen Erbfolgestreit geradezu von dem ducatus et marchia 
Lofharingiae. 2 

Nach Ficker 3 und Waitz^ erscheint der markgräflichc 



^ Limnaeus IV, 8ß. 

2 Dumont II, 2; 278. Vergl. S. 26. 

3 Waitz. «Deutsche Ver£assung8geschiehte.> VII 78. 
^ Fickor. «Vom Heichsfürstenstande.» I, 196. 
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Titel in den westlichen Grenzlanden melirfach ohne hesoiidere 
Bedeutung, und ohne dass sich eine hestimmte staatsrechtliche 
Grundlage nachweisen Hesse. Beide stimmen darin üherein, 
dass er vielleicht mit der früheren Stellung der Herzoge 
zusammenhänge, da schon deren Vorfahren, elsässische Grafen, 
diesen Titel geführt haben. 

Dagegen stützen Chiflet * und nach ihm Dom Calmet« auf 
den Lehnsbrief von 1259 ihre Behauptung von markgräflichen 
Befugnissen der Herzoge, welche sie in dem ihnen darin erteilten 
Aufsichtsreclit über die Land- und Wasserstrassen ihres Gebietes 
und die Zweikämpfe zwischen Rhein und Maas erkennen wollen. 
Sie weisen darauf hin, dass noch im 47. Jahrhundert in 
Chäteau-Salins ein herzoglicher Beamter als prevöt de Marche 
gesessen habe, um diese Funktionen seines Herrn auszuüben. 
— Auf dem Westfälischen Friedenskongress lässt Herzog Karl IV. 
selbst seine markgräfliche Würde in Erinnerung bringen. Um 
die vollständige Preisgebung der drei lothringischen Bistümei- 
an Frankreich zu . verhindern, hält er den Ständen in einer 
sehr lebhaften Deklaration vor, 3 wie man dadurch auch ihn 
auf das empfindlichste schädigen würde. Denn er habe in jenen 
drei Bistümern den Titel und die Würde eines Markgrafen 
inne, die, mit der lothringischen Krone verknüpft, ihm eine 
Reihe von Vorrechten in diesen Gebieten verleihe; in der Hand 
besonderer Grenzrichter und Beamten, die er selbst stets ein- 
gesetzt hätte, liege eine absolute Gericlitsbarkeit, wie überhaupt 
über die Bewohner der Reichsgrenzen, so auch über die bischöf- 
lichen Unterthanen. 

Es waren dies freilich wohl Rechte, die im wesentlichen 
nur noch in der Theorie vorhanden waren, und die, da sie 
weit über den engen Kreis des Herzogtums hinausgreifen, in 
eine Zeit zurückführen, wo der amtliche Charakter der Reichs- 
fürstentümer noch nicht durch das Vordrängen der Territorialitäten 
erloschen war. So lange die Landeshoheit der Bischöfe sich noch 
nicht aus dem Organismus des Herzogtums herausgelöst hatte, 
waren auch dergleichen Machtbefugnisse der Herzoge in den 
drei Bistümern sehr wohl erklärlich, zumal da die Grenzen des 
alten Herzogtums in der That durch Rhein und Maas gebildet 
wurden. Nach der territorialen Auflösung der Reichsverfassun^ 
konnten diese markgräflichen Kompetenzen aber von keiner Be- 
deutung mehr sein, sondern waren zu leeren Formen ohne 
Wesen und Inhalt geworden. 



1 Chiflet. S. Ü6. 

* Dom Calmet III, 7. «Dissertation s'ur le titre de Marchis. que 
pvennent les ducs de Lorraine.» 

3 Meiern. «Westfälische Friedensverhandlungen.» III 528. 



— 42 — 

Die Grundlagen des modus vivendi, der durch den Xürn- 
l)erger Vertrag zwischen dein Reich und Lothringen hergestellt 
worden war, bildeten auf der einen Seite dieProtektionspllichtdes 
Reiches, auf* der anderen die Verpflichtung dei* Herzoge zui* 
Zahlung der fest normierten Reichsbeiträge. Aber die Hart- 
näckigkeit, mit der sie sich vordem stets gegen derartige Be- 
lästigungen durch das Reich verwahrt hatten, war kein günstiges 
Vorzeichen für die regelmässige und pünktliche Leistung ilirer 
neuen Kontributionen. Zu wiederholten Malen muss das Reich 
gegen die saumseligen Zahler einschreiten, die es dafüi* nicht 
an Beschwerden über die Höhe der ihnen aufgebürdeten Lasten 
und Bitten um deren Moderation fehlen Hessen. 

Auf dem Augsburger Reichstag von 1582 reicht der Her- 
zogliche Gesandte sogar ein in recht stolzem und hochfahrenden 
Ton gehaltenes Memorial ein,i in dem die bisherigen geringen 
Vi»rteile des Nürnberger Vertrages für Lothringen klargelegt 
un<l i)ittere Vorwürfe gegen das Reich erhoben werden. Be- 
achtenswert ist auch die eigentümUche Auffassung, die hier von 
der exzeptionellen Stellung der Herzoge gegeben wird; sie 
werden als vollständig souveräne, nur die götthche Allmacht 
über sich erkennende Fürsten geschildert, die demzufolge auch 
von allen Kontributionen des römischen Reiches exempt und 
ledig geblieben seien, bis Herzog Anton «aus sonder Alfektion 
und Neigung, so er zum Reiche gehabt» sich demselben gut- 
herzig genähert und durch den Vertrag von 1542 sich zu einei^ 
Kontribution verstanden hätte. Der lehnsrechtlichen Abhängigkeit 
der Hei'zoge vom Reich wird also mit keinem Wort gedacht, 
un<J ihre Verpflichtung zu den Reichskontributionen nur als ein 
Jheis für die ihnen zugesicherte Protektion hingestellt ; weit 
diese ihnen garnicht oder doch nur in sehr geringfügiger 
Weise zu teil geworden, halten sie sich auch für berechtigt, 
mit den festgesetzten Zahlungen im Rückstande zu bleiben. 

Weit schärfer noch tritt dieser Gedanke in einer anderen 
lothringischen Beschwerdeschrift hervor, die im Jahre 1603 an 
den Regensburger Reichstag gelangte. 2 Der Herzog beklagte 
sich darüber, dass er und sein Land seit sechsundreissig Jahren 
fortwährend durch verheerende Durchzüge aus dem Reich — 
OS sind die mit den hugenottischen Unruhen zusammenhängenden 
Kxpeditionen deutscher Füisten nach Frankreich gemeint — 
bedrängt werde und trotz aller Versprechungen niemals dafür 
Schadenersatz erhalten habe. Es sei deshalb höchst unbillig, 
ihn j^tzi auch noch mit Reichssteuern zu belästigen. Denn 
obwohl ihn der Nürnberger Vertrag in gewissem Sinne zu deren 
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Erl^ung verpflichte, so .habe ihm dafür doch auch das Heich 
allen Schutz zugesagt, und ein soKher sei ihm nie ei'wiesen« 
ja s<^r ihm aus dem Reiche sellisl Schaden zugefügt wonlen. 
Den möge man ei-st einsetzen und dann von ihm Beitnige 
verlangen. 

Die Herzoge verharrten demnach auch nach der Ermässigung 
ihres Reichsanschlages auf ihrem früheren Widerwillen gegen 
ihre pekuniären Reichsverpflichtungen und machten dem Kam- 
mergericht deshalb wie ehedem viel zu schaffen. 

Eline andere Frage ist es, wie sich ihr Verhältnis zu der 
jui-isdiktionellen Thätigkeit des Kammei^erichts seit dem Nürn- 
beider Vertrage gestaltete. Den Kampf gegen seine Superiorität 
hatten sie seit seiner Aufrichtung mit unermüdlichem Eifer 
betrieben, es war ihnen gelungen, sich 1542 von seiner Appel- 
lationsinstanz zu befreien, aber völlige Unbeschränktheit hatten 
sie nicht gewinnen können. Nicht nur für die Zahlung ihrer 
Kontributionen, auch für die Aufrechterhaltung des Land- 
friedens sollten sie nach dem Nürnberger Vertrag dem Kammer- 
gericht unterworfen bleiben. Dies «pro conservatione publicae 
pacis erectae in imperio», wie es in der Urkunde hiess, war 
jedoch ein sehr wenig prägnanter Begrift*, der eine dop|>elle 
Deutung zuliess : Entweder : Sollte der allgemeine Landfrieden 
und seine Handhabung durch das Kammergericht für Lothringen 
überhaupt gelten, oder: nur für die Rechtsbeziehungen Lo- 
thringens zu den Reichsunterthanen ? Die erste AufTassung ent- 
sprach unzweifelhaft den Intentionen des Kammergerichts, das 
den Verlust seiner Hoheit über ein ganzes Land schwer 
empfinden musste, und dessen Bemühungen, diesen Verlust 
auf jede Weise abzuschwächen und einzuschränken, deshalb nur 
naturgemäss schienen. Vom Standpunkt des Herzogs aber war 
eine solche Interpretation der Urkunde durchaus zu verwerfen. 
Behauptete das Kammergericht auf der weiten Grundlage der 
Landfriedensgesetzesbestimmungen seine Superiorität über Lo- 
thringen, so blieb von der den Herzogen zugesicherten obersten 
Gerichtsbarkeit nur ein Schatten übrig. 

Schon 1547 erhob daher die Herzogin Christine die leb- 
haftesten Vorstellungen gegen Uebergriffe des Kammergeiichts 
in die herzogliche Jurisdiktion, als dasselbe Landfriedensbruch 
zwischen lothringischen Unterthanen vor sein Tribunal zu 
ziehen suchte. ^ — Einige Jahre später wandte sich Christine 
deswegen in persönlicher Unterhandlung an den Kaiser und 
zwar mit der ausdrücklichen Bitte cdie Nichlkompetenz des 
Kammergerichts in Streitigkeiten des Fürsten mit seinen Unter- 
thanen, falls diese den Landfrieden verletzten, zu beftU'worten ; 
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nur Verletzungen von seilen der Lothringer gegen das Reich 
«olllen seiner Kompetenz unterliegen», i Trotzdem hören die 
peinlichsten Kompetenzstreitigkeiten nicht auf, und noch 1559 
muss der lothringische Gesandte den Augsburger Reichstag 
um Aufhebung der vom Kammergericht auf Anrufen ver- 
schiedener Edelleute und Unterthanen gegen seinen Herrn er- 
kannten Prozesse ersuchen. 2 

Erst seit dieser Zeit scheint das Kammergericht bei der 
Behandlung lothringischer Sachen streng zwischen Beschädigungen' 
■des Reichsgebietes und der Reichsunterthanen und inneren 
lothringischen Konflicten unterschieden zu haben. Eine Reihe 
von Urteilen liegt vor 3, in welchen der Herzog oder seine Leute 
wegen Pfändungen, die sie auf dem Boden des Reiches vorge- 
nommen, zur Verantwortung gezogen werden. In einem dieser 
Urteile aus dem Jahr 1607 wird ihm ausdrücklich die 1542 zu 
Nürnberg bewilligte Exemption und Superiorität vorbehalten mit 
dem nochmaligen Zusatz «wofern nur wirklich feststeht, dass 
die Pfändung auf Reichsboden geschehen». Das Kammergericht 
stellte diesen Gesichtspunkt fortan so in den Vordergrund, dass 
-es einen, gelegentlich in seiner Mitte auftauchenden Vorschlag, 
:zum besten seiner obersten Jurisdiktion die Appellation der 
herzoglichen Vasallen anzunehmen, einfach zurückwiess. 

Damit war der Gerichtshoheit der Herzoge ein sehr will- 
kommenes Zugeständnis gemacht. Aber es lässt sich doch nicht 
leugnen, dass das Kammergericht selbst bei einer so grossen 
Einschränkung seiner Machtbefugnis immerhin noch der ihnen 
garantierten Freiheit und Unabhängigkeit einen recht empfind- 
lichen Zügel anlegte. Das Kammergericht vermittelte den inneren 
Zusammenhang zwischen Lothringen und dem Reich und er- 
innerte die Herzoge oft in sehr unliebsamer Weise daran, dass 
sie keineswegs aus dem Reichsverband ausgeschieden waren, 
sondern nur innerhalb desselben eine, allerdings bevorzugte 
Stellung einnahmen. Wenn das Herzogtum durch den Nürn- 
berger Vertrag ein wirklich unabhängiger Staat geworden wäre, 
so hätte sich sein rechtliches Verhältnis zum Reich fortan auf 
völkerrechtlicher Basis wie zwischen fremden Staaten vollziehen 
müssen. Statt dessen ward das oberste Reichsgericht von Anfang 
^n als eine Art Wächter über die Herzoge eingesetzt, um jeden 
ihrer Eingriffe in die Rechte des Reiches zu ahnden. 

Es handelte sich dabei nicht allein um Landfriedensbruch 
gegen das Reich und dessen Unterthanen, auch nach einer 
andern Seite hin mussten die Herzoge fühlen, dass das Kammet- 
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|]:ericht ihnen gegenüber die Unverletzliclikeit desselben zu 
wahren suchte. 

Die Bemühungen der Lothringer, auf Kosten des lleiclis 
ihre Hausmacht in dem Gebiete der drei Bistümer zu verstärken, 
lassen sich durch die ganze erste Hälfte des lü. Jalirhunderts 
verfolgen. Schon 1500 hatte Renatus II. einen Versuch gemacht, 
die Grafschaft Toul an sich zu bringen, der jedoch an dem 
Widerstand der Bürger und an der Interzession des Kaisers ^ 
gescheitert war. Gelegentliche Tausch- oder Abtretungsverträge 
mit den Bischöfen hatten dann freilich die Genehmigung des 
Reichs gefunden; auf diese Weise waren Glermont, Hattonchälel, 
auch Nomeny ans herzogliche Haus gekommen, jedoch nicht 
ohne dass das Reich sich seine Rechte vorbehielt. Alle diese 
Gebiete wurden nur lehnsweise, nicht als souveräner Besitz an 
die Lothringer verliehen. Um so lebhaftere Unruhe erregte es, 
als die Herzoge 1550 zunächst den weltlichen Besitz des Bis- 
tums Verdun durch Verhandlungen mit dem ihnen verwandten 
Bischof zu erwerben trachteten. ^ Das Projekt zerschlug sich; 
doch wurden sie dadurch von ähnlichen Versuchen nicht ab- 
geschreckt. So hatten sie im Anfang des Jahres 1564 auf das 
Bistum Toul ihr Auge gerichtet, dessen Inhaber ihnen auch 
wirklich die Regalien seiner Herrschaft ohne Befragen des 
Reiches zuzuwenden bereit war. Aber das Reich schwieg nicht 
dazu. Das Kammergericht forderte Bischof und Herzog wegen 
dieser Nichtachtung der obersten Reichsgewalt vor sich, ^ und 
Kaiser Ferdinand selbst wandte sich brieflich in den schärfsten 
Ausdrücken an die lothringische Herzogin. Er würde es nie 
erlauben, dass ohne vorhergehende Beratung der Stände die 
Regalien des Bistums von dem römischen Reich getrennt 
würden und in die Hände eines fremden Fürsten fielen.* — 
Der Herzog sah sich auch dieses Mal wieder genötigt, auf seine 
Vergrösserungspläne zu verzichten. 



1 Dom Calmet II. 1112. 

2 € Papiers d'Etat du cardinal de Granvelle > III, 462. Der Kaiser 
schreibt an Maria von Ungarn: qu'il ne serait que bien d'empecher 
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temporalite avec les dicts de Lorraine ... et ny donnerait jamais 
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3 Lepage III, 141. «Lettres du procureur du duc de Lorraine ä 
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Der Xüi iiljei ;:er Vertra;; hat a\i\ fln> |»ersönlirhe Verhältnis 
der Heiioge zum Reich, wie wir j:esehen, keinesw^s 
einen bet'riedi;:enden Einflus> aiis^refibt. Nicht nur waren Kon- 
flikte mit dem Kammergericht wie bisher unvermeidhch, auch 
die Uniejrelniä<sigkeit der Lothrinjrer in der Erfüllung ihrer 
jiekuniären Verpflichtungen gab nach 154^2 ebenso wie vorher 
Anlass zu den lebhaftesten Klagen. 

Diese Klagen wurden von ihnen freilich mit gleicher Münze 
dem lieiche zurückgegeben : Auch das Reich hatte seiner Pro- 
tektionspfticht sehr wenig genügt. Sie hatten nicht so Unrecht. 
Ein kurzer Ueh^erblick über die Schicksale Lothringens seit 
1542 zeigt deutlich, wie wenig der Nürnberger Vertrag sich 
auch in dieser Hinsicht bewährt hat. 

Die nächsten Resultate desselben hatten zwar ohne Zweifel 
den Wünschen der Herzoge entsprochen. Ihre Verbindung mit 
dem Kaiser sicherte sie vor der vordrängenden Uebermacht 
Frankreichs und verschaffte ihnen im Frieden zu Crespy (1544) 
mit der darin stipulierten Restitution der Festung Stenay einen 
willkommenen Triumph. Al)er er währte nur solange, als die 
kaiserlichen Waffen den französischen überlegen waren. Die 
Misserfolge der letzten Jahre Karls V. wurden auch für sie 
verhängnisvoll. 

Schon im Jahre 1550 nahmen die Anmassungen der Fran- 
zosen g^^en das lothringische Herzogshaus einen sehr scharfen 
Chaiakter an und veranlassten die Herzogin- Witwe Christine, 
welche für ihren unmündigen Sohn die Regentschaft führte, 
sich mehrfach an ihren Oheim Karl V. zu wenden. Die Kor- 
respondenzen dieser Zeit zwischen den Höfen von Brüssel und 
Nancy sind angefüllt mit Anfragen und Ratschlägen inbetrefl" 
der französischen Pläne, über deren gewaltsame Absicht auch 
die freundschattliche Maske niemanden zu täuschen vermochte. ^ 
Der Pariser Hof suchte durch eine französische Heirat den 
jungen Herzog wieder an sich zu fesseln, um so den Einfluss 
der kaiserlichen Nichte und damit auch den des Kaisers in 
Lothringen zu brechen. Trotz der eifrigen Gegenbemühungen 
Karls V. gelang es König Heinrich H. nach seinem raschen 
Verstoss gegen die Bischofsstädte Metz, Toul und Verdun seinen 
Zweck zu erreichen und festen Fuss in dem Hei-zogtum zu 
fassen. Er behandelte dasselbe gleich einem unterworfenen 
Staate, bestimmte die Einsetzung einer neuen Regentschaft, die 
Vertreibung aller kaiserlichen Unterthanen aus den Diensten 
des jungen Herrschers und führte diesen endlich als unfrei- 
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willigen Gefangenen mit .sicii loci.' Eine fraiiziisistlie Erziehung 
scliien lias leichteslc Millcl, ihn zu einem willlulirigen Diener 
Frankreichs zu machen und des Bewusstseins seiner ^uveränität 
mehr und melir zu entwöhnen. 

Das Reich scliwieg /.u diesen gegen seinen Schützling und 
dessen Lande angewandten Zwangmassregeln- In einem Augen- 
blick, wo einige seiner bedeutendsten Fürsten mit Frankreicli im 
Bunde standen, fand man keine Zeit, sich mit dem ohnmächtigen 
Herzog zu beschäftigen, sondern Ql>eHiess ihn einfach der Gnade 
des Königs. Die im Jiihre 1550 von dem lothringisclien Ge- 
sandten an den Speyerer Iteichslag gebrachten Vorschlüge, wie 
das Herzi^gtum im Fall eines [ilötzlichen Angrill's bis zur Hilii'- 
leistung der versammelten Stände zu schützen sei,' sind von 
denselben wohl nie in ernstliche Erwägung gez(^en worden. 

Nach 1552 Hess sich dergleichen noch weit weniger oder 
überhaupt nicht mehr durchführen : Die Lothringer standen für 
längere Zeit — ihr Herzog lebte am Pariser Hote und ward 
gemeinsam mit den Jungen Söhnen des Königs erzogen — S4> 
durchaus im Schlepptau der französischen Politik, dass <hT 
Gedanke einer gemeinschaftlichen Aktion mit dem deutschen 
Reich gegen den westlichen Nachbar sich schon dadurch verijot. 
Seit dem Tode Karls V., der mit richtigem politischen Bliik 
stets die IdentiUit seinei' und der lothringischen Interessen ei- 
kannt hatte, erkalteten die Beziehungen des Herzogtums zum 
Reiche vollends. Die Nähe der spanischen Niederlande wie>w, 
wenn man ein Gegengewicht gegen Frankreich brauchte, nun- 
mehr auf Spanien hin. 

Die Streitigkeiten zwischen der herz(^lichen und franzö- 
sischen Regierung, an denen es trotz der nahen verwandt- 
schaftlichen Verbindung, welche bald beide Hofe verknüpfte, 
nicht fehlte, hatten thi'en Ursprung zumeist in dem lehns- 
rechtlicben Verhältnis des Herzogtums Bar. So lange die Königin 
die Hoheit.srechte ihrer Vasallen nicht wesentlich antasteten, 
sondern sich im ganzen mit deren Huldigungseid begnügten, 
hatten die Herzoge diese Lehnsfesseln erträglich gefunden. Er.sl 
unter Franz L, der die Zügel viel schärfer anzog und vor 
allem für die oberste Gerichtsbarkeit der Krone üliei" Barrois 
mouvant eintrat,' lehnen sie sich mit immer grösserer Leiden- 
schaft gegen die französische Olierhoheit auf und käm|)fen für 
die ihnen bestrittenen Souveränitätsrechte mit nicht mmderem 
Eifer, als sie auf der östlichen Seite gegen die Superiorität des 
Kammei^erichts liewiesen hatten. 
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Nachdem sie hier durch den Nürnberger Vertrag die 
begeluHen Freiheiten erlangt, musste der Wunsch, auch jen- 
seits der Maas ihre Souveränität unbeanstandet zu gemessen, 
nur desto lebhafter in ihnen erregt werden. Im Jahre 1559 
Hess sich endlich der junge König Franz II. herbei, ihnen 
seine Hoheitsrechte über die französischen Lehen zu überlassen ; 
nur durch den Lehnseid sollten sie fernerhin seiner Krone 
verbunden sein. ^ 

Welche Empörung daher, als fünf Jahre später Karl IX. 
bei seinem Aufenthalt in der Stadt Bar einen Souveränitätsakt 
vollzog und so den Bestimmungen des letzten Vertrages offen 
Hohn sprach. 2 Die in ihrem Eifer gegen Frankreich unermüd- 
liche Herzogin Christine beeilte sich, Granvellas Rat einzuholen. 
Aber sie fand bei ihm nicht mehr dasselbe Entgegenkommen, 
wie in den ersten Zeiten nach dem Nürnberger Vertrage. Der 
ehemalige Rat der Kaisers stand jetzt in Diensten des spanischen 
Königs und begnügte sich damit, die Herzogin auf den neuen 
Kaiser hinzuweisen : Zu ihm, ihrem Oheim und dem Bruder 
Karls V., welcher bei seinen Lebzeiten, um die Rechte des 
Reiches gegen Frankreich zu wahren, die Lothringer nach 
Kräften unterstützt hätte, solle sie ihre Zuflucht nehmen und 
auch in den Registern der kaiserlichen Kanzlei, des Kammer- 
gerichts und des Mainzer Erzbischhofs Umschau halten lassen, 
ob sich etwas für ihre Sache, d. h. die Behauptung der herzog- 
lichen Souveränität darin finden würde. Er selbst scheint sich 
freilich nicht viel davon zu versprechen, « da die Prätensionen 
der Franzosen, wenigstens auf die Souveränität über Bar, wie 
ihm wohl bekannt, schon recht alten Datums und auch nie von 
den Herzogen zurückgewiesen seien». 3 — Ob Christine diesem 
Rat Granvellas gefolgt ist, erfahren wir nicht: Doch ist es kaum 
anzunehmen, da Karl IX. unmittelbar darauf durch eine be- 
gütigende Erklärung den Argwohn des Herzogs zu beschwich- 
tigen suchte. 

Eine definitive Regelung der vielumstrittenen Jurisdiktions- 
verhältnisse im Herzogtum Bar sollte dann das sogenannte 
lothringische Konkordat von 1571 * herbeiführen, das den Her- 
zogen zwar inbezug auf ihre Regalien- und Souveränitätsrechte 
sehr willkommene Zugeständnisse brachte, aber doch auch die 
Appellationsinstanz des Pariser Parlaments keineswegs aufgab. 

In ungleich günstigerer Lage befanden sie sich ohne Zweifel 
in ihren rechts der Maas gelegenen Gebieten dem Reichskammer- 
gericht gegenüber. Ohne vollständig von dessen Superiorität 
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befreit zu sein, jjenossen sie doch dort das für die i-echtliclien 
Beziehungen zu ihren Unterthanen so überaus wichtige prive- 
legiuni de non appellando und waren damit im Besitz einer 
wirklichen, nicht durch Klauseln eingeschränkten GerichtshoJieit. 
Nimmt man liinzu, dass sie nach Westen einem einheilhch 
geschlossenen und rücksichtslos vordrängenden Staatswesen be- 
nachbart, im Osten dagegen nur den Einflüssen einer verfallenen 
und schwerfalligen Fieichsorganisation ausgesetzt waren, und 
vergleicht man die ungewöhnlich rasche Entwickelung des fran- 
zösischen Königtums im 16. und 17. Jahriiundert mit der in 
diesem Zeitraum ebenso schnell sinkenden Macht des deutschen 
Reichs, so wird man klar erkennen, wie von Seiten Frankreichs 
den Herzogen von Lothringen die grösste Gefahr für ihre Selbst- 
ständigkeit drohte, und <lass sie Ijessei' daran gelhan hätten, 
sich -statt einer zweifelhaften und scheinbar unabhängigen Aus- 
nahmestellung zwischen den Parteien einen festen Anschluss 
an das Reich zu verschaffen und in einem steten, auch innern 
Zusammenhang mit demselben zu verbleiben. Wenn sie aber, 
sonst ohne jedes Interesse für die allgemeinen Angelegenheiten 
des Reichs, nur in Fällen dei' Not, auf den Wortlaut des Nürnberger 
Vertrags sich stützend, um seinen Beistand warben, war es 
nicht zu verwundern, dass man ihnen dann Misstrauen und 
Kälte entgegenbrachte und den Versprechungen des Vertrages 
so widerwillig und zögernd wie möglich nachkam. — Im dreissig- 
jährigen Kriege sollte der Nürnberger Vertrag seine Feuerprobe 
bestehen. 



Die politischen Folgen des Nur nherger Vertrages 
bis zum Ende des dreissig jährigen Krieges. 

Unter den letzten Valois hatte das Verhältnis Lothringens 
zu Frankreich trotz aller Souveränitätskonflikte der verwandt- 
schaftlichen Verbindung beider Höfe gemäss einen ziemlich 
freundlichen Charakter getragen. Zu der neuen Dynastie der 
Bourbonen dagegen mussten sie von vorneherein in einen natur- 
gemässen Gegensatz treten, da sie selbst einst ihren Ehrgeiz 
auf die Erwerbung der französischen Krone gerichtet und dem 
Ketzerkönig Heinrich IV. an der Seite Spaniens bewaffneten 
W^iderstand geleistet hatten. Zwar machten sie, sobald der 
Sieg der Bourbons entschieden und für ihre eigne Sache nichts 
mehr zu hoffen war, gute Miene zum bösen Spiel und schreckte^;! 
selbst nicht vor der Anknüpfung verwandtschaftlicher Beziehungen 
zu dem neuen Herrscherhause zurück. Aber es war eine un- 
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aufrichtige, nur durch die Not diktierte PoHtik, welche die 
Herzoge keineswegs hinderte, mehrfaclie Verbindungen mit 
deutschen Fürsten anzubahnen oder zu erneuern, ' wohl um an 
ihnen einen Rückhall gegen etwaige Uebergrifte der französischen 
Krone zu haben. Denn darüber konnte kein Zweifel sein. Der 
grosse Schlag, den Heinrich IV. am Abend seines Lebens gegen 
Habsburg zu führen gedachte, hätte auch Lothringen getrofl'en. 
«Die Habsburger zu schwächen und die Vereinigung Lothringens 
mit Frankreich vorzubereiten, das waren die Hauptziele 
Heinrichs IV. in dieser Zeit ; oder, diese beiden Projekte Helen 
vielmehr in eins zusammen, sie waren nur zwei Teile ein und 
desselben Planes, die, mit einander verbunden, für immer die 
kontinentale Ueberlegfenheit Frankreichs zu sichern schienen ». 2 

Der Tod des ersten Bourbonenkönigs gewährte den Loth- 
rinfjern nochmals eine kurze Pause der Erholung und Ruhe. 
Wenn Heinrich IV. seine Absicht, seinen Sohn mit der erb- 
berechtigten Tochter des Herzogs Heinrich zu vermählen und auf 
diese Weise das Land später der französischen Krone einzuver- 
leiben, durch das Vorrücken seiner Truppen an die lothringische 
Grenze unterstützt hatte, 3 so Hess seine Nachfolgerin, die 
Regentin des unmi'mdigen Ludwigs XIII., Maria von Medici, 
ihirei* spanisch-dynastischen Politik zu Liebe, diesen für die 
Grösse Frankreichs viel versprechenden Plan fallen und bewarb 
sich für den jungen König um die Hand einer habsburgischen 
Prinzessin. Ein kurzer VVafFenstillstand in dem traditionellen 
Kampf der französischen und habsburgischen Macht trat ein, 
während* dessen die lothringische Politik sich freiei* und unge- 
hindert, nicht mehr erdr-ückt durch das Bewusstsein der fran- 
zösischen Arrondierungspläne, entfalten konnte. 

Für die Beziehungen Lothringens zum Reich in dieser Zeit 
ist es als bemerkenswert hervorzuheben, dass auf dem Regens- 
burger Reichstag von 1613 zum ersten Male seit dem AVormser 
Reichstag von 1495 der Herzog von Lothringen wieder persönlich 
erschienen war* und persönUch seine Belehnung mit den ihm 
zugehörigen Reichslehen empfangen hatte. Auch ward die 
lothringische Stimme auf diesem Reichstag zuerst durch den 
Herzog selbst 6 und nicht wie vordem durch die Mercoeursche 



1 d'Haussonville I, 79. 

2 d'Haussonville I, 89. 

3 d'Haussonville I, 90 ff. 
* d'Haussonville I, 110. 

5 Chiflet 47. 

6 Koch. € Reichstagsabschiede. > IH, 529 : Der herzogliche Ge- 
sandte hatte unterschrieben für «Heinrich, Herzog zu Lothringen, 
Kalabrien, Bar und Geldern, Markgraf zu Pont-ä-Mousson und No- 
meny, Grafen zu Proventz.> 



Seitenlinie des Haukes gel'iihrl, <hi liiesellio ein Jahr vorhei- die 
Markgrafschaft Nomeny, an der die lolhrinsrisclie Stimme liaTlele, 
dem Herzoge verkauft liatle. 

D'Haussonville erwähnt, dass der Herzoj; sith damals eitrif; 
um die Gunst des Kaisers Matthias bemüht hätte. Einen wirk- 
Ucben Dienst leistete bald darauf sein Bruder, der Graf von 
Vaudemont, in Gemeinschaft mil seinem Sohn, dem spfiler Jie- 
rühmten Karl IV., der habsbuniischen Sache, indem sie unter 
den Fahnen der Liga daj; rel]el tische Böhmen dem Kai^^er 
Ferdinand zu unterwerfen halfen. ' Wie in den Tagen Karls V,, 
so kamen auch Jetzt wieder der deutsche Kaiser und ein Prinz 
des lothringischen Hauses in persönliche Berührung; sie musste 
für das Herzogtum verhängnisvoll werden, wenn der nur mo- 
mentan beschwichtigte Antagonismus der Dynastien Habsburg 
und Bourbon wieder offen hervorbrach. 

Seit nun Richelieu in dem Sinne Heinrichs IV., d. h. in 
an ti spanischem Sinne für Ludwig XIII. die Staatsgeschüfle 
leitete, wehte vom Pari.«er Hofe ein erheblich schärferer Wind 
nach dem un das spanische Interesse gekettete Lothringen hin. 
Die gewaltsame Umslossung der Thronfolgeordnung, welche 
der Graf von Vaudemont und Karl IV. -1625 zu Ungunsten der 
Tochter Herzog Heinrichs unternommen halten,^ verletzte den 
französischen König nicht nur, weil darin willkürlich über Bar, 
über ein Lehen seiner Krone verfüg!,» sondern auch weil dieser 
Staatsstreich von Spanien und von seinen Anhängern befür- 
wortet worden war. Dennoch erkannte Ludwig XIII., dem 
durch die Unruhen der Hugenotten die Hände gebunden waren, 
die neue Regierung an, imd auch der Kaiser, welcher sich, 
wie es bei d'Haussouville heisst, * als « natürlichen Richter dieses 
Zwistes» betrachtete, verschloss sich nicht den Vorstellungen 
der an ihn gesandten Unterhändler. — Schon einmal — im Jahre 
■1434 — war ein deutscher Kaiser, Sigismund, als Schiedsrichter 
in einem lothringischen Erbfolgeslreit aufgetreten. Wenn jetzt 
Ferdinand II. bei ähnlicher Gelegenheit eine ähnhche Rolle zu 
spielen gedachte, so darf man ihm das Recht dazu nur in sehr 
beschränktem Masse zugestehen. Zwar hatte auch Sigismund 
über die Erbfolge eines Herzogtums entschieden, ths in jener 
Zeit, wie aus den Leiinsbriefen hervorgeht, kein Lehen des 



1 d'H»usaonville I, 126, 
* d'HansBonville I. 140 ff. 

3 d'HausBonvillc I. <Pi6ces jnstificatives» : memoire des interest*, 
qne le loi ;i (|ue la ducli6 de Lorraine tombe en (jufinonille. 466. 
~' '^st anp entroprise tonte notoire eut la souverainetf 

i qni toQche la sonTeiaineti de Bar.» 
»ilie I, IM. 
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lieiches mehr war. i Durch den Nürnberger Vertrag aber war 
das Herzogtum in aller Form als freies und unabhängiges 
Fürstentum anerkannt worden, und der Kaiser konnte daher 
nicht über dasselbe an sich, sondern nur über die lothringischen 
Reichslehen verfügen, und für diese erhielt Karl IV. allerdings 
schon im Jahre 1627 die kaiserliche Belehnung. 2 

Die lothringische Politik war inzwischen immer mehr in 
das Fahrwasser der antifranzösischen Strömung eingelenkt. Den 
leidenschaftlichen und unternehmungslustigen Geist Karls IV. 
vermochte die stille Zurüc^gezogenheit, in der sich sein Vor- 
gänger, Herzog Heinrich, gefallen hatte, nicht zu befriedigen. 
In habsburgischen Dienstei^^ hatte er seine ersten kriegerischen 
Lorbeeren gepflückt ; persönliche Neigungen, verwandtschaftliche 
Bexiehungen fesselten ihn an die katholisch-habsburgische Sache. 
Um so verhängnisvoller war es, dass fast zugleich mit seinem 
Regierungsantritt sich auch in Frankreichs Politik ein Um- 
«cJiwung vollzog, und Richelieu den seit dem Tode Heinrichs IV. 
ruhenden Kampf gegen die spanisch-oslerreichische Weltmacht 
wieder auf allen Punkten eröfthete. Bald wurde auch Lothringen 
in diese Gegensätze hineingerissen. Karl IV. machte den Hof 
von Nancy zu einem Mittelpunkt der gegen Frankreich oder 
vielmehr der gegen Richelieus persönliches Regiment gerichteten 
Bestrebungen und Intriguen in Europa und musste xuletzt dafür 
mit dem Verlust seiner Herrschaft büssen. 

Die allmähliche Unterjochung des Landes, die in sehr an- 
ziehender Weise bei d'Haussonville geschildert ist, war 1634 
vollendet, und mehr als fünfundzwanzig Jahre sollte sich Frank- 
reich in dem für seine Machtentwickelung so wichtigen Besitz 
behaupten. 

VVie verhielten sich Kaiser und Reich zu dieser Verge- 
waltigung des schutzverwandten Herzogtums? Durch das Reich 
tobten die Stürme des dreissigjährigen Krieges, alle verfassungs- 
mässigen Bande waren in Auflösung, in den Tagen des Resti- 
tutionsediktes und des Prager Friedens drohte noch einmal das 
Schreckgespenst des kaiserlich-habsburgischen Absolutismus. — 
Der Kaiser selbst liess es an Teilnahme für den Herzog, seinen 
und Spaniens kriegstüchtigen Bundesgenossen, keineswegs fehlen. 
— Zwar wissen wir nicht, ob die Erneuerung des Nürnberger 
Vertrages durch den Regensburger Kurfürstentag von 1630, auf 
die Karl IV. später einmal hinweist, 3 wirklich in dieser Form 



1 Cfr. S. 26. 

2 Dom Calmet III, 200. 

3 Calmet III. «Preuves> 512. In einer Deklaration an den Kaiser 
von 1634 heisst es «il (le duc) en a baille divers advis ä votre ma- 
jeste en particulier et en general ä la dite derniere diete de Ratis- 
bonne, a Elle et a messieurs les electenrs ou . . . fut de nouveau 
refraichi et confirme le traite de l'an 1542.» 



— 53 — 

stattgefunden hat. Doch ist es nicht ohne Bedeutung, dass hei 
den auf jenem Konvent mit Frankreich eingeleiteten Friedens- 
vei-handlungen Kaiser und Kurfürsten auf des Herzogs Sicher- 
heit lebhaft bedacht waren J, und ihn, der damals übrigens noch 
keine Gebietsschädigung von Seiten des westlichen Nachbars 
erlitten hatte, ausdrücklich in den Regensburger Vertrag mit- 
einschlossen. — Zur Zeit der französischen Invasion hatte sich 
Karl IV. dann hilfeflehend an den Kaiser gewandt und ihn in 
sehr dringender Weise an die Gefahren gemahnt, die das Ver- 
derl)en Lothringens auch dem Reich und insbesondere dem 
Hause Oesterreich bereiten würde. Sei doch gerade in dieser Ein- 
sicht einstmals der Nürnberger Vertrag vereinbart worden. 2 — 
Der Kaiser konnte sein warmes Interesse für den seines Landes 
beraubten Alliierten bereits im nächsten Jahre (1635) beim Zu- 
standekommen des Prager Friedens bethätigen. Nicht genug, 
dass dem Herzog völlige Restitution zugesagt wurde, der be- 
treffende Friedensparagraph nahm sogare ne sehr heraus- 
fordernde Sprache gegen Frankreich an: «sollte es (eine neue 
Schädigung des Herzogs) aber über Zuversicht geschehen, soll 
solches von Ihrer Kayserlichen Majestät und von denen diesen 
Fried en-Schluss beliebenden Ghur-Fürsten und Ständen des 
Reichs an den Verursachern und Helfershelfern nicht unge- 
ahndet noch un gerochen gelassen werden ]i). ^ 

Eine nicht minder günstige Haltung für Lothringen zeigte 
auch der bald darauf in Regensburg zusammentretende Kur- 
fürstentag. Die persönliche Anwesenheit des Bruders Karls IV., 
des Herzogs Franz, der in sehr engen Beziehungen zum Wiener 
Hofe stand, blieb nicht wirkungslos : das Gutachten der Kur- 
fürsten wies auf die dringende Notwendigkeit hin, bei den zu 
Köln projektierten Friedensverhandlungen mit Frankreich ins- 
besondere das lothringische Interesse zu wahren. «Der Herzog 
sei ja nur deshalb seiner Lande entsetzt worden, weil er Ihrer 
Kayserlichen Majestät als ein vornehmer Reichsfürst gegen 
deroselben Feind alle mögliche Assistenz geleistet, wiewolen nun 
nicht zu zweifeln, es werde die Gron Frankreich sich unter- 
stehen, mit allerhand praetextibus die Retention dieses vor- 
nehmen Herzogtums zu behaupten und solches von dem Reich 
abzuzwacken.» Ohne die völlige Wiederherstellung Lothringens, 
der starken Vormauer gegen die französischen Angriffe, sei jedoch 



i KhevenhüUer. cAnnales Ferdinandei. > XI, 1213. «Die Kurfürsten 
forderten in einem Gutachten, dass Frankreich das Versprechen gebe, 
bis zum Abschluss der Verhandlungen «in den lothringischen Stiftern 
nichts zu movieren, sondern alle Thätlichkeit gegen die Stände des 
Reiches und bevorab Lothringen einzustellen. > 

^ Dom Calmet. VII. «Preuves.» 202. 

5 Londorp. «Acta publica. > IV, 465. 
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kein beständiger Friede tui* das Römische Reich und die an- 
grenzenden Gebiete zu hoffen. ^ 

Die Aussichten auf Beendigung des Krieges verwirklichten 
sicli indess noch nicht, und es entsprach sehr wohl dem 
schwankenden und unzuverlässigen Charakter Karls IV., wenn 
er, der alten Bundestreue gegen die Habsburger uneingedenk, 
sich plötzlich mit dem Pariser Hofe in Verbindung setzte, um 
auf diesem bequemeren und leichteren Wege die Restitution 
seiner verlorenen Herrschaft zu erlangen. Die darüber seit dem 
Frühjahr 1639 angeknüpften Verhandlungen wTlrden jedocli 
erst zwei Jahre später zum Abschluss gebracht, fast zu derselben 
Zeit, wo eine lothringische Deklaration, ein Gesuch um Hilfe 
und Beistand, den gerade in Regensburg versammelten Reichs- 
tag*- beschäftigte. 

Diese Deklaration war begreifliciier Weise nicht von Karl IV. 
selbst, sondern von seinem Bruder Franz ausgegangen, der den 
üebertritt des Hei'zogs auf die französische Seite entschieden 
missbilligte und später an allen europäischen Höfen gegen dessen 
Abmachungen mit Richelieu protestierte. Er hatte beim Beginn 
des Reichstages in Regensburg geweilt, ^ sich dann aber nach 
Wien zui'ückgezogen und die weitere Vertretung der lo- 
thringischen Interessen seinem Residenten Rousson überlassen. 
Dieser arbeitete auf eine Anregung des kaiserlichen Gesandten 
hin den Entwurf zu einer Denkschrift an die Reichsstände aus 
und übersandte ihn dem Herzoge zur Durchsicht, ohne sich 
nachher jedoch um dessen Korrekturen zu bekümmern. » In der 
deutschen Uebertragung des Memorandums blieben insbeson- 
dere einige bedenkliche Stellen, die nicht nur Frankreich 
sondern auch das Haus Habsburg peinlich berühren mussten, * 
unverändert. Es handelte sich dabei um genealogische und 
andere Prätensionen des herzoglichen Hauses, die sich vor allem 
gegen Frankreich mit einer höchst beleidigenden Schärfe wenden,» 



1 Londorp IV, 587. 

2 cMemoires de la societe d'Archeologie Lorraine et du musee 
historique.» XIII, 124. — Des Robert. «Correspondance In^dite de 
Nicolas-Frangois, duc de Lorraine et de Bar (1634— 1644).> 

3 Ibid. IHß. Die Korrespondenz des Intendanten des herzoglichen 
Hauses, des Barons von Henneqnin, kommt hierfür in Betracht. Auf 
angedruckt gebliebenen Memoiren Hennequins geht auch Dom Calmet 
VI, 294. (IV edit.) 

* Jedenfalls war es sehr ungeschickt, unter den den Herzogen 
von mächtigen Potentaten entrissenen Königreichen, Herzogtümern 
u. s. w., neben Jerusalem, Frankreich auch Neapel, Sicilien, Ara- 
gonien, Kalabrien, Geldern, Zutphen, habsburgische Besitzungen, 
aufzuführen. 

» Chantereau le Febvre wurde dadurch zu seiner 1642 er- 
schienenen Gegenschrift «Consid^rations historiques sur la genealogie 
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— es wird sojyar von einer Usurpation der Kapetingei' über die 
Herzoge, die Naclikoinmen Karls des Grossen, gesprochen, — 
im übrigen aber reclit alten Datums sind. Bemerkenswert ist, 
dass in der Fürstenratssitzung vom 15. Februar der branden- 
burgische Gesandte für Pommern-Stettin an dieser übertriebenen 
Hervorhebung des «splendor und Dignität dieses Königlichen 
Hauses Lothringern^ Anstoss nahm, «damit es nicht das Ansehen 
hätte, als ob dieses Haus eine sonderhche Prärogative vor 
anderen Häusern habe, da doch viel Fürstliciie Häuser im 
Heiligen Römischen Reich ihre Herkunft von Königlichen und 
Fürstlichen Häusern deduzierten.» i 

Sehr charakteristisch für die ganze Tendenz der lothrin- 
gischen Deklaration sind die darin enthaltenen Ausführungen 
über das Verhältnis des Herzogtums zum Reich. Sogleich in 
den einleitenden Worten «das durchlauchtige Königliche Haus 
von Lothringen hat unnötig geachtet, in diese hochansehnliche 
Zusammenkunft ihr altes Herkommen und Extraction zu reprä- 
sentieren», ist der Verzicht auf das dem Herzog im Fürstenrat 
zustehende Votum ausgesprochen, ein Verzicht, der gewisser- 
massen motiviert wird durch die unmittelbar daran sich 
schliessende Schilderung von seines Hauses Glanz und Würde. 
Eine Herablassung und Erniedrigung — so liest man zwischen 
den Zeilen — *würde es für dieses Haus sein, sich auf gleiche 
Stufe mit den andern Reichsfürsten zu stellen und unter ihnen 
Sitz und Stimme zu führen. 

Zu dieser hochfahrenden Einleitung steht der weitere In- 
halt des Memorials durchaus nicht in Widerspruch. Die lehns- 
rechtlichen Beziehungen des Herzogs zum Reich werden mit 
Stillschweigen übergangen, und der Nürnberger Vertrag in sehr 
bedenklicher Weise lediglich als ein Schutz- und Trutzbündnis 
wie zwischen zwei fremden Mächten interpretiert. 2 Mit beson- 
derem Nachdruck wird hervorgehoben, dass die Herzoge stets 
den Pflichten dieses Bündnisses von 1542 nachgekommen seien 



de la Maison de Lorraine» veranlasst. In der Einleitung sagt er : 
«Cela — die Schrift des Herzogs an den Reichstag, die er auch in 
seinem Werke mit abdruckt — m'a oblige de rendre ce Service au 
Roy et ä ma patrie, de dessiler les yeux d'un chacun sur rorigine 
de la Maison de Lorraine > 

i Londorp V, 119. 

2 Londorp V, 71. «Dieweilen nun dies Haus Lothringen durch 
den 1542 den 26. August zu Nürnberg gehaltenen Tag für souverän 
und frey declariert, auch die zwischen dem heil. Römischen Reich 
und gedachten Hertzogen, von Lothringen gemachte Konföderation 
mit sich bringt, dass das heil. Römische Reich, im fall es attaquirt 
würde, von ihnen, den Hertzogen defendieret, und im Gegensatz, da 
sie augefochten würden, vom Heil. Rom. Reich protegiert und ge- 
schützt werden sollten.» 
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und wider alle Gesetze der Chronologie soj^ar Herzog Antons 
Thätigkeit im Bauernkriege als Beleg dazu beigebracht. Zum 
Schluss richtet der Herzog an die Stände die dringende Bitte, 
für seine Restitution Sorge zu tragen und die Friedenstraktate 
um keinen Preis ohne ihn einzugehen, da nicht allein die Be- 
stimmungen des Nürnberger Vertrages und des Prager Friedens, 
sondern auch das eigene Interesse des Reiches, dem das Her- 
zogtum jeder Zeit als Vormauer gegen Frankreich gedient, 
den Schutz und die Erhaltung Lothringens notwendig mache. 

Die lothringische Frage kam im Fürstenrat am 13. Februar 
zuerst zur Beratung, i Doch wurde die Hauptverhandlung auf 
allgemeinen Wunsch bis zur nächsten Sitzung verschoben, so 
dass für diesmal nur Baiern und Altenburg Gelegenheit zur Aus- 
sprache fanden. So freundschaftlich nun auch die von ihnen 
abgegebenen Vota beide für Lothringen lauten, es lässt sich 
doch nicht verkennen, dass der grosse religiös- politische Gegen- 
satz der Parteien am Reichstag auch darin zur Geltung kommt. 
Baiern, durch das gemeinsame katholisch-habsburgische Inter- 
esse und durch Verschwägerung mit Lothringen verbunden, 
stellt sich durchaus auf den Standpunkt des Prager Friedens 
und des KurfürstUchen Gutachtens von 1636 : Man möge dem 
Herzog das Bedauern des Reiches über seine traurige Lage 
aussprechen, mit der Versicherung «man hätte ihm auch gerne 
sukkurieren wollen, wenn es nicht der status belli im Reiche 
verhindert und die Armeen ziemlichen abkommen ; da aber die 
arma wieder prosperieren oder zur Friedenshandlung kommen 
würden, sollte er versichert sein, dass man seiner nicht ver- 
gessen und demjenigen, was im Prager Frieden versehen, nach- 
kommen würde.» — Das protestantische Altenburg drückt sich 
weit vorsichtiger aus : «der Herzog sei zur Geduld zu dispo- 
nieren, bis man mit dem Gegentheil, insonderheit der Krön 
Frankreich zu den Haupt-Traktaten schreiten würde» ; dann 
allerdings wolle man mit allen Mitteln für seine Restitution 
Sorge tragen. Der Gedanke an ein bewaffnetes Vorgehen zu 
Gunsten Lothringens, wie er in dem bairischen Votum hervor- 
tritt, wird damit zurückgewiesen. 

Für die Hauptberatung am 15. Februar war der ungefähr in 
dem Sinne Altenburgs gehaltene Vorschlag Salzburgs «man möge 
den Herzog in puris generalibus vertrösten, dass man bei den be- 
vorstehenden Friedensverhandlungen mit Frankreich an ihn 
denken würde, bis dahin aber ihn sich selbst überlassen», 2 von 



1 Die Protokolle beider Fürstenratssitzungen sind abgedruckt, 
bei Londorp V, 114 ff. 

'^ Londoi-p V, 116. Das Votum schliesst mit den Worten: «nicht 
zweifelnd ; sie (Ihre herzogl. Durchlaucht) auch ihres Ortes nicht 
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entscheidender Wirkuiij^. ( umsonst heeiferten sich Baiern und 
Oesterreich und nicht minder Burgund, die Reichsstände zu 
lebhafterer Parteinahme für den Herzog fortzureissen ; die 
meisten, selbst die eifrigen Anhänger des Hauses Habsburg, 
stimmten den Votis von Salzburg oder Altenburg bei, die im 
Prinzip beide gleichlauteten, nur dass Altenburg in dieser 
Sitzung eine etwas schärfere Tonart beliebte «man solle in purin 
4jeneralibus verbleiben und sich nicht specialiter herauslassen,» 
lim so mehr, als das lothringische Schreiben nicht einmal von 
dem regierenden Herzog, sondern von dessen Bruder ausge- 
gangen sei. Ein anderes Bedenken fügte Württemberg hinzu, 
«die Antwort müssle in generalibus eingerichtet werden, damit 
es nicht das Ansehen habe, als wollte man der Krone Frank- 
reich einen neuen Krieg anbieten». Also keine augenblickliche 
Hilfeleistung, keine besondere Verpflichtungen gegen den 
Herzog, wie es wohl den Intentionen von Baiern und Oester- 
reich entsprochen hätte ! 

In den votis der Vertreter des Bistums Verdun und des 
schwäbischen Grafenkollegiums, welche erst gegen den Schluss 
der Sitzung zum Worte kommen, sind zwei interessante Aus- 
führungen über das staatsrechtliche Verhältnis Lothringens zum 
Reich enthalten. Dasselbe war bei der Umfrage im Fürstenrat, 
obwohl das herzogliche Memorial mit seiner eigentümlichen 
Auffassung des Nürnberger Vertrages beinahe dazu heraus- 
zufordern schien, bis dahin mit keinem Worte berührt worden, 
man müsste denn der Bezeichnung des Herzogtums «als ein 
vornehmes Stücke des Heil. Römischen Reichs» durch Alten- 
burg (in dem ersten Votum vom 13. Februar) und Würzburgs 
Aeusserung über den Herzog als eines 'k sonderbahren membrum 
des Reichs» irgendwelches Gewicht beilegen. Der Nürnberger 
Vertrag wird — aus dem Votum der schwäbischen Grafen darf 
man das schliessert — den Ständen nicht einmal bekannt 
gewesen sein, sonst hätten sicherlich die Freunde Lothringens 
nicht verfehlt, sich auf ihn nachdrücklich -Ätt^Derufen. Wenn 
Burgund sehr allgemein von einer fides foederum et conven- 
tionum spricht, zu der man gegen den Herzog verbunden sei, 
so ist dabei eher an den Prager Frieden und die Bundesgenossen- 
schaft des Lothringers mit Spanien und Oesterreich als an den 
Nürnberger Vertrag zu denken. — Dass nun gerade der Ver- 
dunsche Gesandte die Gelegenheit wahrnahm, seinen Kollegen 
im Fürstenrat einen kleinen staatsrechtlichen Vortrag über 
Lothringen zu halten, erklärt sich jedenfalls aus den verwandt- 
schaftlichen Beziehungen zwischen dem herzoglichen Hause 
und dem Bischof. Der Gesandte sucht die dem Reiche obliegende 



unterlassen würde, in Bereitschaft zu stehen und es Selbsten dahin 
zu ordnen, wie ihr Land in Acht zu nehmen.» 
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Verpllichtung, für den Herzog «wo nicht per arma, jedoch durch 
gütliche Traktate einzutreten», nicht allein aus den früheren, 
zumal im Prager Frieden gemachten Versprecliungen herzuleiten, 
sondern weist mit l^esonderem Nachdruck auf die reichsrecht- 
liche Stellung der Lothringer hin und zitiert dafür einen Passus 
aus dem 1631 erschienenen V. Buch des Limnaeusschen Staats- 
rechts. «Obwohl Ihre Durchlaucht dem Heil. Römischen Reich 
nicht unterworfen, so hätten .sie doch von demselben viele 
Lehen, welche einen grossen Teil Landes in sich hätten ; des- 
halben sie auch allezeit ihre Contributiones bezahlt, wären 
derohalben ein Glied des Reichs, wie aus dem Nürnbergischen 
Vertrag de anno 1542 zu sehen», und wie Limnaeus bezeugte 
«quod dux Lotharingiae sit Princeps Romani Imperii licet 
exemptus)),»« wäre derohalben allen Ständen daran gelegen, dass 
solche Contributiones dem Reich nicht entzogen würden.» — 
Auf einem anderen Wege kam auch der Vertreter des schwä- 
bischen Grafenkollegiums dahin, sich über das staatsrechthche 
Verhältnis des Herzogtums vor dem Fürstenrat zu äussern. Er 
hatte an dem einen Passus des herzoglichen Schreibens «die- 
weilen nun diess Haus Lothringen durch den 1542 den 26. Au- 
gust zu Nürnberg gehaltenen Tag für souverän und frei dekla- 
riert» Anstoss genommen, und weil ihm die Vertragsurkunde 
selbst nicht vorlag, sich aus den discursus academi des be- 
rühmten Staatsrechtslehrers Arumaeus darüber zu informieren 
versucht, ob es mit der, wie ihm schien, den Lothringern so 
«vindicierlen plena et absoluta libertas» auch seine Richtigkeit 
habe. Die gewünschte Auskunft fand er in der in den V. Band 
der discursus aufgenommenen Abhandlung von Daniel Otto, 
«de iure publice Imperii Romani»,« und obgleich er sich dann 
darauf beschränkt, die betreffende Stelle in seinem Fürstenrats- 
votum ohne jede weitere Erläuterung wiederzugeben, entwirft 
er doch auf diese Weise ein im ganzen zutreffendes und klares 
Bild von der reichsrechtlichen Stellung der Herzoge : «Obwohl 
Lothringen durch kaiserliches Privileg kraft des Nürnberger 
Vertrages vom Kammergericht eximiert worden ist, ist der 
Herzog nichtsdestoweniger ein Stand des Reiches geblieben, da 
er ja an den Reichsversammlungen sich zu beteiligen pflegt. 



1 Limnaeus. <Iuris publici» hb. V cap. XI. Die Stelle heisst wört- 
lich «Lotharingiae Princeps licet privilegio Imperatorio a Camerae 
Iraperialis iudicio exeraptus sit, tarnen et Princeps Imperii Ro- 
mani est». 

■^ Arumaeus. «Discursus academici de iure publice.» Jena 1623. 
V, 207. Otto selbst geht wieder auf: Mynsinger. «Singul. ludicii ob- 
servationum Imperii Camerae Centuria Y.» Basel 157H ; Bertram. 
«De comitiis Imperii Romano Germanici.» Jena 1616; Michael. «De 
S. S. Caesareae Majestatis ac statuum iurisdictione» zurück. 
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ein (!) Drittel eines Kurfürstenansclilages zu den Reichslasten 
beiträgt und ebenso gemäss der Landfriedensordnung dem Kam- 
mergericht unterworfen ist, so dass Lothringen zwai* eine 
gewisse (a quibusdam), aber doch keine volle und absolute 
Freiheit hat.» 

Der allgemeinen Stimmung der Reichsstände gab die am 
16. Februar in der lothringischen Sache erlassene Deklaration 
entsprechenden Ausdruck. Man sprach darin wohl von dei* 
«hergebrachten engen Verwandtnis und Freundschaft mit dem 
Hause Lothringen», — der Nürnberger Vertrag wurde vielleicht 
mit Absicht nicht speziell erwähnt — , augenblickliche Hilfe 
aber wollte man dem Herzoge nicht gewähren, bei den künftigen 
Universal-Friedenstraktaten würde für ihn gesorgt werden. 

Karl IV. hatte inzwischen seine Resli tu tionsverhand lungert 
mit dem Pariser Hofe fortgesetzt und schloss bald nach dieser 
offiziellen Erklärung des Reiches mit Richelieu seinen Ver- 
söhnungstraktat. Durch denselben wurden die früheren voi- 
seiner Vertreibung vereinbarten Verträge, in welcher er auf 
Glermont, Stenay, Jametz und Dun hatte verzichten müssen, 
bestätigt, und ebenso die für die Folgezeit sehr bedeutsame 
Verpflichtung des Herzogs, jeder Allianz mit dem Hause Oester- 
reich zu entsagen, erneuert. Der Waff'enstillstand zwischen den 
Höfen von Nancy und Paris war jedoch nicht von langer Dauer. 
Die unzuverlässige Haltung Karls IV. und die unerträglichen 
Prätensionen der Franzosen führten nach wenigen Monaten zu 
einem neuen Rruch; der Herzog räumte vor der drohenden 
Uebermacht das Land und nahm sein altes Abenteuerleben im 
Dienste des Kaisers und Spaniens wieder auf. 

Da erfolgte die Eröffnung des Westfiilischen Friedens- 
kongresses; die lothringische Frage trat in ein neues Stadium. 

Es war vorauszusehen, dass der Kaiser seinen langjährigen 
Alliierten und das Haus Lothringen nicht im Stiche lassen 
würde. Sogleich in der ersten Instruktion für seine Münsterisehei» 
Bevollmächtigten (vom Juli 1643) drang er darauf, dass sie die 
Restitution des Herzogs mit möglichstem Eifer betrieben und 
seinen Gesandten zum Kongress, wenn nötig, freies Geleit er- 
wirkten. 1 Dagegen hatten die Franzosen schon während der 
Hamburger Präliminarverhandlungen das Gesuch des Kaisers^ 
um salvus conductus für Lothringen abgelehnt, 2 mit der Be- 
gründung, dass der Herzog schon seinen Resti tu tions vertrag 
mit ihnen geschlossen hätte : ein ziemlich hinfälliger Einwand^ 
da jener Vertrag von 1641 nie zur vollen Ausführung gekommen,. 



1 Meiern. «WestpLälische Friedenshandlungen.» 1,26. 

2 Adami. «Relatio Histprica de pacificatione Osnabrugo-Monas- 
teriensi.» Lib. I, 37, 38. 
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Miui Karl IV. sich wenige Monate später wiedei- dem öster- 
ivirlüsch-spanischen ßündnis angeschlossen hatte. Trotzdem 
wollten die Franzosen ihn nicht mehr als Alliierten des Kaisers 
;iur dem Kongress berücksichtigt wissen und stellten sich, zumal 
iia die mit dem Herzog angeknüpften Einzelverhandlungen im 
Sommer 1644 gescheitert waren, durchaus auf den Standpunkt, 
-die lothringische Sache als abgethan zu betrachten. Während 
■«ier Kaiser in seiner ersten Friedensproposition (vom 4. Dezember 
164-4) den Regensburger Vertrag von 1630 als Norm des fran- 
msischen Friedens festsetzte und insbesondere die Restitution 
lx>thringens forderte, i gieng die französische Hauptproposition 
<1. Juni 1645) über diese Angelegenheit stillschweigend hinweg, 
l'nd gleichzeitig verständigte sich das Pariser Kabinett und die 
Münsterische Gesandtschaft darüber, bei ihren Satisfaktions- 
;msprüchen an Kaiser und Reich die lothringischen Prätensionen 
nicht weiter zu berühren, da Lothringen dem Könige durch 
verschiedene legitime und unbestreitbare Rechte zugehöre. 2 — 

Aber auch die Kaiserlichen Hessen in ihrem Eifer für den 
langjährigen lUmdcsgenossen nicht nach und führten ihn in 
•♦MiuM' Uosolution auf die Proposition der Gegner sogar an erster 
Stollo untor den Kontrahenten des Friedens auf. 3 

Ks IVÄglosioh, welche Haltung die zu Münster und Osnabrück 
tix»U. antilngliohon Widerstrebens des Kaisers erschienenen und 
ji<»soudtMM an beiden Orten beiatenden Reichsstände zwischen 
^lif^yon G«>^XMis{'\txcn beobachten würden. In dem Gutachten 
\U^v Kvntijri^lisrhon über die schwedisch-französischen Proposi- 
honoh und tlio kaiserlichen Responsionen ist der Lothringen 
l^^lh^lVoudf^ Passuji ohne Zweifel von der Rücksicht auf die 
K^NMio hViinkrtnoh, die als die natürliche Reschützerin der 
«loMlM^hf^U LÜHTlAt vor habsburgischem Joch angesehen wurde, 
diKlh^H WMHion. Man will den Herzog wohl in den Frieden 
l«^lh'l»l^^rinVll wiHst^u, jedoch nicht, ohne zuvor eine nähere 
KiMs^ruMw^ N^Mi Snhm Frankreichs abzuwarten. * — Eine Er- 
iixM^4MM^ \\wv*<^ l«Mlm'httM)s bilden die Bedenken, die von mehreren 
UvMs1^'v:^lsUld«vm witv Sachsen- Weimar, Brandenburg-Kulmbach 
\\\\\\ W^hlU'iMlH^v *•««« abgefasst wurden. Eine gegen Lothringen 
j^In^^nI^^^U^^\\ Uniuiht^ feindselige Stimmung tritt in ihnen hervor. 
m>* ^«I^Uwi^lio|^^»ut{\sisch gesinnte Weimar unterlässt nicht, 
^\\^\\\\ M\{\\m'^s^x\\ «M marlum, «dass Lothringen zwar ein Stand 
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»sii^^'^r^^^aa^ ^^*^^^'*^*"^ 1» Paix de Munster et d'Osnabrug > 

« SäwUvvu V H'iH, ml l fPlacet ut bellum . . . inter S. C. M. et 
■• \k ^ ^'^'<f^^^ JU«|^Hui»vnm Catholicum, domum Austriacam, 
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des Reiches, aber nur die Herrschaft Noineny demselben in- 
korporirt sei » ; der Kaiser möge « externa ab internis separieren ^^ 
man wolle, pacata Germania, gern interponendo das seine thun, 
damit auch hierinnen der Hertzog gute Satisfaktion haben und 
erlangen möge ». — Nicht weniger zurückhaltend ist der 
Brandenburg- Kulmbachische Gesandte in seinen Ausführungen ; '-^ 
sie laufen im Grunde darauf hinaus, dass der Herzog, der sich 
schon zweimal mit Frankreich verglichen, auch das dritte Mal 
diesen Weg zu seiner Restitution einschlagen solle. « Inzwischen 
aber sei dieser Prätension halben die Pacificationshandlung im 
Reich nicht aufzuhalten noch zu hindern, weil zumahl Frankreich 
Lothringen nicht wegen der Reichslehen, sondern anderer Ur- 
sachen, dahin sie sonderbahre Reflexion gehabt, bekrieget, darzii 
auch wissentlich Ghur-Fürsten und Stände weder Rat noch That 
geleistet, und also desselbigen billig nicht zu entgelten. » Die 
Warnung vor irgendwelcher Einmischung in die lothringisch - 
französischen Streitigkeiten ist auch in dem Bedenken des^ 
Württembergischen Bevollmächtigten ^ in Münster deutlich genug 
ausgesprochen. Die Landschaften, welche der Herzog von der 
Krone Frankreich besässe, sollten überhaupt von den Friedens- 
verhandlungen ausgeschlossen werden ; nur soweit sich da.< 
Interesse Imperii erstrecke, möge man ihn berücksichtigen. 

Es war der Fluch der eigentümlichen staatsrechtlichen 
Doppelstellung des Herzogtums, dler auch hier wiederum seine 
verhängnisvolle Wirkung ausübte. Die Franzosen wussten sehi- 
wohl, welchen Gewinn sie ihrerseits für die Behauptung 
Lothringens daraus ziehen könnten. Der eine Teil des lothrin- 
gischen Landes, so erklärte Brienne in Paris dem Venetianischen 
Gesandten,* gehöre dem König wegen der Untreue seines Va- 
sallen, in dem anderen Teil sei der Herzog souverän, und den 
habe er durch Vertragsbruch verwirkt; der dritte endlich wäre 
ein Lehen des Reiches, und es könnten daraus vielleicht 
Schwierigkeiten entstehen, wenn der Herzog nicht auch über 
diesen Teil alle Rechte der Souveränität geniesse. Sie legten 
also der Reichsfürstenschaft des Lothringers nur geringe Be- 
deutung bei und rechneten darauf, dass auch die Reichsstände 
ihn weniger als gleichberechtigten Genossen, denn als ein nur 
certo respectuet modo Imperii membrum, wie es in dem Kulm- 



1 Meiern I, 850. 

2 Meiern I, 8ö5. 

5 Meiern II, 89. Das Bedenken ist zwar anonym als «Fürstlich 
W . . . Annotation> bezeichnet. Doch verbirgt sich unverkennbar 
darunter Württemberg. 

* «Negociations secretes.> 111,48. 

» Meiern II, 203. «Summa capita eorum, quae loco Replicae ad 
Responsiones Caesareanorum Gallici Plenipotentiarii . . .> 
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^3clcllischell Bedenken hiess, behandeln würden. Die Kaiserlichen, 
<lie die Restitution des Herzogs als ihres treuen Verbündeten 
^^efoidert hatten, erwiderten sie, dass eine Berufung auf dieses 
Bündnis nichtig sei, da der Herzog selbst in seinen Verträgen 
4\uf jede Allianz mit dem Hause Oest erreich verzichtet hätte. 
Bemerkenswert ist in ihrer Rephk auf die kaiserliche Respon- 
tsion ad propositionem Gallicani, ausserdem noch, dass sie hier 
zum ersten Male an den Kaiser das Ansinnen stellen, er solle 
sich vertragsweise verpflichten, den König in Zukunft nicht 
mehr in dem Besitz des Herzogtums zu belästigen ; eine Forde- 
rung, die als der Ursprung der nachmaligen lothringischen 
Klausel des Münsterer Friedens angesehen werden darf. — In 
■einem gleichzeitigen Gesandtschaftsbericht nach Paris tritt dieser 
Gedanke noch klarer hervor: der Kaiser und Spanien sollen 
nach geschlossenem Frieden den Lothringer weder direkt noch 
indirekt unterstützen, i Er war dann von allen Anhängern ver- 
fassen, ganz auf die französische Gnade angewiesen. 

Die Kaiserlichen säumten indessen nicht, die Sache ihres 
Schützlings mit Eifer gegen die feindlichen Prätensionen zu 
verteidigen. Jii einer längeren Rede an die Mediatoren suchte 
Vollmar dieselben zu widerlegen und freies Geleit für die her- 
zoglichen Gesandten zu erwirken. 2 Er berief sich dabei an 
er.'-ter Stelle auf den Nürnberger Vertrag, dessen Bestimmungen 
ev der Reihe nach aufzählt ; sodann auf die Versprechungen 
<les Pi'ager Friedens und des Regensburger Reichstages und 
spricht den von dem Herzoge geschlossenen Einzelverträgen mit 
Frankreich, weil sie in l>etrügerischer Weise erzwungen seien, 
jede Rechtsgültigkeit ab. — Da die Franzo.sen aber gerade 
bliese Verträge und die darin enthaltene Verzicht leistung des 
Herzogs «auf jedes Bündnis mit dem Hause Oesterreich» stets 
:sehr lobhaft urgierten, so macht Vollmar den ungeschickten 
Versuch, diesell>e nicht für bindend zu erklären, weil sie ohne 
W^issen und Befragen des Reiches geschehen sei. Denn in 
Wahrheit bestehe nur ein Vertrag (conventio) der Lothringei- 
init dem Reich, nicht wie die Gegner interpretierten, mit dem 
Hause Oesterreich. Unzweifelhaft wollte Vollmar unter dieser 
i'onventio nitro citroque obligatoria den Nürnberger Vertrag 
verstanden wissen. Auf ihn hatte Karl IV. jedoch in seinen 
Verträgen mit Frankreich nie verachtet, sondern einfach auf 
.>eine Verbindung mit dem Hause Habsburg. Auch wird das 
französische Kabinet im Jahre 1641 kaum jenen Vertrag gekannt 
haben. 

Ironisch genug deshalb, aber treffend war die Antwort 



1 «NIgociations secretes.» III. 117. 

2 Meiern II. 211. 
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der Franzosen auf diese oi<(entüniliclien Arjiuniontationen des 
kaiserlichen Gesandten : «Niemand hätte es dem Herzo^^e, <1a 
er ein freier Fürst gewesen, verwehren können, dem öster- 
reichischen Bündnis zu entsagen und sich mit Frankreich zu 
verständigen. Auch der Vorwand, dass das deutsche Heich 
durch den Vertrag von 1542, den Prager Frieden und den 
letzten Regenshurg(?r lieiclisabschied, sich des Herzogs anzu- 
nehmen verpflichtet sei, wäre von keiner Importanz. Denn sie 
vvüssten gar wolil, dass die Ueichsstände sich in diese Sache 
nicht gerne mischen wollten, und getrauten sich, ohne sondere 
Schwierigkeit, hei ihnen die Approbation ihrer Negative (dei- 
Verweigerung dez freien Geleites) zu erhalten.» 

Ihre Ei'wartung wurde durch das Ergebnis der nunmelii- 
(im Anfang des Jahres 164(>) in beiden Heichsräten zu Münster 
und Osnabrück beginnenden Hauptberatungen über den Frieden 
keineswegs getäuscht. — Seihst der fast durchweg aus katho- 
lischen und kaiserlich gesinnten Ständen zusammengesetzte 
Fürstenrat zu Münster hielt es für gut, in der Frage (l(»s salvus 
Conductus für Lothringen eine vorsichtige Zurückhaltung zu 
bewahren : «Man möge sich durch Vermittelung der Mediatoren 
darum bewerben, da das freie Geleit dem Herzog als einem 
Interessenten und Stande des Reiches nicht versagt werden 
könnte, doch dass solches ohne Aufenthalt der deutschen 
Friedens-Traktalen geschehe». 

Schon vorher, am 14. Februar, hatte in Osnabrück die- 
selbe Frage auf der Tagesordnung gestanden. Mit besonderem 
Eifer traten hier nur Baiern und Oesterreich für den Lothringer 
ein ; Oesterreich meinte sogar «ein beschwehrliches Exempel 
würde hieraus zu nehmen sein, wie Krankreich mit den Fürsten 
und Ständen des Reiches procedieren werde, dann wann dieses 
folgen sollte, so einer sich unter der Cron Frankreich Protek- 
tion l)egebe, dass er straks des Reichs Protektion verlieren 
müsste, würde solches nur eine Servitut seyn» ; und Baiern 
sprach sich dahin aus, «es wäre nicht zu verantworten, dies 
vornehme Membrum vom Römischen Reich absondern zu lassen». 
Die Majorität der Versammlung dagegen beobachtete in dem 
Wunsche, jedes Hindernis des Friedens möglichst aus dem 
Wege zu räumen, eine kühle und gemessene Haltung: Man 
solle versuchen, den salvus conductus für Lothringen von 
Frankreich zu erlangen, aber ja nicht deswegen die Reichs- 
friedensverhandlungen irgendwie verzögern. — Die Stände ver- 
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1 Meiern II, 213. 

2 Meiern II, 395. Conchisum vom 26. Februar 

3 Meiern II, 348-354. 
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schlos^^en sich dabei durchaus nicht der Einsicht, dass der 
Herzog als Reichsstand und mit Rücksicht auf seine Reichslehen 
rechtmässiger Weise in den Frieden mithineingezogen werden 
musste. In diesem Sinne führte Weimar aus, « dass, wenn die 
zwischen Frankreich und Lothringen waltenden Differenzen das 
Markgraftum Nomeny und andere vom Reich zu Lehen tragende 
Stücke beträfe, es nicht unbillig wäre, den Herzog als einen 
Reichsstand immediate in diese Friedenshandlung einzuschliessen. 
«Alldieweil aber die Crone Frankreich solche nicht allein, sondern 
auch diejenigen Provinzien, woran zum Theil Frankreich das 
ius vasalagii prätendiere, theils aber der Hei'zog souverän sein 
wolle, angegriffen, alsdann könnten solche Händel in des Heiligen 
Reichs Negotia, — in ,das deutsche Wesen", wie Hessen- 
Kassel nachher schärfer betonte, — nicht eingemengt, doch 
solle auf jeden Fall das Interesse des Reichs ratione Nomeny 
in Acht genommen werden». 

Die Reichsstände gedachten offenbar die lothringische Sache 
nach zwei verschiedenen Seiten hin behandeln und den souve- 
ränen Charakter des Herzogs von seiner reichsrechtlichen Stel- 
lung trennen zu können. In ihrem conclusum heisst es aus- 
drücklich, dass der Herzog wegen der Markgrafschaft Nomeny 
nicht auszuschliessen, sondern der salvus conductus für ihn 
nach Möglichkeit zu befördern sei, freilich mit dem Zusatz — 
und dieser Zusatz ist das entscheidende — «dass deswegen die 
Friedenstraktate nicht remoriert noch aufgehalten werden». Und 
als später in der Korrelation, die das österreichische Direkto- 
rium über alle bisher im Osnabrücker Fürstenrat gepflogenen 
Beratungen angestellt hatte, in betreff Lothringens nicht der 
Markgrafschaft Nomeny speziell gedacht, sondern statt dessen 
allgemeiner «dass Lothringen wegen theils seiner Länder ein 
Stand des Reiches» i gesetzt war, weist das Direktorium den 
Einwand Altenburgs mit der völlig richtigen Bemerkung zurück : 
«Das sei mit Fleiss geschehen ; denn er könne auch wohl noch 
andere Länder haben, so gleichergestalt vom Reich zu Lehen 
gingen». 2 Die Korrelation mit dem Münsterischen Fürstenrat 
kam endlich Ausgang März zustande. 3 Ihr folgte am 16. April 
die solenne Korrelation in allen drei Reichsräten, worauf deren 
Bedenken, da man von einem einheitlichen Reichsgutachten 
abgesehen hatte, einzeln als Reichsgut achten dem Kaiserlichen 
Gesandten eingereicht wurden. 

Während nun die Ausführungen des Fürsten- und Städte- 
rats über die lothringische Angelegenheit trotz der Verschieden- 



1 Meiern II, 417. 

2 Meiern II, 422. 

•^ Meiern II, 518 steht der Lothringen betreffende Passus. 
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<^£-i. i-j^irTC: ij^ Kuft\ir>teii,* uater «leihest :>^m: xW Atvh:un^ 
>-^ PGkers^ und der Erhebung \fe> Rjiioni iU:> :>jv»ni>^*h-V*Al\>- 
iror^bche E>ii.-^nt üU^rwrc^, ;iut\iji5 tMolKinV^^hx-h^to don s^nWus 
^^oiiuotDS {\,T Li>«hnnp» uoii suchen J^eÄ* KorvItM*««^ im 5^\r 
vritiaufi^ef Weise mit ^ien lÄn^l^ l^;iunten linuulon :\\ i>vhl« 
fciiiicen. 

Bei einer sokheu, im all^meine» tTir ihn ^ir un^ünsli^ou 
StimmoD^ der Reiohsstande war es xvmi >^^r jj^riix^M* u'irkun^* 
dass Karl IV. im Mai l(]4l> ein Manifest an sie ei^x^HM^ litvv^^ 
in dem er sich bitter darüber l^kla^t« das$ mau l^im AWhh);^^ 
des Friedens ihn, lien vielbewäluien uml tivuen Verbündeten 
des Reiches, verfressen wolle. Zugleich gab er deux i»esnndteu 
des Bischofs von Verdun Vollmacht, seine hiteivsseu un Münsteivr 
Fürstenrat zu veilreten. * Dieser mchte l>ald darauf in^ Nansen 
des Bischofs und Herzogs bei den Standen eine Deklaration 
ein.* deren Schwerpunkt in der Si^hilderung der i»elaluvn lie^t, 
welche aus dem l^evorstehenden Verlust der lotbringisi^hen Ris- 
tümer an Frankreich nicht nur für das IIeiici>gtunK sinulorn 
auch für das Reich entspringen wünien. Das vasallitiscbe Vei^ 
hältnis des Herzogs zum Reich wiixl dalnM mit möglichster 
Schärfe betont und von dem Ausiiruck princejvs in)|Hnni ein 
ostentativ-übertriebener Gebrauch gemacht. 

Die Verhandlungen zwischen den Kaiserlichen und Fran- 
zosen über die französische Satisfaktion rückten inzwischen - 
schon hatte man sich auch zur Abtivtung des Klsixsses und 
Sundgaues entschlossen — so weit vor, dass im Staplern her \iW\ 
bereits die Konventionsartikel darüber al>gefasst werden konnten. 
Nur in der lothringischen und spanischen Siiche gelangte man 
zu keiner Verständigung. Die Kaiserlichen erklärten, thuss der 
allgemeine Friede nicht ohne Spanien uuil Lothringen gi»srhlo8sen 
werden könne'; die Franzosen beharrten auf ihivm Witlorspruoh 
«der lothringische Krieg sei nach Ursprung und Zeit thnvhatts 
verschieden von dem deutschen Krieg. v & 

Im weiteren Verlauf der Verhandlungen IriM jetzt dit» 
Gemeinsamkeit der spanischen tmd lolhringiscIuMi Fragt» no sehr 



1 Meiern II, 947. Der Städterat beschränkt aioh atif dio 1)c- 
merknng: «Und erfreuet man sich nach solchem ganx bonondnrN, 
dass ... die wegen der Vergleitung der Portugalisohon und Loth- 
ringischen Gesandten noch emporschwebendon Dinoronson, den Ilaupt- 
tractaten anf allen Fall keinen Aufenthalt noch H indem Ih gobährnn 
sollte. > 

8 Meiern II, 914. 

3 Meiern III, 528, 529. 

4 Meiern III, 572-080. 
^' Meiern III, 727. 
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in den Vorderj^rund, dass es schwer isl, die eine jresonderl 
von der anderen zu betrachten. Von Anfang an schon in ihrer 
ersten Proposilion hatten die Franzosen von dem Kaiser das 
Versprechen gefordert, sich nach geschlossenem Frieden jeder 
Einmischung in etwaige neue Streitigkeiten zwischen Frank- 
reich und Spanien zu enthalten. Als dann eine Einzelver- 
ständigung dieser beiden Gegner, nicht zum wenigsten des 
Lothringers wegen, immei* mehr sich als unausführbar erwiess, 
suchten sie mit allen Mitteln die Hineinziehung Spaniens in 
den allgemeinen Frieden zu hintertreiben, um so die beiden 
Zweige des Hauses Habsburg von einander zu trennen. Auf 
ganz dieselbe Weise wollten sie auch den Herzog von Lothringen 
isolieren ; er sollte von den Generaltraktaten ausgeschlossen und 
dem Kaiser verwehrt sein, ihm direkt oder indirekt irgend 
welche Unterstützung zu teil werden zu lassen. Auch als inj 
Sommer 1647 endlich die gegenseitige Ausmitteilung der voll- 
ständigen Friedenspröjekte erfolgte, wichen sowohl Kaiserliche 
als P'ranzosen keinen Schritt breit von ihrer verschiedenen Auf- 
fassung der lothringischen und spanischen Frage ab. Der Kaiser 
zählte in seinem Projekt ^ ausdrücklich den König von Spanien 
unter den Kontrahenten des Friedens auf und forderte nicht 
minder die Restitution des Lothringers; die Franzosen bedangen 
sich «zur Sicherung des Friedens» in einer besondej'en Klausel 
aus, dass der Kaiser den König von Spanien und den Herzog 
Karl ungeachtet etwaiger bestehender Verträge weder direkt 
noch indirekt gegen sie unterstützen solle. 2 

Auch die Reichsstände Hessen sich in ihrer vorsichtigen 
Haltung gegen Lothringen nicht beirren, als sie sich nach dem 
Einlaufen des französischen Friedensprqjektes noch einmal mit 
dieser Angelegenheit zu beschäftigen hatten. — In der Osna- 
'^ brücker Fürstenratssitzung vom 7. August 3 gieng man mit einer 
gewissen Flüchtigkeit darüber weg und verweilte mit desto 
grösserem Eifer bei den beiden anderen zu derselben Tages- 
ordnung gehörenden Punkten, die sich gleichfalls auf den Frieden 
mit Frankreich bezogen: dielmmediatität der Vasallen in den drei 
lothringischen Bistümern und der zehn elsässischen Reichsstädte. 
Trotzdem kam die allgemeine Missstimmung über die unerträg- 
lichen Prätensionen, welche die Franzosen inbetreff der beiden 
letzten Punkte zur Schau trugen, auch der lothringischen Sache 
ein wenig zu gute. Zwar berief man sich, ohne in den Gegen- 
stand tiefer einzudringen, einfach auf den früheiren Beschluss 
und wollte demgemäss den Herzog (c weil er wegen theils seiner 
Lande ein Stand dos Reiches sey, eo respectu mit in den Fjrieden 



» Meiern V, 138. 
'^ Meiern V, 155. 
^ Meiern IV, 704 ff. 
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bejjriffeii >♦ wi^jsen. Aber man liesj? doch in dem oonclusum 
den früher gemachten Zusatz « dass deswegen die Traktate nicht 
renioriert noch aufgehalten werden sollten i>, fort, imd bei der 
Umfrage erklärte Braunschweig-Lüneburg sogar in sehr ent- 
schiedenem Tone : « es wären, da der Hei^og wegen der Mark- 
grafschaft Nomeny ein Stand des Reiches und als unzweifelhafter 
Reichsstand eatenus in den Frieiien zu komprehendiei^en, auch 
die Franzosen zu ersuchen, dass sie gleichfalls nicht weittT 
diffikultieren möchten, denn sonst wurden die iura imperii ge- 
schwächt werden». 

Die Reichsstände hielten demnach an der dop|>olten Ite- 
handlung der lothringischen Fi-age fest und hofTten nach wie ^ 
vorher in dem Herzog den Souvenln von dem Reiclisvasallen 
unterscheiden zu können. Sie hatten freilich nicht nötig gehabt, 
diesen Unterschied so scharf hervoi*zu kehren : Der Nürnberger 
Vertrag, das «ewige» Schutzverhältnis Lothringens zum Reich 
bedingte schon an sich den Einschluss des ganzen Herzogtums, 
nicht nur der Reichslehen, in den Reichsfrieden. Von dem' 
Nürnbergei' Vertrag aber und seinen weitgehenden Verpllich- 
tungen hatten die Stände, wie es scheint, nie etwas wissen 
wollen, so oft auch die Kaiserlichen und der Lothringer selbst 
sich auf ihn berufen mochten. Sie hatten ihn in den Verhand- 
lungen nicht geradezu bekämpft oder verworfen, sondern ein- 
fach von ihm keine Notiz genommen. 

Um so grösser war ihre Erregung, als ihnen dei* Kur-Mai n- 
zische Kanzler Anfangs September, ohne die übliche Korrelation 
abzuwarten, einen über die am 7. August bespro(!henen Punkte 
ausgearbeiteten Entwurf zum Reichsgutachten zuschickte, i Nicht 
allein diese Umgehung der gewöhnlichen Formen wirkte ver- 
letztend, noch mehr Anstoss wurde an dem Inhalt und dem 
Ton der Vorlage genommen. Der Kurerzkanzler hatte sich von 
seinem allgemein bekannten spanisch-katholischen Eifer fortreis- 
sen lassen und war über die von dem Fürstenrat in dei* loth- 
ringischen Sache sorgsam gewahrte Zurückhaltung entschieden 
hinausgegangen. — Wenn man in dem Redenken liest «liOth- 
ringen sei von den Friedenstraktaten nicht auszuschliessen, und 
ihm der salvus conductus zu erteilen, angesehen der Herzog 
wegen des Herzogtums Lothringen und dessen Dependentiis ein 
Mitglied des Reiches und unter dessen tutela et protectione be- 
griffen, überdieses kraft des Nürnberger Vertrages specialiter 
confoederatus Imperii sey u. s. w., so wird man sich ebenso- 
sehr über den Widerspruch wundern, in dem diese Ausfuhr- 
ungen zu dem Fürstenratskonklusum vom 7. August und den 
älteren Reiclisbeschlüssen sieben, wie auch über die schiefe 



1 Meiern IV, 727. Bedenken in der lothringischen Sache von dem 
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und ungeschickte Darstellung erstaunen, welche hier Toa dem 
staatsrechtlichen Verhältnis Lothringens zum Reiche gegeben 
wird. Wenn der Kurerzkanzler den Herzog wegen des Herzog- 
tums Lothringen und dessen Dependentiis ein Mitglied des Reiches 
nennt, so scheint es, als ob er den Nürnberger Vertrag nie ge- 
kannt, und doch spricht er nur eine Zeile weiter von der durch 
diesen Vertrag geschaffenen besondern Konföderation Lothringens 
mit dem Reich. 

So richteten sich denn in der Osnabrücker Fürstenratssit- 
zung vom 8. September i die heftigsten Angriffe gegen das Main- 
zische Bedenken. Man wollte nicht den Standpunkt aufgeben, 
den man einmal in der lothringischen Sache eingenommen, man 
gönnte wohl dem Herzog die Restitution, «dass man aber per 
indirectum vel obliquum fremde Sachen in die Teutsche Trak- 
taten einmischen und die selben pro conditione nostrae pacis 
setzen wollte, das könnte nicht seyn)).2 Dies aber hatte der 
Mainzer ohne Zweifel beabsichtigt, indem er den Herzog «sim- 
pliciter et absolute» 3 in den Frieden einzuschlissen wünschte. 
Auch wäre des ganzen Herzogtums Lothringen gedacht, «da 
doch bey vorigen Gonsultatiombus sich dessen nur wegen etz- 
l icher seiner Lande anzunehmen beschlossen worden ; bey wel- 
cher Lirhitation es dann nochmahls billig zu lassen»*. Ebenso wurde 
die Erwähnung des Nürnberger Vertrages mehrfach gerügt. 
Braunschweig-Lüneburg-Celle hielt es sogar für gefährlich ihn 
zu allegieren, «dann derselbe sey dem Reich präjudicierlich, 
weil sich dadurch Lothringen fast ganz eximiret und nur per 
modum prolectionis dem Reich unterworfen ; vor welche Protek- 
tion er dann in den Anschlag der Reichs-Matricul gewilliget, 
in dem übrigen aber souverän seyn wolle ; seye er nun souverän,, 
so sey er ja ein extraneus, und hätte man sicii seiner weiter 
nicht, als sofern er ein Stand des Reiches, anzunehmen». — «Sei 
er nun souverän, so sei er ja ein extraneus», in diesen Worlen 
ist das schärfeste Urteil über die reichsrechtliche Stellung Loth- 
ringens und damit zugleich auch die schärfeste Verurteilung 
des Nürnberger Vertrages mit einbegriffen. Was Herzog Anton 
1542 erstrebt und erreicht hatte ; «als freier, selbständiger Fürst 
anerkannt zu werden», das ward seinem Enkel hier fast wie zum 
Hohn entgegengehalten, es ward ihm die Lehre gegeben, dass 
er als Souverän nur ein extraneus, ein dem Reiche fremder 
und gleichgiltiger Herrscher sein könne. Und «ausländische 
Sachen» wollte man nicht dreinmischen, nicht statt des deut- 



i Meiern IV, 733 ff. 

2 Meiern IV, 787. «Votum von Braunschweig-Lüneburg-Celle. > 

•^ Meiern IV, 7IU. «Votum von Sachsen- Altenburg.» 

■1 Meiern IV, 787. «Votum von Brandenburg-Kulmbach.» 
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i>cUen den spaiiisch-franzosisclien Frieden zui^tande hrinjien.» 
Der Füi*stenrat stellte sich diesmal so durchaus auf den IUmIcii 
des Reichskonklusums von April i6-U5, dass auch die in der Sojk 
iemhei Sitzung vergessene Klausel eum des Lothringers willen 
die Friedenstraktale nicht aufzuhalten» sehr nachdrücklich 
urgiert wurde.* 

Angesichts dieser sehr wenig entgegenkommenden Haltung 
der Reichsstände durften die unablässig fortgesetzten Bemfdiungen 
des Kaisers für seinen Schützling nur auf geringen Krfolg 
rechnen. Zwar gelang es den Mediatoren im NovemluT l(>-i7, 
ein festes Uebereinkommen über die französische Satisfaktion 
zu erzielen, doch blieben die lothringische und die sjvuusche 
Frage darin unerledigt, und die diesbetreficnden Artikel wunlen 
in die auf beiden Seiten unterzeichneten Exemplare der Kon- 
vention nicht aufgenommen. Diese Artikel entsprachen nun im 
vollsten Masse den Intentionen der Franzosen : «Der Kaiser 
solle sich nicht weiter in die ausländischen Kriege einmischen 
und dem Herzog von Lothringen und seinen Erben weder durch 
die Kräfte des Reiches noch durch die seiner Krblando (ueve 
ullo nee Imperii nee ditionum suarum haereditariarum milite) 
direkt oder indirekt Hilfe leisten; dagegen siehe es dem Her- 
zoge frei, seine Gesandten zum Könige zu senden^ und mit 
ihnen würde in Rücksicht auf den Kaiser freundlich über die 
Ausführung der früher geschlossenen Verträge unterhanilelt 
werden.» 

Dass die Franzosen keineswegs gesonnen waren, den 
lothringischen Raub wieder herauszugeben, und nur unter 
vielen Vorbehalten sich zu einer Restitution des Herzogs ver- 
stehen wollten, zeigte sich auch bei den Friedensverhandlungen 
mit Spanien, welche inzwischen auf das Retreiben der Holländer 
hin wieder in lebhafteren Gang gekommen waren. Das ParisiT 
Kabinett erklärte sich bereit, nach Ablauf von zehn Jahren das 
«alte» Herzogtum Lothringen (ohne di(» französischen Lehen 
und die Dependenzen der drei Ristümer) dem Herzoge zurück- 



l Votam von Sachsen- Weimar. «Und habe man allezeit auf Be- 
rnhigiing des Reichs das vornehmste Absehen gehabt und die aus- 
ländischen Sachen nicht dreinmischen wollen. Votum von Braun- 
schweig-Lüneburg-Celle» neque fore Imperio proficaum, si promove- 
atur pax Gallo-Hispanica pro Germanica. 

'^ Meiern IV. 742. «Und die Qualität, in welcher er in den Frieden 
mitzubegreifen, nicht allein nicht weiters erstreckt, sondern auch die 
Klausel, dass die Friedenstraktaten seinethalben nicht aufgehalten 
werden sollen, exprimieret » 

3 Meiern V, Kiö. «Punctum Satisfactionis Coronae Gallia inse- 
rendum de verbo ad verbum tractui Pacis Germanicae absquc ulla 
facultate addendi, demendi rautandive.» 
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zugeben und in der Zwischenzeit für seinen Unterhalt zu sorgen. i 
Diese sehr unbedeutenden Zugestandnisse wurden noch durch 
die Klausel, «dass die Festungen des Landes rasiert werden 
sollten» erheblich herabgedruckt, Lothnngen wäre auf diese 
Weise, da es durch keine naturlichen Grenzen auf der Westseite 
geschützt wurde, hilflos den 'Ueberfallen Frankreichs preis- 
gegeben worden. Würde Kai-1 IV. die gemachten Anerbietungen 
zurückweisen, so sollte der König von Spanien das Versprechen 
leisten, ihn weder direkt noch indirekt zu unterstützen. Es war 
dasselbe Ansinnen, das die Franzosen an den Kaiser gestellt 
hatten ; sie wollten den Herzog nach allen Seiten hin isolieren, 
um sich desto sicherer im ßesitz ihrer Eroberung zu behaupten. 

Trotz des eifrigen Drängens der Holländer, in deren Re- 
gierung die antioranische Friedenspartei die OberhaAd gewonnen 
hatte, währte es noch bis zum Ende des Jahres (1647), ehe die 
spanischen und französischen Gesandten in Münster im allge- 
meinen über die Friedensbedingungen einig wurden. Nur noch 
sechs Punkte waren zu erledigen, und deren zweiter und nicht 
unwichtigster betraf die lothringische Sache. 2 Ein Vermittlungs- 
vorschlag » des staatischen Deputierten Knuyt fand endlich auch 
bei zweien von den französischen Bevollmächtigten Beifall ; 
Longueville und d'Avaux hatten nichts dagegen einzuwenden, 
dass das «alte» Herzogtum Lothringen nach Rasierung der 
Festungen sofort (nicht erst nach zehn Jahren, wie das Pariser 
Projekt wollte) dem Herzog restituiert werden und Spanien und 
die Generalstaaten sich für dessen Treue verpflichten sollten. 1 
Nur Servien erhob Einspruch *, obwohl das ganze Friedenswerk, 
da nach den Weisungen des Hofes in den übrigen fünf Punkten 
Konzessionen gemacht wurden, lediglich von dem Ausgleich der 
lothringischen Differenz abhing. 

Der Leiter der französischen Politik, Kardinal Mazarin, 
war vor eine schwere Entscheidung gestellt : wenn er auf seinen 
Prätensionen beharrte, mussten die spanischen Friedensverhand- 
lungen scheitern, und Frankreich hatte dann, da seine Bundes- 
genossen, die Generalstaaten, aller W^ahrscheinlichkeit nach nich 
vor einem einseitigen Traktat mit Spanien zurückschrecken wür- 
den, allein die Last des Krieges zu ttragen. Andererseits boten sich 
aber gerade damals für die Fortführung des Kampfes die 
glänzendsten Aussichten. Er gab sich der Hoffnung hin, dass 
die Expedition des Herzogs von Giiise nach Neapel die Krone 



1 Bougeant. «Histoire du traite de Westphalie». Paris 1744. V, 
99 ff. Im Februar 1647 wurde in Paris ein Separatartikel über die 
lothringische Sache abgefasst. 
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Spanien an ihrer einpündlichsfen Stelle treffen würde, dass man 
sie in kurzer Frist vielleicht zu noch härteren Bediny^un«j:en 
nötigen könnte. Mazarin schlug deshalh einen Mittelweg ein, 
genehmigte — jedoch nicht ohne einige Verschärfungen — die 
Knnytschen Propositionen, wies aber zugleich die Münsteii sehen 
Gesandten an, während der Verhandlungen sich an die Nacli- 
richten vom Neapolitanischen Kriegsschauplatze zu halten, und, 
wenn sie gunstig lauteten, höhere und w^eitergehende Forde- 
rungen zu stellen, i 

Inzwischen hatte der selir wohl begreifliche Eifer der 
Spanier, die Rasierung der lothringischen Festungswerke zu 
hintertreiben, neue Schwierigkeilen in Münster hervorgerufen, 2 
sodass die holländischen Deputierten, des langen Zögerns müde, 
endlich ohne Frankreich ihren Separatvertrag mit Spanien 
abschlössen ; bei der Hartnäckigkeit beider Gegner wäre über- 
dies eine Verständigung unmöglich gewesen. Die Folge war, 
dass die Regelung der lothringischen Frage wiederum den 
Unterhandlungen zwischen Frankreich und dem Reiche anheim- 
fiel, wenn auch die Restitution des Herzogs nach dem bisherigen 
Ergebnis derselben aussichtslos schien. 

Der Schwerpunkt des Friedenskongresses hatte sich von 
Münster immer mehr nach Osnabrück verlegt, wo die hervor- 
ragendsten Reichsstände — und nicht nur die evangelischen, 
sondern auch viele katholische — darunter das einflussreiche 
Baiern vertreten waren. Ausserdem strebte die kaiserliche Po- 
litik, insbesondere seit dem Anfang des Jahres 1648, zielbewusst 
auf einen Separatvergleich mit Schweden hin, über welchen, 
den Präliminarien gemäss, in Osnabrück conferiert werden 
musste. Der Kaiser hoffte, des einen Gegners ledig, leicht den 
andern überwinden zu können, zumal (la Frankreich jetzt der 
holländischen Bundesgenossenschaft beraubt war und da.s Waflen- 
glück der Spanier sich seit kurzem wieder gehoben hatte. Von 
neuem Mut beseelt, war er weniger als je zu Zugeständnissen 
an die Franzosen geneigt und fest entschlossen, seine lang- 
jährigen Alliierten, Spanien und Lothringen, nicht zu verlassen. 
Sein Plan sollte jedoch an der Bundestreue Schwedens und der 
lebhaften Friedensbewegung, die sich der Reichsstände bemäch- 
tigt hatte, kläglich scheitern. Er musste es erleben, dass seine 
Reichsfursten über die Person ihres Oberhauptes hinweg selb- 
ständig die letzten entscheidenden Fiiedensartikel mit dem 
Gegner festsetzten und ihn schliesslich zu deren Annahme 
zwangen. 

Als im Sommer 1648 der Abschluss des schwedischen 
Friedens bevorstand, die Munsterer Verhandlungen mit Frank- 
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reich aber fast ^anz ins Stocken geraten waren, wandten sich 
die Osnabrücker Reichsstände Mitte Juni an den gerade in 
Osnabrück weilenden französischen Gesandten Servien und 
baten ihn, an diesem Orte, nicht in Münster — dort war die 
kaiserliche Partei sehr stark vertreten — mit ihnen die Be- 
latungen * über den Frieden zu Ende zu führen. Servien 
erklärte sich nach einigen wohl nur fingierten Bedenken dazu 
bereit, forderte jedoch, dass «nach Zurückstellung aller anderen 
Deliberationen das Königlich Frantzösische Interesse vorge- 
nommen und erledigt werden möchte. Jetzt besagtes Interesse 
bestände aber 4. auf die Exciusion des Hertzogs zu Lothringen, 
2. des Burgundischen Grayses, 3. dass Ihre Kayserliche Majestät 
der Gron Spanien unter währenden diesen Kriegen wider die 
Gron Frankreich nicht assistieren solle». Unmittelbar darauf 
Hess er den ständischen Gesandtschaften eine Repräsentation 
zugehen, 2 worin diese drei Forderungen weitläufig begründet 
werden und der Einfluss des spanischen Gesandten am Wiener 
Hofe für das einzige Hindernis des Friedens erklärt wird. 

Die Kaiserlichen waren über das eigenmächtige Vorgehen 
der Reichsstände und ihr Einverständnis mit Servien in hohem 
Grade entrüstet und verboten ihnen in einer sehr geharnischten 
Proposition, die Reichsdeliberationen über die französischen 
Postulata zu beginnen. Denn nach einem votum consultivum, 
das übrigens auch schon in den früheren Beschlüssen vom 
April 46 i6 und vom September 4647 enthalten sei, wären sie 
zur Zeit nicht gefragt worden ; einem votum oder conclusuni 
decisivum würden sich aber weder der Kaiser noch Spanien 
und Lothringen unterworfen. Es wird dann zur Widerlegung 
der französischen Prätensionen wieder auf die Bundes vertrage 
von 4542 und 4548 hingewiesen; ccder König von Spanien und 
der Herzog von Lothringen würden die deutschen Fürsten für 
bundesbrüchig erklären, und nicht minder schimpflich sei es, 
dem Kaiser die Unterstützung seines nächsten Blutsverwandten 
zu verwehren». ^ 

Nach Empfang dieser Proposition beschlossen die Reichs- 
stände, die drei anstössigen Punkte zunächst nicht weiter zu 
berühren, sondern nur de loco et ordine tractandi sich zu be- 
raten. ^ Erst als am (3. August der wirkliche Abschluss des 
Friedens mit Schweden erfolgt war, traten sie von neuem in 
sehr enge Verbindung mit Servien, um, trotz des lebhaften 
Protestes des Kaisers und ihrer Münsterischen Kollegen, die noch 
schwebenden Differenzen mit Frankreich zum Aus;rleich zu 



1 Meiern V, 898 ff. 
^ Meiern V, 909 ff. 

3 Meiern V, 9 IG ff. 

4 Meiern IV. 9r;>. 



— 7.^ — 

briDgen. — Die j^rösste Schwierigkeit verursachte dabei das 
punctum assistentiae Austriaco-Hispanicae, während die loth> 
ringische Sache mehr als ein Anhäng^^el desselben betrachtet 
wui-de. In der Fürsfenralssilzung vom 21, August ti*at nur der 
bairische Gesandte für den seinem Gebieter verwandten Herzog ein 
und drang darauf, dass wenn man nun einmal diese Angelegen- 
heit vom General frieden trennen müsste, man doch wenigstens 
für die Zukunft dem Reiche darfn intercession und interpi>sition 
reservieren sollte. * 

In ihrem ei*sten Projekt in puncto assistentiae verwiesen 
die Reichsstände einfach auf das, was in den Reichskonstitutionen 
insbesondere der kaiserlichen Wahlkapitulation über die Pflicht 
des Kaisers, den äussern Frieden zu erhalten, gesagt war. Da 
Servien mit dieser sehr allgemeinen Formel sich nicht zutrieiien 
gab, schickten sie ihm umgehend einen zweiten aber gleichfalls 
7u aligemein gehaltenen Entwurf zu. — Um so ausführlicher 
und auf einen bestimmten Zweck zugespitzter war die Klausel, die 
Servien selbst ihnen zugehen Hess. Der Kernpunkt derselben lag 
in der Forderung, dass wie der König von Frankreich nicht 
die Feinde von Kaiser und Reich, so auch der Kaiser und die 
Reichsstände nicht des Königs gegenwärtige und zukünftige 
Feinde, insbesondere in den Streitigkeiten wegen des burgun- 
dischen Kreises und Lothringens, unterstützen solle. 

Auf diese Klausel folgte eine dritte Klausel der Reichs- 
slände, welche in ihrem ersten Teil inhaltlich ziemlich mit der 
französischen übereinstimmt, dann aber in ihren Schlusssätzen 
sowohl dem Rurgundischen Kreis alle reichsverfassungsmässigen 
Rechte gewählt, als auch in der lothringischen Restitutionsan- 
gelegenheit dem früheren bairischen Votum gemäss die Vermit- 
telung von Kaiser und Reich reservirt wissen will. 

Mit Servien konnte man über die Differenzen zwisclion 
beiden Entwürfen nicht zur Einigung gelangen ; daher nahm 
der Jichwedische Gesandte Salvius, der sich von Anfang an um 
diese Unterhandlungen verdient gemacht hatte, die Sache in 
die Hand und brachte nach kurzer Frist ein neues Projekt zu- 
stande, das den Intentionen der Stände entsprach und von 
ilinen nach einijien unhedeülenden Korrekturen nngcnommon 
wurde. Auch Servien erklärte sich endlich damit einverslanden, 
so da.ss das vollslandige Friedensinsirunienl am 15. September' 
von ihm und den reichsfürsllichen Deputierten unterzeichnet 
weiden konnte. 



i Meiern VI, 345. 

- Die einzehien Prospekte stehen der Reihe nach verzeichnet 
bei Meiern VI, 347 ff. 
3 Meiern VI, Hjo. 
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Bald darauf begaben sich alle Gesandtschaften nach Münster 
um die letzte Hand an das Friedenswerk zu legen und die kai- 
serlichen Bevollmächtigten zur Annahmt der getroffenen Ab- 
machungen zu nötigen. 

Erst nach längerem Zaudern, nachdem das Glück der 
Waffen aller Orten sich gegen ihn entschieden, gab der Kaiser 
seinen Widerstand auf; am 24. Oktober J648 wurde der 
Westfölische Friede geschlossen. 

Die Burgundische und Lothringische Klausel, wie sie am 
I]0. August vereinbart worden waren, fanden in dem dritten 
und vierten Artikel des Münsterer Friedensinstrumentes ihren 
Platz. Lothringen ward dadurch in aller Form von dem all- 
gemeinen Frieden ausgeschlossen, und für die Beilegung der 
lothringischen Kontroverse dem Kaiser und den Ständen nur 
eine friedliche Vermittelung, keine kriegerische Unterstützung 
zugestanden. Auch die an erster Stelle verheissene schied §- 
richterliche Entscheidung durfte nur auf geringen Erfolg 
rechnen und damit war die Restitution des Herzogs im wesent- 
lichen von dem künltigen spanisch-französischen Frieden ab- 
hängig gemacht. 

Betrachten wir die lothringische Klausel unter dem Gesichts- 
punkt der von dem Reiche in den lothringischen Händeln 
beobachteten Politik, so erkennen wir leicht, dass die Interessen 
des Reiches, welche in allen Fürstenratsdebatten stets mit so 
peinlicher Gewissenhaftigkeit von den Spezialinteressen des 
Herzogs geschieden waren, doch schliesslich mit denselben in 
eine Linie gestellt und gleich ihnen den Zufällen eines noch 
unentschiedenen Krieges preisgegeben wurden. Denn auch die 
Markgrafschaft Nomeny und die anderen vom Reich abhängigen 
Lande mussten ebenso wie die souveränen und fremden Gebiete 
des Herzogs bis auf weiteres den Franzosen überlassen bleiben. 
Der Nürnberger Vertrag aber, das «ewige» Schutz Verhältnis 
Lothringens zum Reiche, wurde von den Ständen überhaupt 
nicht berück sieht igt. 



Die endgültige Erwerbung des Herzogtums 

durch Frankreich. 

Karl IV. sah sich dadurch von neuem in den Strudel 
seines ahenlcuerlichen Freibeuterlobeus hineingerissen. So 
iindon wir ihn in all' den grossen und kleinen Fehden der 
folgenden .laliro, in dem Streit zwischen ßiandenburg und 
Pfalz-Xeubur- nicht minder wie in den Kämpfen der Fronde 
als unermüdlichen Parteigänger des katholischen Königs, der 
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mit seinen züj^ellosen Schai'en die benachbarten Lande beun- 
ruhigte und von den spanischen Niederlanden aus sengend 
und brennend über die deutschen und französischen Grenzen 
vorcirang. Er Heh der spanischen Sache seine Dienste, aber 
nicht aus Ueberzeugung oder Bundestreue, die er oft genug 
verletzt, mit der auch die Spanier es wenig genau genommen 
hatten. Er sah in ihnen nur seine Schicksalsgenossen, die wie 
er vom Genera Ifrioden ausgeschlossen waren, und erkannte 
zugleich, dass sie seine anspruchsvollen Truppen am l)€sten 
besolden konnten. . So vei*mietete er sie Jahr für Jahr dem 
Brüsseler Hofe, l}ehielt sich jedoch ein völlig unumschränktes 
Kommando vor und machte sich auch kein Gewissen daraus, 
von Zeit zu Zeit die Partei zu wechseln und mit Frankreich 
sich in Einvernehmen zu setzen. Mit seinem stets schlagfertigen 
Heere bedrohte er, wie die Umstände es gerade mit sich 
brachten, das Reich, die spanischen Niederlande und Frank- 
reich in gleicher Weise. Am meisten aber hatte das Reich 
von ihm zu leiden. — Mit den drei Festungen, die er noch 
aus der Zeit des Krieges auf deutschem Boden besetzt hielt, 
und die er aus Rache gewissermassen für die Vernachlässigung 
seiner Interessen auf dem Friedenskongresse sich weigerte 
herauszugeben, mit dem kurtrierischen Hammerstein, dem 
sickingischen Land stuhl und dem nassauischen Homburg, 
beherrschte er fast den ganzen Mittelrhein militärisch \ oll- 
ständig i und hielt, durch eine Raub- und Plünderungs- 
wirtschaft im grossen Stil die westlichen Grenzlande in steter 
Spannung »md Furcht. Die Schrecken des dreissigjährigen 
Krieges, von denen die erschöpften Territorien sich langsam 
erholten, schienen sich hier noch einmal zu erneuern. «Schimpf- 
lich genug, dass der Kaiser Jahr und Tag diesen Skandal 
ruhig mitangesehen» 2, und noch schimpflichere Herabwürdigung 
der Majestät, dass er, dem es obgelegen hätte, für die zu 
Münster und Osnabrück beschlossene allgemeine Restitution 
Sorge zu tragen und die Stände zu einer thatkräftigen 
kriegerischen Aktion gegen die Lothringer anzuregen, ihnen 
das schmähliche Auskunftsmittel anempfahl, jene Plätze durch 
gemeinschaftliche Soldzahlungen von dem lästigen Störenfried 
zurückzukaufen. 

Die Reichsversammlung zu Regensburg gieng nach län- 
gerem Zaudern endlich auf diesen Vorschlag ein, und schon 
waren die Verhandlungen mH dem Abgesandten des Herzogs, 
Fournier, dem Abschluss nahe, als die Kunde von einem neuen 
verheerenden Einfall der lothringischen und Condeschen Scharen 
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ins Bistum Lüttich den Heichsta^ ereilte. Dieser unvermutete 
Gewallstreich des Herzogs in dem Augenblick, wo er versprochen 
hatte, das Reich fernerhin nicht mit Einquartierungen und 
andern Kriegsbeschwerungeii zu belustigen, ^ musste in Regens- 
burg die höchste £mpörung und Entrüstung hervorrufen. Der 
herzogliche Gesandte konnte gar keinen schlechteren Zeitpunkt 
wählen, wenn er jetzt auf der Bank der Reichsfürsten die loth- 
ringische Stimme wegen Nomeny, die 1(>41 nicht ausgeübt 
worden war, wieder in alter Weise führen wollte. 

Zuerst freilich schien mau dessen kein Arg zu haben ; am 
15. Januar 1654 wurde Fournier ohne Widerspruch in den 
Reichsfürstenrat aufgenommen, «wie wenn sein Herr sich zum 
Schutze des Reiches gerüstet hätte», berichtete Vautorte ironisch 
nadi Paris. 2 Als er dann aber am 2. März — schon waren 
aus Lüttich die kläglichsten Hilferufe an den Reichstag gelangt 
— sich wiederum eingefunden hatte, ward ihm ein sehr übler 
Empfang bereitet. Der kölnische Gesandte für Lüttich und Hil- 
desheim protestierte aufs heftigste gegen seine Hinzuziehung, 
ein Betrachtung des Herzogs Völker im Stift Lüttich mit allen 
Fei ndthätl ich keilen immer so arg als oflenbare Reichsfeinde 
thun möchten, continuiren und dannenhero unbillig sein würde, 
selbigen als ein membruni Imperii zu considerieren». Und ob- 
wohl' Fournier, von dem österreichischen Direktorium eifrig 
unterstützt, von der Majorität der Versammlung dagegen häufig 
durch Zischen und Gelächter unterbrochen, sich angelegentlichst 
bemühte, «seines Herrn Treue und beständige AfTektion gegen 
das römische Reich ins rechte Licht zu setzen», so hielt man 
es doch für geboten, die Sitzung abzubrechen und dem Fournier 
anzuzeigen, «dass er auf den ferneren Ratgang verzichten sollte». 
Die Reichsstände rühmten sich dieser schönen That, als ob sie 
das Reich an dem Herzog gerächt hätten».* Sie wurden in- 
dessen sehr kleinlaut, als Fournier unter Drohungen erklärte, 
sein Herr würde diesen Schimpf nicht ungestraft lassen und 
den Kölner durch Verwüstung seines Bistunis zu züchtigen 
wissen. Der Kölnische Gesandte selbst lenkte endlich ein und 
versprach, die Session Fourniers im Fürstenral nicht weiter 
zu beanstanden, wenn auch er die Bereitwilligkeit des Herzogs, 
den getroffenen Vei-gleich anzunehmen und seine Truppen für 
immer vom Reichsboden zurückzuziehen, zusichern könnte. ='> 

Doch ehe Fournier eine l)estimmte Zusage gemacht hatte, 
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v^'nr dieser peinliche Zwischenfall, der für die allgemeine Stim- 
mung des Reichs gegen Lothringen überaus bezeichnend ist, 
durch eine neue sensationelle Nachricht aus dem spanischen 
Lager in Vergessenheit geraten : Am 25. Februar 1654 war 
Karl IV. durch seine eigenen Bundesgenossen, die Spanier, 
seiner Freiheit beraul)t wordea. Nicht unberechtigte Zweifel an 
seiner I^undestreue, die Erkenntnis, dass er einer Verständigung 
mit Frankreich stets im Wege stehen würde, hatten sie viel- 
leicht zu dieser, das grösste Aufsehen erregenden Gewaltmass- 
regel bestimmt. 

Die Verhandlungen des Reichstags inbetreil der Restitution 
der von den Lothringern besetzten Reichsplatze, die sich bereits 
dem Abschluss genähert hatten, stockten nochmals vollständig, 
nur Hammerstein ward durch den Sondervei'gleich von Tirle- 
mont zwischen Spanien, Frankreich und Kur-Köln dem recht- 
mässigen Besitzer wieder eingeräumt, die übrigen Plätze blieben 
nach wie vor in lothringischen Händen. Dennoch scheint der 
kölnische Gesandte, nachdem durch jenen Vertrag das hart- 
bedrängte Lüttich wenigstens vor den räuberischen Ueberfallen 
der Lothringer gesichert wai-, seinen Widerspruch gegen die Auf- 
nahme Fourniers in den Fürstenrat aufgegeben zu haben. Denn 
in dem am 17. Mai publizierten Reichsahschietl fehlt nicht der 
Name des lothringischen Gesandten, «von wegen der Mark- 
grafschaft Nomeny» hatte er sich unterzeichnet. Aber es war 
ein Fürst ohne Land, ein Gefangener Spaniens, der diesmal 
seine Reichstandschaftsrechte ausübte; selbst die Markgraf- 
schaft Nomeny, an der dieselben hafteten, war im französischen 
Besitz. 

Fünf Jahre schmachtete Karl IV. in spanischer Gefangen- 
schaft. Erst der Pyrenäische Friede gab ihm die Freiheit wieder, 
ebenso wie auch die lothringische Kontroverse dem IV. Artikel 
des Münsterer Friedenstraktates gemäss erst mit dem spanisch- 
französischen Frieden zum Abschluss gebracht wurde. Und zwar 
in einer den französischen Prätensionen durchaus entsprechenden 
Weise ! Denn blieb formell auch die Selbständigkeit des Her- 
zogtums erhalten, thatsächlich wurde es durch diesen Traktat 
zu einem willenlosen Werkzeug in der Hand Ludwigs XIV. 
Die in dem Vertrag stipulierte Schleifung der Festungwerke von 
Nancy gab das Land wehrlos den französischen Einfällen preis, 
der von Karl IV. erzwungene immerwährende freie Durchzug 
für die königlichen Truppen stellte die wichtige militärische 
Verbindung mit dem elsässischen Besitz der französischen Krone 
her, und die Abtretung des ganzen Herzogtums Bar samt Stenay 
und Clermont verschaffte ihr endlich die gewünschte Abrundung 
ihres Gebiets. Eine sehr eigentümliche Klausel ward dem 
Friedenstraktat durch den LXXVIII. Artikel beigefügt, in 
welchem sich der König von Spanien verpflichtete, den Kaiser 
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nicht nur zur Billigung und liatilikation der Lothringen be- 
trelfenden Artikel zu bestinnnen, sondern auch hei ihm die 
schleunige Erteilung der Investitur an den französischen Herr- 
scher für die -etwaigen von Lothringen gewonnenent Reichlehen 
zu erwirken. ' 

Der Oedanke einer französischen Reich ^: andscliafl war 
nicht neu, sondern hatte schon auf dem Westfälischen Friedens- 
kongress, als es sich um die Abtretung des Elsasses an Frank- 
reich handelte, lebhaft die Gemüter beschäftigt. Wenn Ludwig 
XIV. jetzt die lothringischen Erwerbungen vom Reiche zu Lehen 
nehmen wollte, so dachte er sich damit auch unzweifelhaft die 
Reichsstandschaft verbunden. Indem er sie gewann, hoffte er 
vielleicht, seinem durch den eben geschlossenen Rheinbund ins 
Unermessliche gestiegenen Einfluss auf die deutschen Verhält- 
nisse noch einen legalen Untergrund geben zu können. Durch 
den Pyrenäischen Frieden wäre der französischen Krone von 
lothringischen Reichslehen ausser der Herrschaft Glermonl, die 
sie stets für sich in Anspruch genommen, mit der Abtretung 
des ganzen Herzogtums Bar — «tam quoad partem, quae a 
Corona Franciae dependet, quam quoad illam, quam non dependei'e 
praetendi possit^i) heisst es etwas voi*sichtig und unbestimmt 
im LXIII. Artikel — auch die deutsche Markgrafschaft Pont-a- 
Mousson zugefallen, und deret wegen hätte sie sicti sehr wohl 
um Sitz und Stimme auf den Reichtagen bewerben können. 

Etwaige darüber geführte Verhandlungen wurden jedoch 
gegenstandslos, seit Ludwig XIV. in einem Sondervertrage mit 
Karl IV. sich zu bedeutenden Konzessionen verstanden hatte. 
Zwar wurde die so peinlich im Lande empfundene Rasierung 
der Festung Nancy endlich vollzogen, zwar musste den franzö- 
sischen Truppen nach der Bestimmung des Pyrenäischen Friedens 
freier Durchzug durch Lothringen bewilligt werden; dennoch 
erhielt Karl IV. gegen eine kleine Territorialabtretung das Her- 
zogtum Bar, das Frankreich zwei Jahre zuvor in vollem Um- 
fang für sich gefordert hatte, zurück. « Und obwohl er sich 
genötigt sah, Ludwig XIV. für französisch Bar den Treueid zu 
schwören, so gab dieser doch seine Ansprüche auf den östlich 
der Maas gelegenen Teil des Herzogtums und damit indirekt 
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zujjleich auch seinen Anspjuch auf die deutsche Reichsstand- 
schafl auf. Oh die französische Krone im Ernst dfu^auf hestanden 
haben \vürde, ist ohnehin zweifelhaft. Wahrscheinlich hatte auch 
diesmal, wie schon während der Münsterer Friedensverhand - 
lung-en, die Ueberzeugung den Sieg davon getragen, i dass es 
für die Majestät des Königs erniedrigend sei, sich als Reichs- 
först unter Umständen den verfassungsmässigen Strafen, ins- 
besondere dem Reiclisbann auszusetzen. 

Ludwig XIV. war um neue Mittel und Wege, die ihm den 
seil mehr als zwanzig Jahren festgehaltenen Raub wieder ver- 
schaffen konnten, nicht in Verlegenlieit. Ein neuer Vertiag 
sollte ihm ohne weiteren Kampf das Herzogtum in die Hände 
spielen. 

Die eigene persönhche Sinnesart des Herzogs, der ohne 
legitime Leibeserben, mit seinen Verwandten dagegen meist '^ 
verfeindet, zugleich auch durch die lange Verbannung den In- 
teressen seines Landes entfremdet war, kam seinen Wünschen 
entgegen. Und so wurde Anfang 1662 jener merkwürdige Ver- 
tragt geschlossen, durch welchen Karl IV. den König von 
Frankreich zu seinem Erben in den beiden Herzogtümern ein- 
setzte und dem lothringischen Prinzen ausser einem sehr un- 
sicheren Landäquivalent \m inneren Frankreichs nicht minder 
zweifelhafte und in weiter Ferne liegende Anrechte auf die 
französische Krone verheissen wurden. Des Reiches und seiner 
dadurch verletzten Interessen ward in diesem unwürdigen Handel 
auch nicht ein einziges Mal gedacht. Erst als Karl IV. den in 
einem Moment persönhcher Aufwallung geschloasenen Vertrag 
wieder bereute und wegen der darin geforderten Uebergabe der 
Festung Marsal von den Franzosen hart bedrängt wurde, 
richtete er den hilfesuchenden Blick ins Reich hinübei*. Seine 
Ritterschaft, die sich nicht unter das französische Joch beugen 
wollte, sandte zunächst Deputierte an den Regensburger Reichs- 
tag, 3 auch sein Bruder und dessen Sohn standen schon seit 
lange mit dem Wiener Hof in Verbindung, er selbst empfahl 
sich zuletzt sammt seinem Hause dem Schutze des Kaisers.* Aber 
der Kaiser war gerade durch den Türkenkrieg vollauf in An- 
spruch genommen; ausserdem legte ihm die Rücksicht auf die 
rheinischen Alliierten Ludwigs XIV. die strengste Reserve gegen 
Frankreich auf, er musste den Lothringer seinem Schicksal 
überlassen. 

Karl IV. räumte deshalb, niii sein Land von der (höhenden 
Invasion zu befreien, den Franzosen .'ieinen letzten bewaffneten 
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Platz ein und bemühte sich, in den nächst tblt»;enden Jahren 
durch willfährige DienstleistunipCen die Gunst Ludwigs XIV. 
zurückzugewinnen. Bei der Reduktion der Stadt Erfurt war 
seine kleine aber tüchtige Armee in Gemeinschaft mit der fran- 
zösischen beteiligt, und l>eim Beginn des Devolutionskrieges 
verstand es der König in brüsker Weise sich ihren Beistand 
zu erzwingen. Aus der rücksichtslosen Behandlung, die 
Ludwig XIV. bei dieser Gelegenheit gegen den lothringischen 
Souverän anwandte, mussten in kürzester Frist neue Verwick- 
lungen ent*?pringen. Karl IV. schlug sich, als er mit Mainz 
und Trier den Limburger Bund schloss und damit eine Ver- 
einigung mit der Tripelallianz erstrebte, wieder auf die Seite 
der Feinde Frankreichs, Aber der König kam ihm zuvor. 

Dazwischen fiel eine zweite lothringische Episode auf dem 
Begensburger Reichstag, die für die Beziehungen des Herzogs 
zum Reiche nicht weniger lehrreich ist, wie diejenige, welche 
sich 44 Jahre vorher zu Regensburg abspielte, wenn diese Be- 
ziehungen auch diesmal in einer neuen entgegengesetzten Be- 
leuchtung erscheinen und der Herzog gegen einen Reichsstand 
die Hilfe von Kaiser und Reich anruft, statt wie vordem als 
«Reichsfeind» von allen verfolgt und angeklagt zu werden. 

Wie oben erwähnt, waren die Verhandlungen des Reichs 
über die Restitution der Platze Saarwerden, Landstuhl und 
Homburg noch immer nicht zum Abschluss gelangt. Und ob- 
wohl die Reichsstände l(i61 sich auch an Frankreich behufs der 
Regelung dieses peinlichen Verhältnisses gewandt hatten,* so 
war es doch nicht gelungen, diese l^edeutungsvollen Posten, die 
dem Lothringer ein bedrohliches I'ebergewicht über die be- 
nachbarten Gebiete verliehen, an ihre früheren Besitzer zurück- 
zubringen. Der Pfölzer hatte endlich — freilich wohl mehr aus 
persönlichem Interesse als aus Vorsorge füi* das Reich — mit 
Gewalt Landstuhl genommen und dadurch einen Sturm der 
Entrüstung gegen sich auf dem Reichstag zu Regensburg hervor- 
gerufen. Der schwerfällige Gang der Reichsmaschine ward durch 
einen solchen Gewaltstrcich und Friedensbruch in unliebsamer 
Weise gestört, und, indem man sich an die bereits durch vier- 
zehn Jahre hingeschleppten, zuletzt so gut wie ganz abge- 
brochenen Verhandlungen mit dem Lothringer hielt, verteidigte 
man denselben — merkwürdige Veränderung der Zeiten ! — 
geradezu gegen die Angriffe des Plälzers, der doch immerhin 
in diesem Falle als Vollstrecker des Westfälischen Friedens 
sieh rechtfertigen konnte. Es kam allerdings hinzu, dass der 
Kurfürst wegen des Wild fängst reifes mit Mainz und Trier so- 
wie mehreren anHeren Standen noch immer in Dilferenzen be- 
griffen war und zujilri»li als «»itVijier Parteigänger Frankreichs 
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in einer Zeit, wo die Organisation des Rheinbundes langsam, 
fast unmerklicli sich auflöste, eine etwas isolierte Stellung auf 
dem Reichstage einnahm. 

Um so heftiger und ausfallender war die Sprache, die er 
in seinen Memorials gegen den Lothringer fülirte. In einem 
derselben wird, dessen reichsrechtlicher Stellung eine längere 
Betrachtung gewidmet, die, obwohl tendenziös gefärbt, doch 
die zwitterhaften staatsrechtlichen Verhältnisse des Herzogtums 
Lothringen in ziemlich treffender Weise charakterisiert.. Der 
Plalzische Gesandte hatte nicht so Unrecht, wenn er von dem 
Betragen des Herzogs gegen Kaiser und Reich ein nicht gerade 
schmeichelhaftes Bild entwirft,i wenn er ihm vielmehr vorhält, 
«dass er niemals in effectu den Kaiserlichen und Reichsverord- 
nungen parieret, sondern Ihrer Kaiserlichen Majestät und des 
Reichs Autorität jederzeit hindan gesetzt», der Ueberfall Lüttichs 
wird als hauptsächhchstes Beispiel dafür angeführt. — «Ueber- 
haupt sei der Herzog billiger für einen ausländischen Fürsten 
zu achten, der die meisten Reflexionen auf die Krone Frank- 
reich habe, und ob er auch wegen etlicher Partikularlehen 
Session im Reiche hätte und insofern für einen Reichsstand 
mitzuachten sein möchte, so wäre doch aus der Transaction 
von Nürnberg offenbar, dass das Herzogtum Lothringen vor ein 
frei uneingezogen Fürstentum, Superiorität und Principal vom 
Reich erkennt und gehalten werden solle, wie denn ja auch 
der Herzog des Reiches ungefragt sich mit Frankreich wegen 
des Herzogtums und seiner Dependentien in Unterhandlungen 
eingelassen hätte.» — Der Kernpunkt der pfälzischen Deduktion 
ist eben in diesen letzten Bemerkungen zu suchen. Man hatte 
dem Kurfürsten den in den lothringischen Streitigkeiten an 
Frankreich gethanen Rekurs als eine «Evocation vom Reiche» 
vorgeworfen, als ob er die vor des Reiches Tribunal gehö- 
rige Sache an anderwärtige Orte ziehen wollte. Er verleidigte 
sich dagegen mit einem Hinweis auf die eigentümliche Sonder- 
stellung des Herzogs und macht Ausnahmegesetze gegen den- 
selben geltend, spricht von seiner reichsfürstlichen Würde ge- 
ringschätzig und nennt ihn, um die Hineinziehung Frankreichs 
in diese Händel zu rechtfertigen, einen ausländischen Fürsten, 
«der die meiste Reflexion auf die Grone Frankreich hat». 

Bereits zwei Jahre später wurde der offiziellen Reichsver- 
tretung wiederum Veranlassung gegeben, sich mit dem Herzog- 
tum Lothringen zu beschäftigen. Am 23. August 1670 hatte 
Ludwig XIV. in einer alles Völkerrechtes spottenden Weise das 
Herzogtum mitten im Frieden mit bewaffneter Macht überfallen 
und dem französischen Reich einverleibt. Mochten die Gi^nde, 
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mit welchen er dies j^ewaitsame Verfahren rechtfertigen wollte, 
anch einen Schein Rechtens an sich traj^en, mochten die Ueher- 
tretungen der früheren Vertrüge, deren Karl IV. bezichtigt 
wurde, auch erwiesen sein ; der wahre Grund liegt tiefer, es 
ist die Konfiguration der grossen Europäischen Politik, die für 
das Schicksal Lothrinjjens bestimmend wurde. — Im Jahre 
1670 stand Ludwig XIV. am Voral>end eines neuen grossen 
Angriffkrieges, des Kachekrieges gegen die Urheber der Tripel- 
allianz, gegen die Holländer. Da wollte er vorher des kleinen 
aber unruhigen Nachhars sicher sein, dem die zwar exponierte, 
doch wegen der Nähe der spanischen und deutschen Grenze 
gefährliche Lage seines Landes leicht einen um jeden Preis zu 
vermeidenden Einfluss auf den Gang der Kriegsereignisse hätte 
versctiaffen können, der überdies schon mit den Teilnehmern 
der Tripelallianz in feindlicher Absicht gegen Frankreich Ver- 
handlungen angeknüpft hatte. 

Die rasche und unerwartete Uebejwältigung i^othringens 
lief in ganz Europa eine ungeheure Bewegung hervor. Nur im 
lleiche selbst schien man zuerst nicht die volle Tragweite des 
Geschehenen zu ermessen. Als der lothringische Gesandte zum 
ersten Mal seine Klagen über Frankreich vo^ den lleichstag 
brachte, ward ihm von seifen des kaiserlichen Kommissars, 
des Bischofs von Eichstädt, eine ziemlich derbe Abfertigung zu 
teil : «Er wundere sich sehr, dass der Herzog bei dem Reich 
Rat und Hülfe suche, da er doch bald diesem bald jenem 
anhange, das Reich mit seinen eignen Völkern infestiert, in 
puncto restitutionis noch sonsten im wenigsten pariert, noch 
bei den Römerzügen beigetragen». ^ Doch versprach er, diese 
Sache zum Vortrag bei den Ständen zu bringen, und es folgt 
nun am Reichstag ein sehr lebhafter Wechsel von Schriften 
und Gegenschritten des lothringischen und des französischen 
Gesandten, in denen beide mit einem grossen Aufwand von 
schärfester Polemik die Reichsstände von der Gerechtigkeit 
ihier Sache zu überzeugen suchen. 

In dem ersten dieser Memorials, welches diesen diplo- 
matischen Federkampf eröffnet, erklärt der lothringische Ge- 
sandte den Ueberfall Ludwigs XIV. als ein Eingriff in das 
Reichsgebiet, als eine Verletzung der höchsten Rechte des 
Reichs : «Der König habe den Herzog vertrieben, den unmittel- 
l)aren Fürsten und Schutzverwandten des Reichs, und so über 
Reichslehen, die Stimme und Sessiongenössen, willkürlich ver- 
fügt; es wäre um des Kaisers Würde und Ansehen und um 
den allgemeinen Frieden geschehen, wenn es dem allerchrist- 
lichen König erlaubt sei, unmittelbare Reichsfürsten zu unter- 
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drücken und nach Lehen des i(eichs .seine hahgieri^en Hände 
auszustrecken». 1 Nicht ohne einen Anflug von Sarkasnius 
weist der Franzose diese Darle;^un}( zurück, und es war viel- 
leicht j^anz im Sinne der Majorität der Reichsversamndun^ 
gesprochen, wenn er der Berufung des Herzogs auf die Ehre 
und Würde des lleichs dessen eigene, derselben seit Alters 
keineswegs entsprechende Handlungsweise entgegenstellt : c(Der 
Herzog fordere für sich dieselben Rechte und Privilegien wie 
die übrigen Stände; doch möge man sich fragen, oh dieser 
Fürst jemals auf das Reich llücksicht genommen und um das 
Reich sich gekümmert habe, ausser wenn seine eigene Un- 
besonnenheit ihn ins Veiderben gestürzt, ob er die Ratschläge 
dieses i*ühmvollen Korpus, als dessen Glied er sich jetzt mit 
so grossem Eifer aufspiele, jemals eingeholt, geschweige denn 
ihnep gefolgt sei». 2 — Der Lothringer liess sich durch eine 
so scharfe und im Grunde durchaus berechtigte Sprache nicht 
abschrecken, sein Lehnsverliältnis zum Reich immer von 
neuem für sich und seine gefährdete Sache anzuführen. Er 
entschuldigte selbst die Verzögerung der von Frankreich gefor- 
derten Entlassung seiner Truppen mit der Ausflucht, dass er 
diese Truppen im Reiche unterhalten habe, um den Verpflich- 
tungen gerecht zu werden, die ihn dem Charakter seiner 
Staaten gemäss mit demselben verbänden, damit er nach dem 
auf dem Reichstag gemachten Anschlag gleich den übrigen 
Ständen des Reiches sein Teil zu dessen Schulz und Ver- 
teidigung beitrüge. 3 

In Regensburg war indes sehr wenig Stimmung vor- 
handen, sich von Reichswegen in die lothringischen Händel 
einzumischen. Die trüben Erfahrungen, die man auf dem West- 
fälischen Friedenskongress mit älinlichen Versuchen gehabt, 
Hessen es nicht ratsam erscheinen. Man begnügte sich endlich 
damit, den Kaiser mit dem heiklen Geschäft zu beauftragen, 
den Lothringer unter seine Protektion zu nehmen und in Paris 
seine Restitution zu erwirken. Ludwig XIV. war jedoch um 
keinen Preis zu bestimmen, den ohne Mühe gewonnenen Raub 
gutwillig herauszugeben ; in zwar freundlichen, aber entschie- 
denen Ausdrücken wiess er jede Medialion des Kaisers zurück : 
crdieser Staat gehöre ihm und frei wolle er darüber verfügen». * 
Es kümmerte ihn nicht, dass es zum Teil Reichslande, dass es 
Gebiete waren, zu derem Schutz das Reich sich duich förm- 
lichen Verl rag verpflichtet hatte, um deret willen der Kaiser 



1 Londorp IX, 756. 
''i Londovp IX, 7.o9. 
3 Londorp IX. 7(>1. 
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seine Mediation anbot. Auch die Reichsversainnilunj»' zog «ich, 
statt mit aller Energie ^e^en den räuberischen Nachbar auf- 
zutreten, vorsichtig zurück ; die Furcht vor Frankreich und 
der Verdruss über die nur zu l}ekannte Unzuverlässigkeit des 
Lothringers, der es gamicht verdiente, dass man sich seinet- 
wegen besonders bemühte, bestärkten sie in ihrer gleichgiltigen 
und passiven Haltung gegen die Unterjochung des Herzogtums. 

Die Kriegsereignisse der folgenden Jahre, die allgemeine 
Bewegung in Deutschland und in ganz Europa gegen die das 
europäische Gleichgewicht bedrohende Uebermacht Ludwigs XIV. 
drängten zunächst zwar diese Frage noch mehr in den Hinter- 
grund, gaben ihr aber dann, je näher die Friedensaussichten 
rückten, eine desto grössere Bedeutung. Es ist nicht uninter- 
essant^ aus einer gleichzeitigen Broschüre, die der Mitte der 
siebenziger Jahre angehört, die Ansicht einer ^unparteiischen 
und dem allgemeinen Besten gewogenen Persona) über die 
lothringische Sache wiederzugeben. ^ Der Verfasser schlägt, um 
«alle verschiedenen Plagen und Trangsalen, welche Lothringen 
entweder ausgestanden oder verursacht, zu vermeiden», ein 
recht radikales Mittel vor; er will nichts geringeres, als dass 
das Herzogtum von neuem ein Reichsglied werden und der 
Herzog dessen Gericht wie andere Reichsfürsten erkennen und 
dem Kaiser und Reich unterworfen sein soll. F]s war die voll- 
ständige Annullierung des Nürnberger Vertrags, die hiemit 
gefordert wurde, und diese Forderung entsprang wohl der 
richtigen Erkenntnis, dass jener Vertrag seine Voraussetzungen 
durchaus nicht erfüllt, dass Lothringen, statt des Reichsschutzes 
für ewig sicher zu sein, als zweifelhaftes Reichsglied densell)en 
schliesslich ganz verloren hatte. 

Anders als dieser Theoretiker es sich gedacht hatte, ge- 
staltete sich die lothringische Frage auf dem Friedenskongress 
zu Nymwegen. Ludwig XIV. wollte zuerst den lothringischen 
Gesandten die Zulassung zu demselben einfach verweigern. Aber 
abgesehen davon, dass er diesmal nicht mit der Reichsdeputation 
von Münster und Osnabrück, sondern mit einer starken Allianz, 
welcher die Herzoge seit 1673 angehörten, zu verhandeln hatte, 
war auch ein grosser Umschwung in der allgemeinen Stimmung 
für Lothringen bemerkbar. Der neue Herzog Karl V. hatte sich 
nicht nur auf vielen Sc*hlachtfeldern gegen Frankreich rühmlich 
hervorgethan, sondern durfte auch als Schwager Kaiser Leo- 
polds I. ganz andere Berücksichtigung beanspruchen, als es 
einstmals der raublustige und als Reichsfeind verdächtige Karl IV. 
venn^K-ht hatte. So liess sicli denn Ludwig endlich bewegen. 



' Diarium Europaeum XXXI. Appendix 183. «Raisons et moyens 
qui penvent servir a la paix generale con^us par \ine personne des- 
interess^e et affectionn^e au bien publiq.» 
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seinen Widerspruch ^egen die Admissiou des lothringischen 
Gesandten aufzugeben ; er gab daniit nicht seine Prätensionen 
auf das Herzogtum selbst auf. Wohl erklärten die Alliierten 
anfangs dem englischen Mediator, dass man nimmermehr zu 
dem allgemeinen Frieden gelangen werde, wofern dem Herzoge 
von Lothringen nicht die gebührende Satisfaktion l)eschehen 
sollte.i Was Frankreich aber unter einer solchen Satisfaktion 
verstand, ward aus den Anerbietungen klar, welche es für den 
Mediatoren machte. Der Austausch der Hauptstadt des Landes, 
Nancy, und des stark befestigten Longwy gegen die Uebergabe 
der unbedeutenden Stadl Toul, eine förmliche Etappenstrasse 
durch das Herzogtum, das waren die schmählichen Bedingungen, 
unter denen der französische König in die Restitution Karls V. 
einzuwilligen bereit war. Sie wurden endlich in den Friedens- 
traktat mitaufgenommen, jedoch ohne dass der Herzog geneigt 
gewesen wäre, in seine auf diese Weise völlig zerstückelten 
Lande zurückzukehren. Er wandte sich, bessere Bedingungen 
für sich erhoffend, zu wiederholten Malen an den Reichstag zw 
Regensburg. 

Ein lehrreicher Gegensatz besteht. nun zwischen dem Auf- 
treten des herzoglichen Gesandten in der Reichsversammlung 
und der Behandlung der lothringischen Frage auf dem Friedens- 
kongress zu Nym wegen. Die zwei verschiedenen Seiten der 
staatsrechtlichen Stellung des Herzogs, sein souveräner und 
sein reichsständiger Charakter werden, je nachdem die Ver- 
schiedenheit der Situation an beiden Orten es mit sich brachte, 
schärfer hervorgehoben. — In Nymwegen wird der Herzog le- 
diglich als der kaiserliche , und spanische Alliierte hingestellt, 
als der souveräne Fürst, der keinen Oberen über sich erkennt ; ^ 
sehr erklärlich, wenn man bedenkt, dass Ludwig XIV. seiner 
Beteiligung an den Friedensverhandlungen sich entgegengesetzt, 
andernfalls aber auch für seinen Verbündeten, den Bischof von 
Strassburg, dieselben Rechte gefordert hatte, «obwohl dieser 
doch im Gegenteil vom Kaiser und gesamten Reich dependiert 
und selbige für seine ordentlichen Richter erkennen und an- 
nehmen wird». Ganz anders in Regensburg! Hier, vor den 
Reichsständen, geriert auch der Lothringer sich als Reichsstand ; 
wie ein ccmembrum ad corpus und constatus ad statum uni- 
versi imperii», so tritt er an die Reichsversammlung heran. s 
Er bringt auch den Nürnberger Vertrag in Erinnerung, der das 
Reich zu seiner Beschützung verpflichtete, er setzt — man weiss 
nicht, ob man die Worte ernst nehmen soll — hinzu, dass 
diese Protektion niemals verweigert, sondern stets ausgeübt 
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w«jiil»-ii -»•!. liijtl iVtrM iiji ht nur in ilt.-h \*:i^itn^Ki.»^ii J:tlii- 
liiin'krteii, <*}ti*U:m u*ß:\k in jOn^^kT Z»fit. — Auch »Itfr Kai<€r 
^:inpti»fiilt in niehr^fin Kuninji'^sion^lekrelen mit Bezu^jhnin 
aut «itifi Nümli^'iV'i»' Vertra;: il»;!! Strin«l«:;n aufs nii;^elei;eiitlich>1e 
*i\^ FiH:*litiitiun L»thrin;r».'iiTj.* Ni*ht nui" iW.s ein^i-n fleich!?>tin»l 
unil *\*:< Reiche^ Sliijtz\v;nv;m<iteM, .son<leiii auch al* -seinen 
l«er<niili«:hen Bun«l»f-^'t;n«»>^rn und ta|iferen Tnik^-nliezwinj^rer 
will er «len Ht-izoi: v«ini rranz«">j?irj«:heii J<-h:Ii lielieit wiesen. 

Trot/<leiii wunJe *\t:i- zwanzi;rjäliri;re \V;iiren<liIl>laml mit 
Kr.ink reich IWi ;ie<<hlo^:^#fn, tjhm; «la<^ tiarin lies Li>ihiin;:ers' 
;:e<la«ht wani. K.s war »'in um <>* <ihwererer Srhla*^' lür ilie 
lf»thrin;:isohe Sache, aN duf li»;unioii<[*«»litik f Ji4|wi;:s XIV. auch 
ihre Interessen emptinrlhch verletzt liatte. Di^ vielfachen Lehns- 
hiezinliuni^en, welche die Hei-zu;:« mir den drei ßistfimeni ver- 
knüpft hattf.'n und ninrh vt^rknüptlen, verstamlen ilie }teunion:^- 
kammern trefDich zu ihren <.riinst».*n auszunutzen. Seihst Nii- 
meny, auf dem die lieichsstandschaft der Hei-zogt* l)eruhte, 
wunle von ihnen in Anspruch genommen.- Hatte der franziV 
sisohe Kuni^ noch HmO eininnl daran ;^edaclit auf Grund der 
lothringischen Erwerhunj^en «lii' Heichs-jt.indschatVzu gewinnen, 
so erklärte er jetzt diejeni^ie Mark;p^ralschatl, an der die lothrin- 
♦:is<he Stimme hatlete, für einen s«»uver"inen Besitz seiner Krcme. 
Kv ^jdaiihte damit wohl alle Bande, die das Hei'zo;rtnm an das 
Reich fesselten, »'nd^^ilti;^' zerrissen zu halten. 

Mit iler Anerkennung lier fi-anzosischen Beunionen war 
nun auch durch den zwanzi^jäliri;;«^!! Waflenstillstand dieser 
neue Rechtstitei iler französischen Kr«ine auf Lothringen his 
auf weiteres indirekt anerkannt worden. Die Hoffnungen des 
HerziH^s auf Bestitution sirhienen wiederum für geraume Zeil 
vereitelt zu sein, als die grosse Kumpäisi-he Koalition 'des Jahres 
IfJSil gegen Frankreich sein«*r Sache plötzlich eine neue g^un- 
stige Wendung verhiess. 

Karl V. war inzwischen gestorhen. Statt seiner hemühte 
lieh seine Gemahlin, die Schwester Leopolds I., das Reich ziu* 
t'n»'ruischen Verteidigung der Rechte ihres unmündigen Sohnes 
zu liestimmt'n. Auf dem Beichstag von 4ü9(.) bereits reichte ihr 
Gtfrandter im Furstenrat einen Bestitutionsantrag ein, über den 
*ii|i eine lange und lebhafte, bescuiders von dem österreichischen 
Anh.ing mit grossem Kifer gefühlte Beratung entspann. Indem 
es an ilie ruhmreichen Thaten des verschiedenen Herzogs erinnerte, 
t-rklfirte Oesterreich zugleich das Herzogtum für einen unwider- 
sprochlichen Stand des Reiches inid Mitglied des oberrheinischen 
Krei<cs, das von Frankreich vollständig restituiert und kfmflig- 
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hin nach dem Nürnberger Vertrage vom Reich geschützt werden 
müsse J In demselben Sinne sprachen sich auch die meisten 
andern Reichsstände aus, am sympa tischst en natürlich Burgund, 
das die Gemeinschaft seiner und der lothringischen Interessen 
nach wie vor testhielt und daran erinnerte, dass es schon auf 
dem Westfälischen Friedenskongress prophezeit hätte, der 
Friede und die Sicherheit des Reichs würden nichtig sein, und 
neue Kriege aus dem Kriege und dem treulosen Frieden ent- 
stehen, wenn nicht Lothringen und ebenso Spanien miteinge- 
schlossen würden. 

Die grossen Verdienste des verstorbenen Herzogs um 
das allgemeine Wohl der Christenheit waren noch in zu 
frischem Andenken, um nicht auch in der Reichsver- 
sammlung einen nachhaltigen Einfluss auf die Behandlung der 
lothringischen Frage auszuüben. Mit seltener Einstimmigkeit, 
die zu der lässigen Gleichgiltigkeit, mit welcher man sich vor- 
dem zu Münster und Osnabrück in derselben Frage geäussert, 
in einem eigentümlichen Kontraste stand, ward in den Reichs^ 
konsilien beschlossen, dass man sich von Reichs wegen des 
Lothringers kräftig annehmen und für seine Admission zu den 
etwaigen Friedensverhandlungen nicht minder wie für seine 
völlige Restitution eintreten wolle. 2 Dass trotz dieser Bereit- 
v/illigkeit und günstigen Stimmung von Kaiser und Reich die 
lothringische Sache auf dem Friedenskongress zu Ryswick 
nicht den gewünschten Ausgang nahm, war in den allgemeinen 
Verhältnissen begründet : In den vielen kleinen und grossen 
Fragen, die jenen Kongress bewegten, kam die lothringische 
Frage nur als ein kleiner Faktor in Rechnung ; die Alliierten 
des Kaisers zeigten, mochte auch er selbst mit dem höchsten 
Eifei" sich für seinen jungen Neffen verwenden, wenig Lust und 
Willen, seinetwegen di*s Friedenswerk irgendwie zu verzögern. 
Zwar wurden die schmachvollen Bedingungen der Nymweger 
Artikel ein wenig gemildert,» die Hauptstadt Nancy bUeb in 
i\eu Händen des Herzogs, und auch Bitsch und Homburg, Plätze, 
auf die Ludwig XIV. kraft des Reunionsrechts Anspruch er- 
hoben hatte, wurden zurückgegeben ; dafür aber bestanden die 
Franzosen auf der Behauptung der Festungen Saarlouis und 
Longwy ; auch freier Durchzug für ihre Truppen musste ihnen 
dauernd bewilligt werden. Dennoch nahm Herzog Leopold diese 
Bedingungen an und hielt nicht lange darauf unter dem Jube 
der Bevölkerung seinen feierlichen Einzug in die der alten 
Slammesdynastie wiedergewonnenen Lande. Er bemühte sich, 
zur Sicherung seiner neuen Position, auch ein erträglich freund- 
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schaftliches Verhältnis mit dem französischen Hofe herzustellen 
und leistete Ludwig XIV. nicht nur für Bar den Lehnseid, 
sondern trat auch zu ihm durch seine Vermählung mit der 
Tochter des Herzogs von Orleans in eine nahe verwandtschaft- 
liche Verhindung. 

In der Fremde geboren und aufgezogen musste sich Leo- 
pold, obwohl ihm die Herzen seiner Unterthanen warm entge- 
genschlugen, von Anfang an als Fremdling in Lothringen fühlen, 
beengt und unbehaglich in den kleinen Verhältnissen dieses 
Landes, das auf allen Seiten von französischen Besitzungen um- 
geben und durch das miUtairische Uebergewicht Frankreichs 
ganz erdrückt, trotz seiner garantierten Unabhängigkeit zu einer 
unbefriedigenden Schattenexistenz verdammt wurde. — Wie ver- 
lockend waren da für den Herzog die Aussichten, die ihm durch 
den zweiten spanischen Partagetraktat zwischen Frankreich und 
den Seemächten geboten wurden, i Er sollte das Herzogtum an 
Frankreich abgeben und dafür das reiche und blühende Mai- 
land eintauschen. — Ein Plan, der eine gewisse Analogie mit 
den früheren, mit Karl IV. über die Abtretung Lothringens ein- 
geleiteten Verhandlungen zeigt, und der, wenn er sich verwirk- 
licht hätte, den Franzosen den grossen Gewinn eingetragen 
haben würde, «die so oft versuchte Besitznahme diesös Landes, die 
immer an dem nicht zu beseitigenden Erbrecht gescheitert war, 
definitiv und rechtlich zu vollziehen». Die Veröffentlichung des 
Testaments Karls II. und die Thronbesteigung Philipps V. ver- 
eitelten indes dieses verheissungsvoUe Projekt und retteten das 
Herzogtum vorläufig noch vor dem Heimfall an Frankreich. Es 
gelang dem Herzog Leopold sogar, bei Ausbruch des spanischen 
Erbfoigekrieges für kurze Zeit zwischen den kämpfenden Parteien 
eine strikte Neutralität zu behaupten, die freilich, wenn die 
Franzosen nicht selbst ihre Kriegsführung lahm legen wollten, 
von ihnen durchbrochen werden musste ; Leopold sah sich ge- 
zwungen, ihnen sein Land zu öffnen und sich bis auf weiteres 
der Ausübung seiner Hoheitsrechte zu begeben. Er erklärte, 
dass man es ihm nicht verdenken könne, wenn er als Reichs- 
stand dem Kaiser berichte, was wider seinen Willen mit dem 
Herzogtum vorgienge, und sich deswegen bei ihm entschuldige, s 
Ein Appell an Kaiser und Reich hätte freilich in diesem Augen- 
blick, wo das Glück noch nicht von den französischen Waffen 
gewichen war, wenig gefruchtet. 

Erst als 1709 Frankreich nach innen und aussen ohn 
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mächtig am Boden la^i und Iwi den Haa^er Veriiandlunjren 
Frieden um jeden Preis zu erlangen suclile, wurde liie 
lothringische Frage wiederum brennend. Die lleiclisslande 
glaubten jetzt den Augenblick gekommen, um den Franzosen 
alle ihre lothringischen Erober^ingen zu enlreissen und die 
Restitution des Herzogtums auf den Status vor (iei' ersten 
französischen Invasion zu erwirken. Doch nicht zufrieden damit, 
verlangten sie sogar die Authebung des Lehnsverhältnisses, 
welches einst (VM) dem Grafen Heinrich von Ifer «nicht ohne 
schwere Verletzung der Rechte des Reiches mit Gewalt von 
der Krone Frankreich aufgenötigt worden aei».} — Au(h die 
Herzoge von Lothringen iiatten sich vielfach gegen dies ver- 
hasste Lehnsjoch gesträubt, aber nicht um der geschädigten 
Interessen des Reiches willen, sondern nur iiirer eignen Von 
ihnen stets so lebhaft urgierten Souveränität und Unabhängigkeit 
zu Liebe. Das Reich dagegen dachte jetzt höchstwahrscheinlich 
nur daran, die Lothringer wieder enger an sich heranzuziehen 
und sie samt den wichtigen zu restituierenden Gebieten seiner 
Oberholieit fester zu unterwerfen. • 

Ganz andere Pläne verfolgte die Politik des Herzogs 
Leopold selbst während der Haager Verhandlungen. Von der 
beschaulichen Zurückgezogenheit seines unfreiwilligen Exils zu 
Lüneville aus — sein Land war ja militairisch und poütisch 
in den Händen der Franzosen — bestürmte er den Kongress 
mit seinen Ansprüchen und Forderungen. Die drei Ristümer, 
Elsass und die Franche-Gomte hoffte er zu gewinnen ; 2 
die alten Prätensionen seines Hauses erwachten in iiim noch 
einmal mit voller Lebendigkeit, und wohl die Idee eines unab- 
hängigen Zwischenreiches zwischen Deutschland und Frankreich 
schwebte ihm vor : «In derartiger Traumwelt schwelgte das 
hilfloseste Mitglied des damaligen deutschen Reich sturst en- 
«tandes)).3 Der eitle Traum zerrann mit dem jähen Abbruch 
der Gertruidenberger Verhandlungen und mit der nochmaligen 
Wendung des französischen Kriegsgi ücks. In dem Friedens- 
schluss zu Raden zwischen dem Reich und Frankreich musste 
der Herzog sich mit den Redingungen des Ryswicker Friedens 
begnügen. 



> Lamberty V, 173. «Schreiben des Reichstages zu Regeusburg 
an die Königin Anna von England vom 20. November 170H> : Deni- 
que utrumque Lotharin giae et Barri dneatnm, illum quidem in eo, 
quo Henricus III Lotharingiae dux (der Vorgänger Karls IV., unter 
dessen Regierung die französischen Invasionen fielen) illum quondam 
possederat, statu, hunc vero sublato feudalitatis nexu ab Henrico 
Barri comite, non sine gravi iurium Imperialiam dispendio, vi metu- 
que extorto. 
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Auf* Herzog Leopold folj^te im Jahre 1721^ Franz 111., der 
Verlobte der österreichischen Kaisertochter Maria Theresia, dem, 
wie' man wenijjrstens vermuten konnte, einmal auch die deutsche 
Kaiserkrone zufallen würde. Ein französischer Vasall, der eben 
erst in Paris für Bar die Huldigung geleistet hatte, auf dem 
deutschen Kaisertreue I Ein Verhältnis, nicht weniger un- 
natürlich als bedrohlich für die Sicherheit des französischen 
Königtums ! Bei einem Wiederausbruch der Streitigkei^n- 
zwischen Deutschland und Frankreich hätten so die deutschen 
Waffen leicht ihren Ausgangspunkt in Nancy nehmen können, 
«das Herz Frankreichs wäre ihnen geöffnet worden». ^ — Eine 
treffliche Gelegenheit, diese Schwierigkeiten auszugleichen, bot 
sich in den auf den spanischen Erbfolgekrieg folgenden Friedens- 
verhandlungen. Es war ein Meisterstück der Pohtik des Kar- 
dinals Fleury, dass er die Verlegenheiten und die Sorge 
Karls VI. um die Anerkennung der pragmatischen Sanktion 
benutzte, um ihm ein Zugeständnis über die Abtretung des 
Herzogtums zu entwinden ; der französische Gesandte erklärte 
kurz ab : Frankreich- würde als Staat aufhören zu existieren, 
wenn je der Herzog von Lothringen und Bar zugleich deutscher 
Kaiser würde. 2 Den vertriebenen Polenkönig Stanislaus 
Lescinszky möge man mit den Herzogtümern entschädigen ; 
ein billigeres und bequemeres Arrangement liess sich nicht 
denken. — Auch der Kaiser gieng nach einigem Zögern auf 
den Vorschlag des Pariser Kabinetts ein, und in den Wiener 
Präliminarien vom 3. Oktober 1735 wurde die sofortige Ab- 
tretung des Herzogtums Bar an den Polenkönig festgesetzt, 
während Lothringen noch bis zum Aussterben der Medici in 
Florenz bei der alten Stammesdynasiie verbleiben sollte. «In 
Betrachtung dessen, was vom Reiche releviert, konsentierte der 
Kaiser als des Reiches Oberhaupt in besagte Reunion und ver- 
sprach seine bona officia aufrichtig dahin anzuwenden, dass 
des Reiches Einwilligung nicht weniger erhalten würde». 3 
Bereits im Mai 4736 gab das Reich seine Genehmigung zu 
den Friedenspräliminarien, jedoch nicht ohne es dem Kaiser 
ganz besonders ans Herz zu legen, beim Abschluss des defini- 
tiven Friedens seine reich sväterliche Sorgfalt darauf zu richten, 
«dass die Krone Frankreich in Ansehung der ihr cedierenden 
Herzogtümer Lothringen und Bar sich nicht in die Reichs- 
händel einmischen möge». ^ In demselben Sinne war auch der 
erste Artikel der Wiener Präliminarien abgefasst worden, in dem 
der König von Frankreich in seinem und seines Schwieger- 
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Vaters Namen ausdrücklich auf Sitz und Stimme auf den 
Reichstagen verzichtete. — Die vollständige Loslösung der 
beiden Herzogtümer aus der Organisation des Reiches konnte 
nicht schärfer ausgesprochen werden. 

Unter keinen Umständen wollte man den Franzosen mit 
der Ueberlassung von Reichsgebieten irgendwelchen Einfluss 
auf die inneren Angelegenheiten des Reiches einräumen, wie 
sie es wohl 1648 und 1659 erstrebt hatten. — Dagegen sollte 
es nach dem vierten Artikel des Reichsgutachtens «dem Herzog 
von Lothringen unbenommen sein und bleiben, sein von Sekulis 
bei Reichs- und Kreistagen hergebrachtes Sitz- und Stimmrecht 
unter dem bisherigen Aufruf wegen Nomeny, seiner noch übrig 
bleibenden unmittelbaren deutschen Reichslanden, ohngekränkt 
und unabhängig ein als anderen Weg zu continuieren und fort- 
zuführen». Von früheren Reichslanden besass Herzog Franz, 
nachdem er im April 4736 in die sofortige Abtretung seiner 
Herrschaft eingewilligt, zwar nur noch die kleine Grafschaft 
Falkenstein, welche er sich ausdrücklich vorbehalten hatte, ^ 
und dennoch durfte er wie bisher sein Sitz- und Stimmrecht 
im Fürstenrat ausüben ; Karl VI. mochte es als eine ver- 
heissungsvolle Aussicht für die Zukunft seines Hauses betrachten, 
dass er auf diese Weise seinen Schwiegersohn, in welchem er 
ebenso seinen Nachfolger auf dem Kaiserthrone sah, als ein 
festes Glied in der Reihe der deutschen Fürsten erhalten hatte. 
Nicht ohne inneren Kampf hatte sich Herzog Franz zu der 
Verzichtleistung auf seine allen Stammeslande verstanden, und 
rücksichtslos genug hatte man ihm deren Notwendigkeit vorge- 
halten; die barsche Erklärung «keine AI »tretung, keine Erzherzogin» 
war wohl einmal dem hitzigen Bartenstein herausgefahren.^ 
In der herzoglichen Familie selbst herrschte die grösste i3e- 
kümmernis, und besonders leidenschaftlich waren die Vorstel- 
lungen, welche die verwitwete Herzogin, eine echte Tochter der 
Pfälzerin Elisabeth (Charlotte, ihrem Sohne machte. Die Anwart- 
schaft auf Toskana scheint ihr ein nichtiger Kisatz für das 
Herzogtum, denn der Grossherzog von Toskana trage sein Land 
vom Reiche zu Lehen, während die Lothringer für ihr Herzog- 
tum niemand anders verpflichtet seien als Gott allein. Lothringen 
für Toskana eintauschen, heisse sich selbst und seinem ganzen 
Hause den Todesstoss versetzen. ^ Von einem anderen Gesichts- 
punkt aus sucht eine anonyme Broschüre, die in jenen Tagen 
viel Aufsehen erregte*, den Herzog von dem letzten entschei- 



1 «Rousset. Recueil historique d'actes etc. XVII, 439. 
'^ Avneth. «Maria Theresias erste Regieiungsjahre.> I, 24. 
3 Arneth I, 'iH-^C. 

* Lepage «Recueil de documents.» I, 121. Haraiigue au sujet du 
bruit de la cession des duches de Lorraine et de Bar ä la France. 
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detiden Schritt wenn möglich nocli zurückzuhalten. Mit scharfern 
Nachdruck wird darin des Zusammenhangs zwischen Lothringen 
und dem Reiche gedacht, die Abtretung der Herzogtümer würde 
dem Reiche präjudizierlich sein. Der Herzog dürfe nicht ein so 
wertvolles Glied demselben entziehen ; und wenn auch kleinere 
Opfer an Frankreich zu ertragen wären, so sei um so mehr 
darauf zu achten, dass das älteste Herzogtum Europas erhalten 
bliebe, um sich dem Dienste des Reiches zu weihen, welches 
seinerzeit samt seinem erhabenen Ol)erhaupt gemäss des zwischen 
Karl V. und Herzog Anton geschlossenen Vertrages Lothringen 
schützen und verteidigen müsse. 

Bemerkenswert ist, wie ein Zeitgenosse, und zwar kein 
geringerer als Friedrich der Grosse, sich über die Abtretung 
des Herzogtums geäussert hat. In seinem ersten politischen 
Flugblatt, den Gonsiderations sur T^tat präsent du corps poli- 
tique de TEurope, die der jugendliche Tronerbe 4738 verfasste, 
urn die öffentliche Meinung Europas gegen das nach dem Wiener 
Frieden, entstandene österreichisch-französische Einvernehmen 
aufzureizen und insbesondere die Seemächte aus ihrer politischen 
Erstarrung zu erwecken, J vergleicht er die neue Freundschaft 
zwischen den ehemaligen Gegnern mit dem römischen Trium- 
virat, dessen Proskriptionen sogar in der Aufopferung des 
kaiserlichen Schwiegersohnes ihre Analogie gefunden hätten.^ 
Dass der Kaiser sich dabei nicht gescheut, wider die Ver- 
sprechungen seiner Wahlkapitulation, das Herzogtum Lothringen, 
ein. unveräusöierliches Lehen des Reichs, demselben zu ent- 
fremden, wird an emer andern Stelle,» wo er die absolutistische 
Reichspolitik der Habsburger geisselt, mit scharfem Nachdruck 
betont. — Die Bezeichnung des Herzogtums als eines Reichs- 
lehens, wie sie Friedrich hier giebt, ruft den Widerspruch 
Voltaire's, dem die Schrift übersandt worden war, hervor. In 
sehr vorsichtiger Weise erkundigte er sich danach, ob Lothringen 
wirklich im Reich allgemein als deutsche Provinz gelte; ihm 
scheint es im Gegenteil, als ob die Herzoge von Lothringen 
auch ihre Session am Reichstag- nicht in ihrer Eigenschaft als*^ 
Herzoge hätten. 4: Doch will der Schmeichler sich darüber kein 
selbständiges Urteil erlauben, sondern erst die Entscheidung 
seines fürstlichen Freundes abwarten. Friedrich kommt diesem 
Verlangen sölion in seinem nächsten Briefe nach, zeigt 
sich aber viel weniger unterrichtet als der Franzose und scheint 
von der exzeptionellen reichsrechtlichen Stellung Lothringens 



1 Koser. «Friedrich der Grosse als Kronprinz.» 174. 
^ «Oeuvres de Fr6deric le Grand.» VIII. 7. 

3 vin, 18. 

4 Oeuvres XXI, 219. 
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keine Ahnuiij^ zu haben, i Er erklart das Herzogtum Tüi- ein 
altes Lehen des Jleichs und für ein ehemaliges Glied des bur- 
gundischen (!) Kreises. Ebenso hätten die Herzoge zu jeder 
Zeit Session auf den Reichstagen gehabt, die Römermonate be- 
zahlt, in den Kriegen ihre Kontingente gestellt, kurz, alle 
Pflichten der Reichsfürsten erfüllt. Allerdings habe der Herzog 
Karl [IV.] oft die Partei Frankreichs oder Spaniens ergriffen ; 
aber er sei darum nicht weniger ein Glied des Reiches gewesen, 
wie der Kurfürst von Bayern (!), der die Heere Ludwigs XIV. 
gegen die des Kaisers und seiner Verbündeten befehligt hätte. 

Mit der Erwerbung Lothringens, des deutschen Phokis, 
wie Friedrich, die Politik der Franzosen mit der Eroberungs- 
politik Philipps von Macedonien vergleichend, das Herzogtum 
nennt, hatte Ludwig XV. einen glänzenden Triumph errungen. 
Was seine Vorgänger trotz aller ihrer Waffenerfolge nie dauernd 
hatten behaupten können, gewann er ohne einen Schwertstreich 
durch einen einzigen diplomatischen Meisterzug seines Ministers. 
«Die Einverleibung Lothringens war ein Werk der Umstände 
und der Geschicklichkeit, keine grosse That, aber ein grosses 
Ereignis.» 2 

Stanislaus war von Anfang an ein ünterlhan Frankreichs 
und keineswegs der Rechtsnachfolger der alten lothringischen 
Herzoge. Mit dem Reiche stand er in keinen Beziehungen, da 
auch die lothringische Stimme am Reichstage Franz L und 
seinen Nackkommen verblieben war. Sie wurde später unter 
dem alten Aufruf «Nomeny» von Oesterreich mitgeführt und 
erhielt sich im Fürstenrat bis zu dem Reichsdeputati^mshaupt- 
beschluss von 1803. — Mit der Auflösung der alten Reichs- 
verfassung erlosch dann auch diese letzte Erinnerung an die 
ehemalige Reichsstandschaft der Heraoge von Lothringen. 



J Oeuvres XXI, 229. 

* Ranke. «Französische Geschichte.» IV, 365. 
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Excurs. 

Vergleich des lothringischen und burgun- 

dischen Vertrages. 



Die Kntslehunj^sgescliiclite des hur^umlisclie« Vertrages von 
1548 hat eine bemerkenswerte Analopfie mit der dei^ lo- 
thringischen Vertrages von 154^. 

Wie das Herzogtum Obei lothringen, so war auch das nörd- 
hche Trümmerstuck des alten Lotharingiens seit alters dem 
Reiche entfremdet. Sel})st der Heimfall der hurgundisclien 
KrJ>sctiaft an die Habsburger hatte, wie man doch hätte er- 
warten sollen, keineswegs die nähere Verbindung mit demselben 
gefordert. «Auch hier zeigte sich wiederum, dass Kaisertum 
und Reich mit nichten zusammenfielen. »i Die kaiserlichen 
Habsburger, die Vertreter der Reichseinheit, hatten von jeher 
ihrer territorialen Landesholieit zu Liebe die Kinflusse des 
Reichs von iliren Erblanden fern zu halten gesucht ; schon 
war Oesterreich mit Hilfe getatschter Privilegien so gut wie 
ganz aus der Reichs Verfassung losgelöst worden. Durch den 
burgundischen Vertrag wurde nun auch die staatsrechtliche 



Sonderstellung der burgundischen Lande zum Reiche aus- 
gesprochen. 

Zwar war aus denselben durch Kaiser Maximilian im Jahre 
1512 ein besonderer, der burgundisclie Kreis gebildet, imd ein 
Reichsanschlag für sie festgesetzt worden ; aber der Widerstand 
der niederländischen Regierung gegen die Jurisdiktion des 
Kammergerichts und die Steu(jrforderungen des Reiches hörte 
darum nicht auf. Der Gegensatz veischärfte sich noch, seit 
Karl V. le¥27 die weltliche Herrschaft des Bistums Utrecht er- 
worben und sechzehn Jahre später auch das Herzogtum 
Geldern nebst Zi'itphen an sich gebracht hatte, alte unzweifel- 



Ranke. «Deutsche Geschichte im Zeitalter d. Reformation.» V, 2L 



— 95 — 

halte Reichslehen, die in den We.sttali seilen Kreis einbe^riflen 
und in der Reichsmatrikel \*ertreten waren. Da die niedei- 
ländische Regierung' auch üher diese neu erworbenen Gebiete 
in derselben Weise wie fil)er die andern burgundischen Erh- 
lande des Kaisers verfügen, d. h. sie von allen Reichsleistungen 
eximiren wollte, so kam es besonders auf den Reichstagen von 
Nürnberg, Speier und Worms * (1543, 44 und 45) zu sehr leb- 
haften Auseinandersetzungen zwischen ihren Gesandten und den 
Standen, welche gegen eine solche Reeint rächtigung der Reichs- 
reclite die entschiedenste Verwahrung einlegten. 

Der Ausbruch des schmalkaldischen Krieges machte den 
Verhandlungen auf einige Zeit ein Ende. Als sie a«f dem Augs- 
burger Reichstag von 1547|48 wieder aufgenommen wurden, 
hatte sich die allgemeine Lage inzwischen vollständig geändert. 
Der Kaiser, nach der Niederwerfung der protestantischen Op- 
position auf dem Gipfelpunkt seinei* Macht, hatte jetzt freie 
Hand, seine niederländischen Familieninteressen mit Energie 
gegen die Reiclisstände zu wahren. Ihrer Aufforderung, den 
burgundischen Kreis und die Länder Utrecht und Geldern zur 
Erfüllung ihrer Reichsptlichten anzuhalten, stellte er die Re- 
hauptung entgegen, «der burgundische Kreis sei nie zur Wirkung 
gekommen, jene Länder aber seit alters von des Reiches Juris- 
diktion befreit». Diese Privilegien, wie er später gebeten wird, 
nachzuweisen, hält er freilich für unnötig, auch bei dem lo- 
thringischen Vertrag habe man sich nicht um solche Skrupel 
bekümmert. 2 — Der Kaiser wai* sich eben vollauf seiner augen- 
blicklichen Machtstellung bewusst; die Reichsversamndung 
waj^te nicht nachhaltigen Widerspruch zu erheben und gieng 
nach einigenl Zaudern auf seine Vorschläge ein. Als Resultat 
dieser Verhandlungen kam am 26. Juni der burgundische Ver- 
trag zustande, den man nicht mit Unrecht als ein Seitenstück 
zu dem Nürnberger Vertrag bezeichnen darf. — Auch die Ab- 
fassung und Anordnung der Urkunde im einzelnen lässt keinen 
Zweifel darüber, dass ihr die lothringische von 1542 als Modell 
gedient hat. 

Zunächst werden auch hier die Ansichten und Forderungen 
beider Parteien, des Reiches sowohl wie der durch den Kaiser 
vertretenen niederländischen Regierung einander entgegen- 
gestellt, nur mit dem Unterschiede, dass die Forderungen der 
Reichsstände diesmal denen des Kaisers vorangehen ; sehr er- 



1 Häberlin. «Neueste Teutsche Reichsgeschichte.» I, 420 ff. 

2 Papiers d'Etat du cardinal de Granvelle. «Declaration de 
Charles-Quint comme souverain des Pays-Bas et du comte de Bour- 
gogne.» ITl, H21 : Sa majeste ne tient point convenable iiy necessaire 
que Ton doive entrer on ces disputes par exhibition de titres ou 
Privileges. . . 
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klärlich, da sie auch in den früher jjeführteu Verhandlungert 
stets a}s der treibende Teil erschienen waren, während sechs 
Jahre zuvor umgekehrt die Beschwerden des Herzogs über das 
Reich den Anstoss zu dem Nürnberger Vertrag gege))en hatten. 

Sehr bezeichnend ist es, dass der Kaiser seiner Bereit- 
willigkeit, dem Reich mit einem Vermittelungsvorschlag ent- 
gegenzukommen, fast in derselben Weise Ausdruck verleiht 
wie seiner Zeit der Lothringer. Wie dieser erklärt hatte, dass 
er mit dem Reich lieber in Frieden als in Zwietracht leben 
wolle und darum zu einem Vergleiche die Hand biete, so war 
auch der Kaiser nach seinen W^orten weit davon entfernt, dem 
Reiche irgend etwas zu entziehen, sondern zur Erhaltung gegea- 
seitiger und nachbarlicher Freundschaft vielmehr geneigt, \n 
die Zusammenfassung aller seiner niederländischen Erblande in 
einen Kreis und in die Festsetzung einer bestimmten Reichs- 
kontribution für dieselben einzuwilligen. Hierdurch wurde» 
auch Geldern, Zütphen und Utrecht, ehemalige Glieder des 
westtiiÜschen, dem burgundischen Kreise beigefügt, eine Um- 
gestaltung der Kreisverhältnisse, bei der für den Kaiser dyna- 
stische Gründe massgebend waren. Sein Versuch, das Herzog- 
tum Württemberg, das er 1524 vom. schwäbischen Bunde er- 
woiben hatte, aus dem schwäbischen Kreise loszulösen und zu 
der grossen österreichischen Ländei'masse zu sclilagen, war 
einst an dem Widerstreben der Reichsstände gescheitert. Jetzt 
gelang es ihm, die Maximilianische Kreisordnung zu durch- 
brechen und für alle seine burgundisch-niederländischen Lande 
einen besonderen privilegierten Kreis zu errichten. Sein Vor- 
schlag gieng nun dahin, diesen neu organisierten Kreis zur 
Leistiuig eines doppelten Kurfürstenanschlags ans Reich zu 
verpflichten, ihn dafür unter dessen Protektion zu stellen, im 
übrigen aber bei seinen alten Freiheiten und Rechten zu lassen. 

Die Proposition des Kaisers an den Reichstag ist demnach 
bestimmter gehalten als die ehemalige Herzog Antons von 1542. 
Der hatte nur um eine Ermässigung seiner Reichskontribution 
ersucht,! ohne die von ihm zu zahlende Summe näher zu 
fixieren. Der Kaiser dagegen bietet sogleich einen doppelten 
Kurfürstenanschlag ; unzweifelhaft mit Rücksicht auf die zu Nürn- 
berg den Lothringern auferlegte Leistung eines zwei Drittel 
Kurfürstenanschlages. Auch die Auffassung desselben als eines 



1 Lothringischer Vertrag. ^ Burgandischer Vertrag. 

Offerebatqne, qnod ratione feu- Aliamque pecuniae summam 

dorum . . . consentiret, annis sin* contribüant, tantam nimirum^ 
gnlis iustam et congruentem sum- quanta esse potest duorum prin- 
mam . . . cipum electorum cmitributio ac ne 

ultra hanc onerentur. 
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Preises für die zugesicherte Protektion des Reiches ist unschwer 
aus den Worten der Urkunde herauszulesen. i Dass diese Pro- 
tektion aber ganz im Sinne der lothringischen gedacht war, 
sagt Karl V. selbst in einer Deklaration an die Reichsstände. » 

Nachdem so in der Einleitung der Urkunde die Ansichten 
und Forderungen der beiden Parteien nebeneinander gestellt 
sind, wird von den gefassten Beschlüssen zuerst genau wie in 
dem lothringischen Vertrage die Protektion des Reiches über 
die niederländischen Krblande verkündet. Diese werden der 
Reihe nach aufgezählt. Jedoch wird hier nicht, wie in dem 
Nürnberger Vertrag, ausdrücklich erwähnt, dass die Protektion 
nicht etwa nur für die Keichslehen, sondern auch für die 
weiteren niederländischen Besitzungen des Kaisers gelte. 3 Die 
Reichslehen Geldern, Zütphen und Utrecht werden ohne be- 
sondere Hervorhebung mitten unter den andenm burgundischen 
Provinzen au fgefüh rt . 

Eine zweite, aber nicht blos redaktionelle, sondern viel 
bemerkenswertere Abweichung vom Nürnberger Vertrag ist die 
nun folgende Bestimmung, dass es den Niederländischen Erb- 
landen frei stehen soll, ihre Gesandten zu den Reichstagen zu 
schicken, und dass dem Kaiser und seinen Nachkommen ihret- 
wegen als Erzherzogen von Oesterreich Stimme und Session im 
Fürstenrat gewährt wird. Also nicht auf Grund irgend eines 
Reichslehens wird ihnen dieselbe bewilligt, sondern für die 
Niederlande insgesamt und zwar unter dem Namen eines 
Erzherzogs von Oesterreich. — Deshalb erscheinen auch, so 
lange noch alle habsburgischen Besitzungen in einer Hand ver- 



1 Lothringischer Vertrag. ^ Burgundischer Vertrag. 

Cum ea tarnen conditione, qiiod Et ut vidssim siiscipiantur in 

ipse volebat, illud onus sup7'a se protectimienif tutelam conservatio- 
suscipere non tantum ratione feu- nemque S. B. Imperii. 
dorum pariicularium, sed et prop- 
terea quod illa incorporata erant 
in SUD ducatu, ut etiam ipse et 
totus Lotharingia^ ducatus prote- 
gerentur. 

2 «Papiers d'Etat du cardinal de Granvelle,> III, 320. «Sa majeste 
entendrait ses dits terres et pays moiennant la dite contributiation, 
doiresenavant estre soubz la protection et gardes des empereurs et 
rois des Romains efc du dit empire et debvoir estre defenduz, gardez 
et soubtenuz conime ensemble traicte a este fait avec les ducs de Lor- 
raine. 

3 Lothringischer Vertrag. Ita ut dictus Nester consanguineus 
dux Lotharingiae Antonius et ipse heredes, non tantum cum mem- 
hris aut statibus particularibus dependentibus ex feudo et feudo sub- 
alterne ab imperio, verum etiam cum ducatu Lotharingiae . . . 
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einigt sind, in den Reichsabschieden, mit einer Ausnahme von 
1552, tfur allgemeine Unterschriften «für das Haus Oesterreich», 
nicht für die Niederlande speziell. Erst seit 1559, seit der de- 
finitiven Trennung der österreichischen und burgundischen 
Lande, finden sich regelmässig zwei Unterschriften, eine für 
«das Haus Oesterreicli, eine für das Haus Burgund.»! Die 
Gleichförmigkeit dieser beiden Unterschritten beweist aber deut- 
lich genug die Gemeinsamkeit des habsburgischen Familien- 
interesses; nicht eigentlich die Länder, geschweige denn die 
Reichslehen waren auf den Reichstagen vertreten, sondern nur 
die beiden fürstlichen Häuser. Ebenso erhielt Burgund im 
Fürstenrat nicht, wie es doch das natürlichste gewesen wäre, 
seinen. Platz auf der weltlichen, sondern dicht neben Oesterreich 
auf der geisthchen Bank und behauptete so eine entschiedene 
Ausnahmestellung vor den übrigen Reichsfürsten. — Während 
auf diese Weise der Grund zu der Regelung des burgundischen 
Sessionsverhältnisses schon durch den Augsburger Vertrag ge- 
legt wurde, enthält der Nürnberger Vertrag darüber noch keine 
Bestimmung. Erst seit 1570 ist das Haus Lothringen, aber zu- 
nächst nur durch eine Seitenlinie und nicht etwa wegen des 
Herzogtums selbst im Reichsfürstenrat vertreten. 

Der zweite Hauptpunkt der Augsburger wie der Nürnberger 
Urkunde bezieht sich auf die Kontributionspflicht der burgund- 
ischen Lande gegen das Reich. Ihr Anschlag zu allen Reichslasten 
wird, wie es der Kaiser gewünscht, auf den zwiefachen eines 
Kurfürstentums angesetzt, trotzdem jetzt noch die Beiträge für 
Geldern und Utrecht miteinzurechnen waren. Eine nicht geringe 
Ermässigung, da nach der Wormser Matrikel von 1521 schon 
allein die Beiträge für Burgund und Utrecht zusammengenom- 
men fast das dreifache eines Kurfürstenanschlages ausgemacht 
hatten. 

Dieser allgemeinen Bestimmung über die burgundischen 
Reichsverpflichtungen ist, im Gegensatz zu dem Nürnberger 
Vertrag, der darüber nichts enthält, noch in einem besonderen 
Zusatz beigefügt, wi(i es die niederländischen Erblande des Kaisers 
mit Erhebung des gemeinen Pfennigs und der Türkenhilfe zu 
halten hätten. Hier zeigte sich am deutlichsten, wie eifrig der 
Kaiser selbst zu Ungunsten des Reiches über die Territorialho- 
heit seiner Erblande wachte. Die Einsammlung des gemeinen 
Pfennigs, gegen den sich der ständige Partikularismus stets am 
lebhaftesten erhoben hatte, wollte er in ihnen nicht zulassen, 
sondern das Reich durch ein Pauschquantum für diesen Aus- 
fall entschädigen. Ueber die Höhe desselben scheinen beide Par- 
teien zuerst verschiedener Meinung gewesen zu sein. In seiner 



1 Domke. «Die Virilstimmen im Reichsfürstenrat » 119, 
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Deklaration an die Stände ^ sowohl wie in eiiUMn Vertragsentwurf, 
der sich in Granvellas Papieren aufj^efunden hat, erklärt sich 
Kall V. nur hereit, statt des jjemeinen Pfennijjs die gewöhnliche 
Kontiihution eines Röniermonats zu leisten. Doch kommt ein 
Vergleich dahin zu stände, dass die Niederlande zwar von der 
Einsammlung des gemeinen Pfennigs dispensiert, dafür aher 
verpflichtet sein sollen, eine so grosse Summe ans Reich zu 
zahlen, wie sie der gemeine Pfennig in den Gehieten zweier, 
von den Ständen zu hezeichnenden Kurfürsten am Rhein ein- 
bringen würde. Ebenso sollten sie »ich auch, wenn eine allgemeine 
Expediten gegen die Türken beschlossen würde, nach den Lei- 
stungen dreier, gleichfalls von den Ständen bestimmten Kurfürsten 
richten. — Da die Türken mit ih^'en Angriffen stets am ersten 
und heftigsten die österreichischen Lande bedrohten, so war 
es kein zu grosses Opfer füi- die burgundischen Lande, in diesem 
Falle, wo das dynastische Interesse ihi*es gemeinsamen Herrschers 
in Frage kam, auch mit einer J)edeutenden Hilfeleistung für 
sie einzutreten. — Die nun folgende Bestimmung, ' dass die 
Niederlande für die Zahlung dieser ihnen auferlegten Reichs- 
konlribution dem Kammergericht unterworfen, ifli übrigen aber 
von dessen Jurisdiktion befreit sein sollen, findet sich in dem- 
selben Zusammenhang auch in der lothringiscJien Urkunde. 
Nur dass hier die weiteren Reservat rechte des Kammergerichts, 
die dort erwähnt wurden, fort fallen. ^ Daran schliesst sich die 
Erklärung der Niederländischen Er blande samt ihrem Zubehör 
für ganz frei und nicht unterthänige Fürstentümer ; fast mit 
den Worten des Nürnbejgei' Vertrages, obwohl hier nocli aus- 
drücklich die NichtVerbindlichkeit der Reichssatzungen und Ab- 
schiede bew'illigt w-ird. Endlich sollen auch die Reichslehen 
wie bisher vom Reich zu Lehen empfangen und getragen wer- 



J «Papiers d'Etat du cardinal de Granvelle.> III, 320. 

2 «Papiers d'Etat du cardinal de Granvelle.» III, 329. 

3 Lothringischer Vertrag. 3 Burgundischer Vertrag. 

Praeterea pro sdlutimie talmm Item casu, quo Provinciae no- 

coUectariim et cmitrihutionum, pro strae patrimoniales Inferiores de- 

conservatione pubhcae pacis, erec- esseut dictae contrihiitionis solu- 

tae in imperio, pro- securitate et tionis eamque different . . . respon- 

sälvo conductu, Caesarea e Ma- debunt in Camera Imperiäli ibique 

jestate et Nobis^ Romanis Impe- cow^raßos, sicut contra alios S.R.J. 

ratoribus et Regibus, qui quoque Status ^^rocetZe^wr, ad cogendum, ut 

tempore erunt, sacro R. Imperio solvant, quod debent ; sed excepto 

eiusdemque iuris dictioni suberunt casu dictae nostrae Provinciae ma- 

et ad id spectabunt . . . Alias nebunt omnino in pacifica posses- 

autem ipsi cum ducatu Lotharin- sione omnium . . . hbertatum . . . 

giae ... ab omnibus processibus eruntque exempti et liberi a dicta 

S. R. J. libori et exempti erunt. iurisdictione nostra et S. M. J. 
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den.i — Der doppelte Charakter der reichsrechtlichen Stellung 
der burgundischen Lande ist damit ausgesprochen. Karl V, 
selbst lässt sich darüber in jener Deklaration an die Stände 
weiter aus. Die Freiheit und Unabhängigkeit des einen Teils 
seiner Lande führt er auf die Erbschaft des alten Lotharingischen 
Königreiches zurück ; auf Grund dessen hätten ja, wie es in 
Granvellas Entwurf heisst, auch die Herzoge von Lothringen 
immer die Souveränität behauptet und noch vor kurzem ihre 
Bestätigung durch das Reich erlangt. * — Utrecht und Geldern 
erkennt Karl zwar als Reichslehen an, nimmt aber alte Exemp- 
tionsprivilegien für sie in Anspruch.» — Er unterlässt es auch 
nicht, zu bemerken, dass die Provinzen Artois und Flandern 
erst durch mehrere Verträge mit Franz L aus dem französischen 
Lehnsjoch befreit seien ; es w'ar wohl für ihn ein ganz besonders 
angenehmer Triumph, dass er diesen, immer noch von Frank- 
reich bedrohten Gebieten den offiziellen Schutz und Schirm des 
Reiches zugesichert hatte. — Wenn übrigens noch die Lehens- . 
abhängigkeit von Frankreich wegen Artois und Flandern be- 
standen hätte, so wäre der für den Vergleich der lothringischen 
und burgundisihen staatsrechtlichen Stellung höchst charak- 
teristische Fall eingetreten, dass die burgundischen Herrscher 



1 Lothringischer Vertrag. i Burgundischer Vertrag. 

Quicquid autem praedicti nostri Bummodo tarnen dicti princi- 

consanguinei, ducis Antonii Ma- i^«^«*« et provinciae, inquantum 

jores, Lotharingiae duces et ipse ««^«*'« aliquae dependent a feudo 

hactenus a Bomanis Imperatoribus ^- ^' ^ imposterum debite cog- 

et Sacro Eoniano Imperio alias noscantur ac releventur et in feu- 

in feudum habuerunt, receperunt ^^*'* ^ S R. J.^ ut ex ante m 

ac tulerunt, idem ipse dux Ante- praesens factum est, recipiantur. 
nius eiusque siiccessores in fii- I 

turum eodem modo in feudum ha- • ' 

bebunt et decenti modo recipient 
et ferent. 

2 III, 324. Et est notoire, que les ducs de la haulte LoiTaine, a 
raison d'une partie du dict royaume de Lothier, ont toujonrs main- 
tenu et soubstenu les libertez et franchises de leurs pays et snbjectz, 
et sur Celles nagueres ont obtenu declaration et confirmation tant 
de nous que du roy des Romains nostre frere et aultres estats du- 
dict empire. • 

3 III, 324 De Sorte qu'ils reste sinon quelque petite partie de 
noz pays, entre lesquels les duchez de Gheldres, cont6 de Zutphen, 
seigneurerie d Utrecht et d'Averissel, sur la recoguoissance des- 
quelles pourraiet mouvoir difficulte les dits estatz. 

Siehe auch Einleitung des burgundischen Vertrages : et quoad du- 
catum Geldriae jam nos ostendisse statibus communibus, agnoscere 
nos eum esse Imperii . . . Nos eum in feudum accepisse ab Avo . . . 
eiusmodi contributiones nunquam ante hac ab iis fuisse petitas et 
multo minus solutas, contra fuisse eos semper exemptos. 
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nicht Illinder wie die Herzoj^e von Lothring-en nach drei ver- 
schiedenen Kompetenzen, nach ihien souveränen^ französisch- 
lehnsrechtlichen Kompetenzen, betrachtet werden mussten. 

In einem weiteren Artikel des Augsburger Vertrages 
werden die niederländischen Erblande zur Aufrechterhaltung 
des Landfriedens verpflichtet. Aber während Verletzungen des . 
Landfriedens von Seiten der Lothringer ge^en das Reich der 
Jurisdiktion des Kaminergerichts vorbehaUen waren, oder 
wenigstens der Ausdruck pro conservatione publicae pacis 
erectae in imperio in der Praxis diese Deutung erlangt hatte, 
wird inbezug auf die burgundischen Lande das Abkommen 
getroffen, das Landfriedensbruch- und andere Prozesse vor das 
Gericht des jeweiligen Friedensstörers und Beklagten gezogen 
werden, d. h. der geschädigte Niederländer vor den Reichs- 
gerichten, der eigentliche Reichsuni erthan vor den nieder- 
ländischen Gerichten sein Recht suchen solle. — Ebenso 
sollen die Niederländer im Reich und umgekehrt die Reichs- 
unlerthanen in den Niederlanden allen Schutz und alle Frei- 
heiten geniessen. — Diese Bestimmungen waren unzweifelhaft 
genauer als die des lothringischen Vertrages und boten zu 
Kompetenzkonflikten weniger Anlass, zumal sie von Anfang an 
zwischem dem Reich und den Niederlanden in Bezug auf die 
Gerichtsbarkeit eine Art völkerrechtHchen Verhältnisses herzu- 
stellen schienen. 

Die Vergleichungspunkte zwischen den beiden Verträgen 
sind damit erschöpft ; der Schlussabsatz unserer Urkunde 
kommt dafür nicht mehr in Betracht, sondern enthält im 
wesentlichen nur die Verpflichtung des Kaisers, die Ratifikation 
des Vertrages bei den Ständen seiner Erblande zu erwirken ; 
eine, wie wir bei Häberlin i lesen, keineswegs ganz leichte 
Aufgabe, die in manchen Provinzen, besonders was die 
pekuniären Leistungen ans Reich anbetraf, auf den hart- 
näckigsten Widerstand stie$s. 



Wie der lothringische, so war auch der burgundischc 
Vertrag der politischen Richtung des Kaisers gegen Frankreich 
entsprungen ; gegen diesen Erbfeind der Habsburger bedurften 
die Niederlande der Protektion des Reiches. Aber diese Protek- 
tion erwiess sich, nicht viel anders wie die lothringische, bald 
als wirkungslos. Waren schon infolge des niederländischen 
Aufstandes die Beziehungen zum Reich stark gelockert, so 
zeigte sich in weit höherem Masse in den französischen An- 
griffskriegen seit Richelieu die Hinfälligkeit der Augsburger 



1 Häberlin. «Neueste teutsche Reichsgeschichte. > I, 426. 
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Versprechungen. Bezeichnend (i^enug, dass auf dem Wesll;ilischen 
Friedenskongress die lothringische und die hurgundische Frage 
unter einen gemeinsamen Gesichtspunkt gestellt, und dass das 
Schicksal heider Schutzprovinzen des Reiches in zwei gleich- 
förmigen Klauseln {III. und IV. Artikel des Münsterer Friedens) 
von dem Ausgang des spanisch -französischen Krieges ahhängig 
gemacht wurde. — Im Utrechter Frieden empüeng dann Oester- 
reich widerwillig das durch die Eroberungslust Ludwigs XIV. 
sehr verkleinerte spanische Erbe und versuchte bei günstiger 
Gelegenheit mehrmals, und zwar auch nach dem Beispiel der 
lothringischen Herzoge, sich dieses lästigen Besitzes zu ent- 
ledigen. Aber der erste Plan, die spanischen Niederlande als 
Abzahlung für geleistete Kriegsdienste gegen Friedrich den 
Grossen, durch Vermittelung des königlichen Schwiegersohns, 
des Infanten Philipp von Parma — für Lothringen liatte die 
gleiche Holle der Schwiegervater desselben Königs übernehmen 
müssen — an die französische Krone zu bringen, scheiterte 
ebenso wie die weiteren Projekte, das bequem gelegene Bayern 
gegen dies abgerissene Glied am österreichischen Staatskörper 
einzutauschen. — In den Stürjnen der französischen Revolution 
erst gieng Belgien für das Haus Habsburg verloren. 
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Das Herzogtum 
LOTHRINGEN 

nach dem Nürnberger Vertrag. 
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I i Lothringen, 1542 für frei nnd nnabhSn- 

gig erklärt. 

znm Reiche gehörige G-ebiete Lothringens. 
I I Deutsches Reich. 

I I Frankreich. 
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streif zttge und Rastorte im Reichslande und 
den angrenzenden Gebieten. 

Heft 1 : Die Striusenhahn Strasshury-MarkoUheiM, liebst Amftügeu in den 
Kaiserstuhl, von C. Mnndel. Mit 10 Illustrationen und 2 Karten. 
2. Aufl. 8. 64 S. Mark 1 — 

Heft II: Das Wasgaubad Niedtrbi'onn und seine Umgebvmj. Mit 10 Illustra- 
tionen und einer Karte von W. Kirstein. pr. 8. 88 S. 1 — 

Heft III: Wanderungen im Biruschthale. Von ü. Kruhöl'fer. Mit zahl- 
reichen Illustrationen, gr. 8. 67 S. 1 — 

Heft IV: Rajjpoltsiceilei' und das Carolabad. Von M. Kühe. Mit Karte 
und zahlreichen Illustrationen, gr. 8. 1 — 

Heft V : Das Münsterthal im Kl süss. Ein Fnhrer für Touristen heraus- 
gegeben von der Section Münster des Vogesen-Cluhs, Mit Hildorn 
und 4 Karten. 1 — 

Demnächst erscheinen : 

Heft VI : Zabcrn und Umgebung. Ein Führer für Fremde und Einheimische. 

Von II. Luthmer. Mit zahlreichen Bildern. 1 — 

Heft VII: Der Odilienbi'rg, Barr inid Umgebung. Von Reh mann. kais. 

Oberlörster. 

Weitere Ileiu* sind in Vorbereitung. 

Panoramen aus dem Elsass. 

Näher, Panorama des Odilienbergs. — 60 

— • • Donon. ' — 60 

— • coH der Plattform des Strassburger Münsters, 1 — 

Weitere Aufnahmen sind in Vorbereitung. 

Rectoratsreden der Universität Strassburg. 

Heitz , E. Zur Geschichte der alten Strassburger Universität. Rede gehalten 

am 1. Mai 1885. — 60 

Reye, T h. Die Synthetische Geometrie im Alter th um und in der Neuzeit. 

Rede gehalten am 1. Mai 1886. — 40 

ZoBpffel, Rieh. Johannes Sturm, der erste Rector der Strassburger Aha- 

demie. Rede gehalten am 30. April 1887. — 40 

Goltz, Friedrich. Gedenkfeier des verewigten Stifters der Universität, 

weiland Seiner Majestät Kaiser Wilhelms. Rede gehalten am 1. Mai 1888. 

— 40 
Merkel, A. Ueber den Zusammenhang zwischen der Entwickehmg des 

Strafrechts und der Gesammtentwickelung der öffentlichen Zustände und des 

geistigen Lebens der Völker. Rede gehalten am 1. Mai 1889. 2. Aufl. — 40 
ten Brink, Bernh. Ueber die Aufgabe der Litteraturgeschichte. Rede 

gehalten am 1. Mai 1890. — 60 



Baumgarten, Hermann. Zum Gedächtniss Kaiser Friedrichs. Rede bei 
der Gedenkfeier der Kaiser- Wilhelms-Universität am 20. Juni 1888. — 40 

Nowack, W. Gedächtnisspredigt ilber 2 Kön. 2, 9 — 12 bei der Trauer feier 
für Kaiser Wilhelm. Rede gehalten am 18. März 1888. — 20 

Ziegler, Theobald. Thomas Moru^ und seine Schrift von der Insel 
ütopia. Rede zur Feier des Geburtstages Sr. Majestät des Kaisers Wil- 
helm II. gehalten am 27. Januar 1889. — 50 



Die PfeiferbrüSier. 

YolkBtbümliQhes Featapiel 
zar Feier des fünfhundertsten Pfeifertagei 

in Rappoltswfeiler 

Ernst Jahn, 
Dritte durchgesehene Auflage. 

8-. 81 Seiten. ^« 1.—. 



Der 

Günthers von Pairis 

im E 1 s a 8 s. 

Ein EpoB zum Buhme Kaiser Botlibarts 

ans d«m 12. Jahrhundert. 

DeuLsch von 
Theodor Vulpinus. 

gr. 8". 175 Seiten, ,.A 3.50. 

Aus der Pfeiferstadt. 

Alte und neue Lieder 

vorn Vei^fasser der «Pfeiferbrüder». 

8". 88 Seiten. Jt 1.50. 

Elsässische Pfarrhäuser. 
Erinnernngen aus meinem Vikarsleben 

von Ed, Spach. 

8». 50 Seiten. JU —Sf}. 



